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Vorwort  1 
Vorwort  
Regionale Kooperationen sind im Raum Halle-Leipzig trotz und wegen der Lan-
desgrenze zwischen Sachsen-Anhalt und Sachsen Bestandteil der Wirklichkeit. 
Sie haben sich einerseits als Reaktion auf vielfältige regionale und grenzüber-
schreitende Problemstellungen gebildet, andererseits werden darin Chancen auf 
eine bessere Positionierung im „Wettbewerb der Regionen“ gesehen.  
Das Thema „Möglichkeiten und Grenzen regionaler Kooperationen am Beispiel 
länderübergreifender Kooperationen im Raum Halle-Leipzig“ ist Inhalt einer Dip-
lomarbeit (2004 vorgelegt am Institut für Geographie der Martin-Luther-Univer-
sität Halle-Wittenberg), deren wichtigsten Erkenntnisse im Folgenden gestrafft 
dargestellt werden. Dabei stehen vor allem die Ergebnisse des empirischen Teils 
der Arbeit im Mittelpunkt, der einerseits das Kooperationsgeschehen im Hinblick 
auf eine abgestimmte Regionalentwicklung im länderübergreifenden Verdich-
tungsraum Halle-Leipzig erfasste und andererseits die Möglichkeiten und Grenzen 
gebildeter Kooperationen abzuleiten versuchte. 
Als theoretischer Hintergrund der Diplomarbeit dienten regulationstheoretische 
Forschungsansätze, die regionale Entwicklung im Zusammenhang mit Ökonomie, 
Politik und Gesellschaft betrachten und damit auch regionale Kooperationen als 
Teil regionsinterner Organisation in einen wirtschaftlichen sowie gesellschaftli-
chen Kontext stellen. In diesem Band soll vor allem das kooperative Geschehen 
in der Region Halle-Leipzig im Vordergrund stehen, daher werden auf regulati-
onstheoretische Bezüge hier verzichtet. 
Die dargestellten Ergebnisse beziehen sich im Wesentlichen auf den Stand von 
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1 Einleitung 
Regionale Planungsgemeinschaften, Planungsverbände, Raumentwicklungskon-
zepte, Städtenetze, regionale Aktionsprogramme, Regionalkonferenzen, „Regio-
nen der Zukunft“, „InnoRegio“, Regionalentwicklungsagenturen – die Liste von 
Formen interkommunaler und v. a. regionaler Kooperationen ist lang. Sie unter-
scheiden sich hinsichtlich Initiative, Inhalt, Verfasstheit und ihrer Wirksamkeit. 
Der regionalen Ebene als politischer und planerischer Handlungsraum wird seit 
Jahren eine immer größere Bedeutung beigemessen.1 Da eine Region in aller Re-
gel mehrere Kommunen, Städte und Landkreise umfasst und die administrativ 
begrenzten Planungsgebiete häufig den realen Verflechtungen und Problemstel-
lungen nicht gerecht werden, sind für eine planvolle Entwicklung der Gesamtre-
gion koordinative und kooperative Strukturen über Grenzen hinweg unerlässlich. 
Kooperationsdenken hat sich als Gegenmodell zu Wettbewerbsdenken auf regio-
naler Ebene etabliert, „denn gegenüber dem härter gewordenen Wettbewerbs-
druck der Regionen und den zunehmenden Individualisierungsprozessen in der 
Gesellschaft wird es als unabweislich empfunden, die regionalen Potentiale durch 
Akteursvernetzung, Stärkung des sog. Sozialpotentials (Fähigkeit und Bereit-
schaft zu kollektivem Handeln) und Nutzung der Selbsthilfekräfte mittels Regio-
nalisierung staatlicher Politik (Konzept vom aktivierenden Staat) zu entfalten“.2 
Neben Gebietskörperschaften und Gemeinden können und sollen daher auch an-
dere Akteure einer Region (z. B. Wirtschafts-, Tourismus- oder Umweltverbände, 
Universitäten, Private etc.) an den regionalen Kooperationen beteiligt sein. 
Regionale Akteure nehmen einerseits auf diesem Wege die Möglichkeit wahr, die 
Zukunft ihrer Region (bis zu einem gewissen Grad) selbst zu planen, zu steuern, 
positive Entwicklungen zu initiieren und darüber hinaus positive regionsinterne 
Effekte zu erzielen. Andererseits treten sie damit massiven Problemen wie Aus-
wirkungen der Globalisierung, Flächenknappheit, der Stadt-Umland-Problematik, 
Finanzknappheit der Kommunen, Regionalisierung der Lebensweise etc. entge-
gen in der Hoffnung, in gemeinsamer Anstrengung Lösungen für die gesamte Re-
gion herbeizuführen. Regionale Kooperationen dienen als Mittel zum Zweck, um 
in einer Region eine abgestimmte Regionalentwicklung zu gewährleisten. Koope-
rationsansätze im Bereich Regionalplanung und -entwicklung wurden nicht nur 
„von unten“, d. h. auf Initiative der regionalen Akteure geschaffen, sondern auch 
„von oben“, von der staatlichen Raumordnung, Landes- und Regionalplanung, 
angeregt und beispielsweise im Rahmen von Modellvorhaben der Raumordnung3 
(MORO) gefördert. 
Da die wirtschaftliche Entwicklung einer Gesellschaft im Wesentlichen von der 
Leistungsfähigkeit der Zentren abhängt, stehen kooperative Prozesse in Verdich-
                                          
1  Blotevogel bietet zu dieser These eine überzeugende Argumentation: Blotevogel, Hans Heinrich (2000): 
Zur Konjunktur der Regionsdiskurse. In: IzR H. 9/10, S. 493 ff. 
2  Fürst, Dietrich (2001): Einführung: Stadt und Region. In: DfK H. 2, S. 6. 
3  Im „Raumordnungspolitischen Handlungsrahmen“ von 1995 schlägt das Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung (BBR) Regionalkonferenzen und Städtenetze als kooperative Instrumente vor, um regionale 
Entwicklungsprozesse voranzutreiben (Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(Hrsg.) (1995): Raumordnungspolitischer Handlungsrahmen. Beschluß der Ministerkonferenz für Raum-
ordnung in Düsseldorf am 8. März 1995. Bonn, S. 5). 
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tungsräumen im Vordergrund. Insbesondere europäische Metropolregionen gel-
ten als „Motoren der gesellschaftlichen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Entwicklung“.4 Als konstituierender Teil der Metropolregion „Sachsendreieck“ 
nimmt die eng verflochtene Region Halle-Leipzig eine wichtige Stellung im Sied-
lungs- und Wirtschaftsgefüge v. a. Ostdeutschlands ein. Die historisch gewach-
sene Region Halle-Leipzig, oft auch als mitteldeutscher Kernraum bezeichnet, 
wird jedoch durch eine jahrhundertealte administrative Grenze geteilt. Durch die-
se Landesgrenze entstehen in dem Verdichtungsraum besondere Probleme, die 
kooperative Strukturen erfordern, aber zugleich auch Rahmenbedingungen, die 
eine Zusammenarbeit behindern. Deswegen oder trotzdem haben sich in diesem 
Raum zahlreiche Kooperationsstrukturen gebildet. Jedoch wirft die offensichtliche 
Diskrepanz zwischen einer in einem Staatsvertrag5 zwischen dem Land Sachsen-
Anhalt und dem Freistaat Sachsen manifestierten Zusammenarbeit bei der 
Raumordnung und Landesplanung sowie weiteren kooperativen Gremien6 und 
den tatsächlichen raumwirksamen Aktivitäten in den Teilregionen Halle und Leip-
zig die Frage nach dem Stand und der Zukunft der Kooperationen in der gesam-
ten Region auf. So bewarben sich beispielsweise 2001 beide Teilregionen ge-
trennt um den Standort eines neuen BMW-Werkes und machten sich damit zu 
Konkurrenten. In einer Region wäre eine gemeinsame Bewerbung oder eine vor-
herige Abstimmung über einen Standort in der Region zu erwarten gewesen. 
Unter Möglichkeiten werden Potenziale bzw. Chancen einer Kooperation verstan-
den, Probleme und Aufgaben zu bewältigen und die Regionalentwicklung positiv 
zu beeinflussen. Dabei spielen sowohl die fachliche Kompetenz, einen Lösungs-
weg zu finden, als auch die Möglichkeit der Umsetzung des Lösungsweges eine 
Rolle. Grenzen sind einer Kooperation gesetzt, wenn die gesteckten Ziele nicht 
erreicht werden können oder ein anvisierter Lösungsweg nicht zur Umsetzung 
gelangen kann. 
Um eine Bewertung von Möglichkeiten und Grenzen regionaler Kooperationen mit 
dem Fokus auf Regionalplanung und -entwicklung nach objektivierten Ge-
sichtspunkten vornehmen zu können, wurden in einer umfangreichen Sekundärli-
teraturanalyse Formen der Zusammenarbeit systematisiert und Indikatoren für 
eine mögliche Bewertung ihres Funktionierens abgeleitet. Über die gewonnenen 
Indikatoren konnten nun am Beispiel länderübergreifender Kooperationen im 
Raum Halle-Leipzig Möglichkeiten und Grenzen ihrer Wirksamkeit erschlossen 
werden. Dabei lieferten Experteninterviews7 und die Auswertung von Fach- sowie 
grauer Literatur die für die Wertung und Interpretation notwendigen Daten.
                                          
4  Ebd., S. 27. 
5  Gesetz zum Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Sachsen und dem Land Sachsen-Anhalt über die Zu-
sammenarbeit bei der Raumordnung und Landesplanung im Raum Halle-Leipzig vom 21. Januar 1994 
(GVBl LSA Nr. 3/1994 ausgegeben am 25.01.1994). 
6  Z. B. Regionalforum Mitteldeutschland, Regionalentwicklungskonferenz Halle-Leipzig. 
7  Es wurden elf Interviews mit 14 Akteuren bzw. Experten geführt, die auf verschiedenen Ebenen und in 
Vertretung unterschiedlicher Institutionen am Kooperationsprozess beteiligt sind oder waren. Es wurden 
Vertreter von Politik, Verwaltung, Wirtschaft/Wirtschaftsverbänden befragt; zudem wurde darauf geachtet, 
Vertreter beider Länder in ausgewogenem Maße einzubeziehen. Die Auswertung der Interviewtexte folgte 
der „interpretativen Auswertungsstrategie für leitfadenorientierte Interviews“ nach Meuser/Nagel (1991). 
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2 Grundlagen regionaler Kooperationen 
2.1 Die Region und ihre Bedeutung 
2.1.1 Der Regionsbegriff 
Während der Regionsbegriff in den 1960er Jahren vorwiegend als Fachbegriff von 
Geographen und Raumplanern gebraucht wurde, setzte in den 1970er Jahren im 
Zuge von Verwaltungsreformen und der Regionalismusdebatte ein politischer 
Diskurs des Begriffes „Region“ ein. In den 1980er und 1990er Jahren geriet der 
Begriff mehr und mehr zum Modewort in Öffentlichkeit, Politik und verschiedenen 
Wissenschaften.8 
Der Begriff der Region wird durch viele Dimensionen geprägt. In der Dimension 
Politik tritt die Region v. a. als politisch-administrative, subnationale Ebene im 
Rahmen eines föderalen Staatsaufbaus zu Tage. Im Bereich der Ökonomie um-
fasst eine Region einen Verflechtungsraum von Unternehmen, die durch Netz-
werkstrukturen Synergieeffekte nutzen. Da das regionale soziale und kulturelle 
Umfeld für die Bereitschaft und Fähigkeit von Innovationstätigkeit bedeutend ist, 
kann die Region auch als Milieu des Innovationsgeschehens9 begriffen werden. 
Zudem kommt den Regionen im zunehmend globalen Standortwettbewerb durch 
ihre größere Wettbewerbsfähigkeit im Vergleich zu einzelnen Standorten eine 
wachsende Bedeutung zu. In der Dimension der Sozialstruktur wird gar von einer 
Renaissance des Regionalen gesprochen – seit den 1980er Jahren sind eine Wie-
derentdeckung der Heimat und der Regionalkultur (Aufwertung von Dialekten, 
regionale Kulturszene etc.) sowie eine Regionalisierung der Medien (Zeitungen, 
Lokalrundfunk- und -fernsehsender) zu spüren. Im Bereich der Ökologie sind re-
gionale Betrachtungsweisen nichts Neues. Sie schlagen sich beispielsweise in der 
angestrebten Schaffung regionaler Verbundsysteme nieder. Nicht zuletzt kommt 
der regionalen Ebene unabhängig von administrativen Grenzen im Bereich der 
raumbezogenen Planung eine vermehrte Bedeutung zu. Zum einen besteht aus 
sachlichen Gründen häufig die Notwendigkeit zur interkommunalen und regiona-
len Zusammenarbeit, z. B. beim Nahverkehr oder in der Abfallwirtschaft, zum 
anderen wurde diese Ebene „entdeckt“, um regionalspezifische Probleme unter 
Einbeziehung und Mobilisierung regionaler Akteure zu lösen.10 
HAGGETT definiert die Region als „Gebiet, in dem dessen Charakter und die räum-
lichen Beziehungen einen gewissen Zusammenhang bewirken“.11 Die Region ist 
als Interaktionsraum, der durch funktionale (physische oder immaterielle, insbe-
                                          
8  Blotevogel, Hans Heinrich (2000): Zur Konjunktur der Regionsdiskurse. In: IzR, H. 9/10, S. 491.; ausführ-
lich zur historischen Entwicklung regionaler Kooperationen z. B. Klemme, Marion (2002): Interkommunale 
Kooperation und nachhaltige Entwicklung. In: Institut für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Bei-
träge zur Raumplanung, 110. 
9  Ebd., S. 491. 
10  Vgl. Blotevogel, Hans Heinrich (2000): Zur Konjunktur der Regionsdiskurse. In: IzR, H. 9/10, S. 491 f.; 
Bade, Franz-Josef (1998): Möglichkeiten und Grenzen der Regionalisierung der regionalen Strukturpolitik. 
In: RuR, H. 1, S. 4; Danielzyk, Rainer (2003): Die Rolle der Raumordnung bei der Entwicklung und Pla-
nung von Stadtregionen. In: Münstersche geographische Arbeiten, 46, S. 193 ff. 
11  Haggett, Peter (2001): Geographie: Eine globale Synthese. Stuttgart, S. 378. 
8  2 Grundlagen regionaler Kooperationen 
sondere kommunikative) Verflechtungen begründet wird, zu verstehen.12 Eine 
eindeutige Abgrenzung von Regionen ist nicht möglich, da funktionale Verflech-
tungen je nach Handlungsfeld variabel sind. So können sowohl offene Bereiche 
als auch Überlappungen zwischen den unterschiedlichen Verflechtungsmustern 
bestehen.13 In der Regel liegen Regionen administrative Raumeinheiten zugrun-
de, da nur auf dieser Ebene offizielle statistische Daten existieren, anhand derer 
andere Regionalisierungen14 vorgenommen werden können. Deshalb sind diese 
meist gemeinde- oder kreisscharf abgegrenzt. Grundsätzlich jedoch sind Regi-
onsabgrenzungen variabel, nicht zuletzt um der Region als Entwicklungsraum ge-
recht zu werden.15 
Regionen sind also einerseits Werkzeuge der Wissenschaftler zur Ordnung des 
Raumes (Region als gedankliches Konstrukt der Wissenschaft), zum anderen 
entstehen sie als Folge menschlichen Handelns (Region als historische oder ge-
sellschaftliche Konstrukte).16 
Die Ebene der Regionen ist in Deutschland zwischen Landes- und Kommunalebe-
ne angesiedelt, steht also im Spannungsfeld lokaler, nationaler und supranatio-
naler (europäischer) Politiken und stellt eine intermediäre Ebene dar.17 Entspre-
chend dem beschriebenen Regionsbegriff sind Regionsabgrenzungen offen und 
können daher auch länderübergreifend getätigt werden. 
2.1.2 Bedeutungsgewinn der regionalen Ebene 
Die Erscheinung „regionale Kooperation“ ist keine neue, jedoch eine in den letz-
ten 20 Jahren aufblühende. Im Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich ein breites 
Instrumentarium18 an Kooperationsformen entwickelt und immer wieder entspre-
chend den äußeren Rahmenbedingungen gewandelt. Die Gründe für den Bedeu-
tungsgewinn der regionalen Ebene und damit der regionalen Kooperationen in 
jüngerer Zeit sind vielfältig: 
 
 
                                          
12  Blotevogel (1999) zitiert in: Danielzyk, Rainer (2002): Interkommunale Zusammenarbeit und Regional-
entwicklung – politische Schnittstellen der Regionalplanung. In: ARL (Hrsg.): Neue Wege in der Regional-
planung. Arbeitsmaterial/ARL 297, S. 35. 
13  Ebd., S. 35; Adam, Brigitte; Wiechmann, Thorsten (1999): Die Rolle der Raumplanung in regionalen 
Agenda-Prozessen. In: IzR, H. 9/10, S. 670. 
14  Bathelt u. Glückler (2002) beschreiben drei Abgrenzungskriterien nach denen Regionalisierungen vorge-
nommen werden können: Homogenitäts-, Funktional- und Verwaltungsprinzip; vgl. Bathelt, Harald; Glück-
ler, Johannes (2002): Wirtschaftsgeographie. Stuttgart. 1. Auflage, S. 45 ff. 
15  Benz, Arthur (2001): Vom Stadt-Umland-Verband zu „regionale governance“ in Stadtregionen. In: DfK, 
H. 2, S. 58. 
16  Blotevogel, Hans Heinrich (2000): Zur Konjunktur der Regionsdiskurse. In: IzR, Heft 9/10, S. 497 ff. 
17  Ebd., S. 497 ff.; Benz, Arthur (2001): Vom Stadt-Umland-Verband zu „regionale governance“ in Stadtre-
gionen. In: DfK, H. 2, S. 58. 
18  Siehe Kap. 3. 
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Regionalisierung der Ökonomie: Die regionale Ökonomie bewegt sich im Span-
nungsfeld von Globalisierung19 und Regionalisierung20. Der Trend zur Globalisie-
rung ist nicht mit einem Bedeutungsverlust des Regionalen und des Lokalen ver-
bunden.21 Vielmehr kann von Glokalisierung22 gesprochen werden, d. h. Globali-
sierung und regionsspezifische Strukturen beeinflussen die Entwicklungsdynamik 
von Raumeinheiten gleichermaßen. Während KRÄTKE den Faktor „räumliche Nä-
he“ zwischen Produzenten, Zulieferern und Dienstleistern in einigen Wirtschafts-
bereichen aufgewertet sieht,23 stützen später durchgeführte empirische Studien 
diese These nicht immer. Diese belegen vielmehr, dass technologischen Kompe-
tenzen und Kostengunst bei ökonomischen Beziehungen wie beispielsweise Tech-
nologietransfer, Zuliefererverflechtungen und produktionsorientierte Dienstleis-
tungen eine vorrangige Bedeutung zukommt, wohingegen räumliche Nähe in 
diesem Kontext keine Rolle spielt.24 Dass günstige Rahmenbedingungen, ein „En-
semble von regionalen Standortbedingungen“25, wie eine gut ausgebaute Infrast-
ruktur, attraktive Lebensbedingungen, Humankapital, wirtschaftsfreundliches 
Klima, positives Image etc. in der Dienstleistungs- und Informationsgesellschaft 
für wirtschaftliche Entwicklung förderlich sind, ist hingegen unbestritten. Diese 
Anforderungen sind effektiver in Kooperation mehrerer Gemeinden als durch ein-
zelne Kommunen zu realisieren. Im Zuge interregionaler und internationaler 
Standortkonkurrenz geht es auch darum, als genügend große Region wahrnehm-
bar zu bleiben oder zu werden und ein Gegengewicht zu multinational agierenden 
Unternehmen und supranationalen Entscheidungsstrukturen zu bilden. Nicht zu-
letzt ist zu beobachten, dass Regionen in Konkurrenz um Investitionen und Ein-
wohner zunehmend ihre wirtschaftlichen und kulturellen Eigenarten vermarkten. 
Außerdem zeichnet sich im kulturellen Bereich mit dem Aufleben regionaler Tra-
ditionen, Heimatvereinen, regionaler Medien etc. geradezu eine „Renaissance des 
Regionalen“ ab.26 
                                          
19  Krätke (1995) versteht unter Globalisierung „einen Prozess der weiträumigen Ausdehnung und Verknüp-
fung von Aktivitäten, der u. a. in einer wachsenden, regionale und nationale Grenzen überschreitenden 
Bewegung von Gütern, Kapital und Menschen zum Ausdruck kommt.“ In: Krätke, Stefan (1995): Globali-
sierung und Regionalisierung. In: GZ, H. 3/4, S. 207. 
20  Unter Regionalisierung versteht Krätke (1995) „einen Prozess der relativ kleinräumigen territorialen Integ-
ration und Vernetzung von Aktivitäten, der häufig mit einer Wiederaufwertung besonderer regionaler Qua-
litäten und Beziehungsgefüge verbunden ist.“ In: ebd., S. 207. 
21  Ebd., S. 211. 
22  Elsner, Wolfram (2000): Regionalisierung und Neuer Regionalismus – The Big Divide: Neoliberalismus oder 
proaktive Regionalpolitik. In: IzR, H. 9/10, S. 575. 
23  Krätke, Stefan (1995): Globalisierung und Regionalisierung. In: GZ, H. 3/4, S. 213. 
24  Danielzyk, Rainer (1999): Regionale Kooperationsformen. In: IzR, H. 9/10, S. 577; Bade, Franz-Josef 
(1998): Möglichkeiten und Grenzen der Regionalisierung der regionalen Strukturpolitik. In: RuR, H.1, S. 3. 
25  Bermann, Eckhard; Jakubowski, Peter (2001): Strategien der Raumordnung zwischen Kooperation und 
Wettbewerb. In: IzR, H. 8, S. 469. 
26  Bergmann, Eckhard; Hardt, Ulrike (1999): Aufgabenverteilung und Einnahmekompetenzen in Regionen. 
In: IzR, H. 9/10, S. 632 f.; Danielzyk, Rainer (1999): Regionale Kooperationsformen. In: IzR, H. 9/10, 
S. 578; Fürst, Dietrich (1999): „Weiche Kooperationsstrukturen“ – eine ausreichende Antwort auf Koope-
rationsbedarf in Stadtregionen? In: IzR, H. 9/10, S. 610.; Krätke, Stefan (1995): Globalisierung und Re-
gionalisierung. In: GZ, H. 3/4, S. 211 f.; Koch, Axel (2003): Teilraumkonzepte, Regionalmanagement. In: 
ARL (Hrsg.): Aktuelle Aufgaben für die Landes- und Regionalplanung in Bayern. Arbeitsmaterial/ARL, 293, 
S. 52. 
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Abbildung 1:  Regionalisierung von oben und unten (eigene Darstellung nach 
ARL 1999, S. 351 ff.) 
Dezentralisierung: Als weitere Ursache für einen Bedeutungsgewinn der Regio-
nalebene gilt die zu beobachtende Dezentralisierung fachlicher Aufgaben durch 
staatliche Instanzen. Immer komplexere gesellschaftliche Probleme und offen-
kundig sinkende staatliche Steuerungsmöglichkeiten27 führten zu der Auffassung, 
dass Planungen beispielsweise in den Bereichen Nahverkehr, Arbeitsmarktpolitik, 
Fremdenverkehrsmanagement, Schulversorgung etc. und deren Umsetzung am 
ehesten vor Ort geleistet werden können (Abbildung 1). Auf regionaler Ebene 
können regionalspezifische Entwicklungshemmnisse frühzeitiger erkannt und fle-
xibler auf sie reagiert werden. Diese Regionalisierungspolitik zielt darauf, institu-
tionellen Reformbedarf durch freiwilliges gemeinsames Handeln wettzumachen 
und organisierte Interessen in die Formulierung und Umsetzung von Regionalpo-
litik einzubeziehen.28 Die Bedeutung der Region als Handlungsebene wird durch 
die europäische Raumordnungspolitik29 in Form des Europäischen Raumentwick-
lungskonzeptes (EUREK) gestärkt, in dem Zusammenarbeit in Regionen gezielt 
gefördert werden.30 Die deutsche Raumordnung betont diese Dezentralisierung 
                                          
27  Danielzyk, Rainer (1999): Regionale Kooperationsformen. In: IzR, Heft 9/10, S. 578; Bergmann, Eckhard; 
Hardt, Ulrike (1999): Aufgabenverteilung und Einnahmekompetenzen in Regionen. In: IzR, H. 9/10, 
S. 632 f. 
28  Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) (1998a): Interkommunale und regionale Koopera-
tion. Variablen ihrer Funktionsfähigkeit. Arbeitsmaterial ARL, 244, S. 11; Hoppe, Andrea; Voelzkow, Hel-
mut (2000): Kooperation im Schatten der Hierarchie: Handlungsalternativen in der Regionalpolitik. In: 
ARL (Hrsg.): Kooperation im Prozess des räumlichen Strukturwandels. Forschungs- und Sitzungsberichte, 
210, S. 19; Huebner, Michael (1996): Regionalisierung und kommunale Zusammenarbeit. Dezentrale 
Kooperation aus systemtheoretischer Sicht. Oldenburg. 1. Auflage, S. 9. 
29  Ausführlich: ebd., S. 17 ff. 
30  Gorsler, Daniela (2002): Informelle räumliche Planung. Stand der aktuellen Forschung und Forschungsbe-
darf. In: Arbeitsmaterial/ARL, 286, S. 9; Tönnies, Gerd (2000): Europäische Raumentwicklungspolitik – 
Das Europäische Raumentwicklungskonzept (EUREK) als neue Grundlage. In: ARL (Hrsg.): Europäische 
Themen mit raumordnerischem Bezug – Der effektive Regionalplan: konzentriert, übersichtlich, umsetz-
bar. Arbeitsmaterial/ARL, 260, S. 8 ff. 
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bzw. Regionalisierung staatlicher Aufgaben, indem sie die Region im Raumord-
nungspoltischen Handlungsrahmen (HARA) ausdrücklich als Umsetzungsebene 
raumordnungspolitischer Aktivitäten hervorhebt. Dort heißt es: „Die regionale 
Zusammenarbeit und die Erstellung regionaler Entwicklungskonzepte werden das 
künftige Handeln der Raumordnung maßgeblich bestimmen“.31 
Überforderung der einzelnen Kommunen: Die komplexen Aufgabenfelder, die den 
Kommunen durch Art. 28 Abs. 2 GG (kommunale Selbstverwaltung) zugewiesen 
sind, scheinen die Kommunen kaum noch bewältigen zu können. Gerade kleine 
Kommunen verfügen oft nicht über die personelle Kapazität und sachliche Kom-
petenz, um ausdifferenzierte Handlungsfelder wie Wirtschaftsförderung, Jugend- 
und Sozialpolitik etc. bearbeiten zu können. Dieser Zustand wird durch den Rück-
gang der Bevölkerung und die dadurch sinkenden kommunalen Einnahmen noch 
verstärkt. Durch die Finanzknappheit v. a. der ostdeutschen Kommunen bestehe 
gar ein Zwang zu kooperativem Handeln.32 
Regionalisierung der Lebensweisen: Die zunehmende räumliche Trennung der 
Daseinsgrundfunktionen, der größere Aktionsradius der Menschen und die groß-
räumigeren intensiven Verflechtungen jenseits politisch-administrativer Grenzen 
fordern, bestimmte Aufgaben sinnvollerweise regional zu lösen.33 
Leitvorstellung der Nachhaltigen Raumentwicklung: Stoffströme, Verkehrsbezie-
hungen, Flächennutzungsmuster und Umweltprobleme überschreiten längst kom-
munale Grenzen. Im Sinne der in den §§ 1 u. 2 ROG verankerten Leitvorstellung 
der nachhaltigen Entwicklung sollten sich daher Kommunen zur Lösung der Prob-
leme auf einer regionalen Ebene organisieren.34 
Nutzen von Kooperationen: Während die bisher genannten Gründe für den Be-
deutungsgewinn der Region aus Defiziten und Bestimmungen anderer Bereiche 
resultieren (sog. push-Faktoren), fördern auch positive regionsinterne Effekte die 
Bildung von Kooperationen (sog. pull-Faktoren). Beispielsweise kann eine effekti-
vere Nutzung der Kapital- und Verwaltungskraft durch die Bündelung der Kapazi-
täten zu Kostenersparnissen führen ebenso wie eine bessere Auslastung gemein-
samer Infrastruktur.35 Auf diese Weise lassen sich fiskalische Einsparungen reali-
sieren und negative externe Effekte beispielsweise in der Siedlungsstruktur oder 
                                          
31  Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (Hrsg.) (1995): Raumordnungspolitischer 
Handlungsrahmen. Beschluss der Ministerkonferenz für Raumordnung in Düsseldorf am 08. März 1995. 
Bonn, S. 1. 
32  Danielzyk, Rainer (1999): Regionale Kooperationsformen. In: IzR, Heft 9/10, S. 578; Winkel, Rainer 
(2003): Raumplanung unter neuen Vorzeichen – Konsequenzen veränderter Rahmenbedingungen für die 
überörtlichen Planungsebenen. In: Raumplanung, 104, S. 242; Müller, Bernhard (1999): Kooperative Ent-
wicklungsansätze in Ostdeutschland: Von der Raumordnung zur Regionalentwicklung. In: IzR, H. 9/10, 
S. 597. 
33  Bade, Franz-Josef (1998): Möglichkeiten und Grenzen der Regionalisierung der regionalen Strukturpolitik. 
In: RuR, H. 1, S. 4. 
34  Danielzyk, Rainer (1999): Regionale Kooperationsformen. In: IzR, H. 9/10, S. 579; Gorsler, Daniela 
(2002): Informelle räumliche Planung. Stand der aktuellen Forschung und Forschungsbedarf. In: Arbeits-
material/ARL, 286, S. 9 f. 
35  Winkel, Rainer (2003): Raumplanung unter neuen Vorzeichen – Konsequenzen veränderter Rahmenbedin-
gungen für die überörtlichen Planungsebenen. In: Raumplanung, 104, S. 244; Klemme, Marion (2002): 
Interkommunale Kooperation und nachhaltige Entwicklung. In: Institut für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): 
Dortmunder Beiträge zur Raumplanung, 110, S. 38. 
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im Umweltbereich reduzieren.36 Zudem bieten Kooperationen den Vorteil, ver-
trauensvolle, enge Kontakte zu fördern.37 
2.2 Begriff und Merkmale regionaler Kooperationen 
Unter regionaler Kooperation ist die Zusammenarbeit bzw. das koordinierte 
Handeln einer Vielzahl von Akteuren wie Vertreter der Gebietskörperschaften, der 
Bundesländer und zuständiger Ministerien, Vertreter der Wirtschaft und Gesell-
schaft, verschiedene Planungsgremien, kommunale Spitzenverbände, Kammern, 
lokale Medien, aber auch verschiedene Wissenschaftsdisziplinen in einer Region 
zu verstehen. Im Gegensatz zur interkommunalen Kooperation (Zusammenarbeit 
weniger benachbarter Gemeinden), bezieht sich regionale Kooperation auf einen 
größeren nicht eindeutig abzugrenzenden Bereich – eine Region wie den Verdich-
tungsraum Halle-Leipzig – unter Beteiligung nicht nur der Kommunen, sondern 
weiterer öffentlicher und privater Akteure.38 Kooperationen bilden sich als Ab-
stimmungsgremium in einer Region, als Reaktion auf Probleme in der Region 
oder sich bietende Vorteile durch regionale Zusammenarbeit. 
Kooperationsfelder: Mögliche Kooperationsfelder, die sich schwerpunktmäßig mit 
Themen der Raumordnung und Regionalentwicklung befassen, sind in Abbildung 
2 zusammengefasst. Im Zentrum der empirischen Studie stehen weniger einzel-
fachliche Kooperationen als vielmehr jene, die sich mit der künftigen strategi-
schen Entwicklung der Region auseinandersetzen. 
Strategische Planung
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- Förderung regionaler Identität
Regionale Wirtschaft
- Verbesserung der harten und weichen Standortfaktoren






- Regional- und Landesplanung
 
Abbildung 2:  Kooperationsfelder mit raumordnerischem Bezug (eigene Dar-
stellung) 
Kooperationsinitiative, -gründe und -ziele: Es bedarf Gründen und Auslösern 
bzw. Anlässen, regionale Kooperationen einzugehen. Zusammenfassend sind sie 
in Abbildung 3 dargestellt. Grundsätzlich können zwei Arten von Anstößen oder 
Gründen unterschieden werden. Zum einen fordern externe Bedingungen die 
                                          
36  Fürst, Dietrich (1999): „Weiche Kooperationsstrukturen“ – eine ausreichende Antwort auf Kooperationsbe-
darf in Stadtregionen? In: IzR, H. 9/10, S. 609. 
37  Bade, Franz-Josef (1998): Möglichkeiten und Grenzen der Regionalisierung der regionalen Strukturpolitik. 
In: RuR, H. 1, S. 5. 
38  Adam, Brigitte; Wiechmann, Thorsten (1999): Die Rolle der Raumplanung in regionalen Agenda-
Prozessen. In: IzR, H. 9/10, S. 661; Bermann, Eckhard; Jakubowski, Peter (2001): Strategien der Raum-
ordnung zwischen Kooperation und Wettbewerb. In: IzR, H. 8, S. 468. 
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Notwendigkeit von Kooperationen, die Gründe stellen also „push-Faktoren“ dar. 
Zum anderen lösen regionsinterne Gegebenheiten und Befindlichkeiten („pull-
Faktoren“) kooperative Prozesse aus.39 
Die objektive Erkenntnis von Kooperationsgründen reicht nicht immer aus, um 
kooperative Prozesse regionsintern in Gang zu setzen. Häufig bedarf es dazu re-
gionsexterner Anlässe entweder in Form von Anreizen des Staates oder der EU 
durch Wettbewerbe und Förderungen oder in Form der Androhung von Zwang. 
Um selbsttragende, stabile, erfolgreiche Kooperationen zu bilden, müssen die Ak-
teure ihren Antrieb jedoch zunehmend regionsintern sehen. D. h. sie müssen 
weitergehende Vorteile der Zusammenarbeit erkennen, um nach einer externen 
Initiierung die Kooperationstätigkeiten fortzusetzen und auf Dauer angelegte Ent-
wicklungsprozesse zu verfolgen.40 
• Divergenz zwischen Aufgabenzuschnitt und 
Kompetenzbereichen
• Auseinandersetzung mit bestehender politisch-
administrativer Raumgliederung
• Kooperation als Alternative zur Gebietsreform 
• Realisierung einer nachhaltigen 
Regionalentwicklung (Lokale und Regionale
Agenda 21)
• globale Umweltprobleme 
• viele ökologische, soziale und ökonomische
Probleme nicht nachhaltig innerhalb der 
Gemeinden zu lösen 
• Regionalisierung der Lebensweise
• Ausdehnung der Aktions- und 
Verflechtungsräume benötigt großräumige 
Abstimmung 
• finanzielle und personelle Überforderung der
Kommunen
• Finanzknappheit
• Finanznot v. a. in Ostdeutschland, weil kleine
administrative Einheiten 
• Dezentralisierung fachlicher Aufgaben durch 
staatliche Instanzen
• Verlagerung von Verantwortung und finanzieller
Last „nach unten“
• „Glokalisierung“ der Ökonomie, d. h. Wirtschaft 
im Spannungsfeld von Globalisierung und
Regionalisierung
• interregionale und internationale 
Standortkonkurrenz zwingt zu regionalem 
Zusammenhalt und führt zur  Vermarktung 
regionaler Eigenheiten
• weiche Standortfaktoren bedeutender
• zunehmender Wettbewerb der Regionen 
• Aussicht auf Einspareffekte durch Bündelung von 
Kapital- und Verwaltungskraft, gemeinsame 
Nutzung der Infrastruktur etc.
• Mobilisierung „ruhender“ ökonomischer 
Potentiale durch effizienteren Einsatz der 
knappen Ressourcen
• rentablere Ausnutzung vorhandener 
Einrichtungen (Verwaltung und Infrastruktur)
• Aussicht auf Fördermittel 
• Aussicht auf aktive Mitgestaltung der Zukunft
der Region 
• zunehmend Anerkennung grenzüberschreitender
Probleme (Freiflächenproblematik,  Ver- und
Entsorgung, Umweltprobleme,
Siedlungsentwicklung) 
• Aussicht auf  größere Wirksamkeit  von 
Maßnahmen, wenn alle Beteiligten in eine 
Richtung zielen 
• günstigere Voraussetzungen und mehr Gewicht 
in Verhandlungen mit übergeordneten Ebenen 
• Gewinn von Problemlösungskompetenz durch 
Erfahrungsaustausch 
Push - Faktoren
































Abbildung 3:  Kooperationsgründe (eigene Darstellung41) 
                                          
39  Knieling, Jörg; Fürst, Dietrich; Danielzyk, Rainer (2001): Kann Regionalplanung durch kooperative Ansätze 
eine Aufwertung erlangen? In: RuR, H. 2/3, S. 185. 
40  Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) (1998a): Interkommunale und regionale Koopera-
tion. Variablen ihrer Funktionsfähigkeit. Arbeitsmaterial/ARL, 244, S. 2 ff.; Koch, Axel (2003): Teilraum-
konzepte, Regionalmanagement. In: ARL (Hrsg.): Aktuelle Aufgaben für die Landes- und Regionalplanung 
in Bayern. Arbeitsmaterial/ARL, 293, S. 59. 
41  Quellen der Abbildung sind neben den in Kap. 2.1 genannten Literaturangaben folgende: Adam, Brigitte 
(1997): Wege zu einer nachhaltigen Regionalentwicklung – Raumplanerische Handlungsspielräume durch 
regionale Kommunikations- und Kooperationsprozesse. In: RuR, H. 2, S. 137 ff.; ARL (Hrsg.) (1999): 
Grundriß der Landes- und Regionalplanung. Hannover. 1. Auflage, S. 131 f. 
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Das Zustandekommen von Kooperationen benötigt außer dem Kooperationsan-
reiz Akteure, die einerseits Initiative ergreifen und ihren Einfluss geltend ma-
chen, um andererseits weitere Akteure zum Mitwirken zu gewinnen. Über der ab-
strakten Einsicht, dass regionale Entwicklung und die Lösung vieler Probleme in 
Kooperation besser erreicht werden, steht die individuelle Nutzenorientierung der 
Akteure. Daher muss der finanzielle und personelle Aufwand (sog. Transaktions-
kosten) der Kooperierenden jeweils geringer als der zu erwartende Vorteil ein-
gestuft werden. Auch wenn gemeinsames Bewusstsein und regionale Identität 
Voraussetzungen erfolgreicher Zusammenarbeit darstellen, muss – um Akteure 
zu kooperativem Handeln zu bewegen – eine „win-win-Situation“ geschaffen 
werden.42 
Eng mit den Gründen zu kooperieren, hängen die Kooperationsziele zusammen. 
Zum einen zielen Kooperationen darauf, den routinemäßigen Ablauf von Alltags-
geschäften zu gewährleisten oder zu optimieren und konkrete Probleme zu lösen 
(z. B. über die Bildung eines Abwasserzweckverbandes). Zum anderen schließen 
sich Kooperationen zusammen, um die zukünftige Entwicklung der Region zu be-
einflussen und aktiv zu gestalten. Hier geht es beispielsweise darum, gemeinsa-
me Entwicklungskonzepte aufzustellen, die Wettbewerbsfähigkeit der Region zu 
erhöhen oder ein (neues) Regionsimage zu etablieren.43 
Phasenverläufe von Kooperationen: Kooperationsprozesse laufen in verschiede-
nen Phasen ab. Natürlich differieren Einzelaspekte der Phasen bei verschiedenen 
Organisationsformen, doch lassen sich grob drei Phasen unterscheiden. In einer 
Start- und Orientierungsphase wird die Kooperation initiiert, interessierte Akteure 
finden zusammen und definieren ihre Handlungsfelder. In dieser Phase kommt 
den kooperativen Bemühungen eine hohe Aufmerksamkeit zu. In der folgenden 
Entwicklungsphase bilden sich interne Managementstrukturen, Kern- und Rand-
gruppen von Beteiligten heraus. Allgemeine Entwicklungskonzepte werden in die-
ser Phase konkretisiert und in Zielvorstellungen transformiert. Bei projektbezo-
genen Kooperationen werden erste Maßnahmen durchgeführt. In der Saturie-
rungs- oder Reifephase stabilisieren sich die Akteursbeziehungen. Häufig treten 
nach erfolgreichen ersten Projekten und Maßnahmen neue Handlungsfelder hin-
zu. In dieser Phase stellt sich bei weichen Kooperationsformen die Frage der Ins-
titutionalisierung, um weitere, konfliktreichere Themen bearbeiten zu können.44 
Akteure: Wie bereits deutlich wurde, kann eine Vielzahl unterschiedlicher Akteure 
an Kooperationen beteiligt sein. Von öffentlich-rechtlicher Seite treten die Kom-
munen, kreisfreien Städte und Landkreise als Hauptakteure regionaler Kooperati-
onen auf. Des Weiteren können Vertreter der Länder oder des Bundes beteiligt 
sein, die jedoch eher die Kooperationsprozesse begleiten und den Hauptakteuren 
                                          
42  Knieling, Jörg; Fürst, Dietrich; Danielzyk, Rainer (2001): Kann Regionalplanung durch kooperative Ansätze 
eine Aufwertung erlangen? In: RuR, H. 2/3, S. 185 ff.; Baumheier, Ralph (1996): Städtenetze – Innovati-
on durch Zusammenarbeit. In: Danielzyk, Rainer; Priebs, Axel (Hrsg.): Städtenetze – Raumordnungspoli-
tisches Handlungsinstrument der Zukunft. Material zur angewandten Geographie, 32, Bonn, S. 38 ff. 
43  Klemme, Marion (2002): Interkommunale Kooperation und nachhaltige Entwicklung. In: Institut für 
Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Beiträge zur Raumplanung, 110, S. 38. 
44  Ebd., S. 42; Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) (1998a): Interkommunale und regio-
nale Kooperation. Variablen ihrer Funktionsfähigkeit. Arbeitsmaterial/ARL, 244, S. 4. 
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beratend zur Seite stehen. Bei weichen Kooperationsansätzen ist die Beteiligung 
von Forschungsinstitutionen typisch. Zum einen bringen sie fachliches Wissen in 
die Kooperation ein, zum anderen übernehmen sie häufig wissenschaftliche Be-
gleitforschung. Als wichtige Akteure regionaler Kooperationsprozesse müssen 
Vertreter der Wirtschaft sowie deren Verbände und Kammern angesehen werden. 
Ihnen wird bei Fragen der Arbeitsmarktpolitik, Wirtschaftsförderung oder Ums-
trukturierung der Wirtschaft eine wichtige Komplementärfunktion zugeschrie-
ben.45 Als weitere mögliche Beteiligte regionaler kooperativer Prozesse können 
politische und gesellschaftliche Interessenvertretungen, Umweltverbände, Vertre-
ter lokaler Medien und engagierte Private genannt werden. 
Die Akteure übernehmen innerhalb der Kooperationen verschiedene Rollen. Bei 
allen Formen freiwilliger regionaler Kooperation haben sich verschiedene Grup-
pen von Akteuren differenziert: Machtpromotoren und Fachpromotoren. Während 
Fachpromotoren mit ihrem fachlichen Know-how die inhaltliche Problembearbei-
tung vornehmen, stellen Machtpromotoren mit ihren Entscheidungskompetenzen 
und Machtpositionen die politischen und strategischen Weichen für die Koopera-
tion und unterstützen die Umsetzung der Kooperationsziele, indem sie ihren Ein-
fluss geltend machen.46 Gerade bei den neueren Formen der Zusammenarbeit, 
aber nicht ausschließlich, kommt einer weiteren Gruppe von Akteuren Bedeutung 
zu: nämlich den Prozesspromotoren. Das sind Moderatoren, Mediatoren und Ma-
nager. Moderatoren übernehmen v. a. in nicht verfestigten Kooperationen Ver-
mittlungstätigkeiten zwischen den Akteuren sowie die Begleitung und Unterstüt-
zung in der Initialphase der Kooperation, häufig arbeiten sie auch an fachlichen 
Grundlagen der Kooperation mit. In institutionalisierten Organisationsformen 
übernimmt diese Aufgabe in der Regel ein fest angestellter Manager (Regional-
manager), der sich ausschließlich dem Kooperationsprozess widmet. Mediatoren 
werden hingegen überwiegend dann eingesetzt, wenn Konflikte zu lösen sind. Ih-
re Arbeit endet mit der Lösung des Konfliktes.47 Insgesamt hat die Kommunikati-
on zwischen den Beteiligten und das gegenseitige Vertrauen in solchen dialogi-
schen Beziehungen eine große Bedeutung. 
Wenngleich sich Kooperationen eher durch partnerschaftliche Verhältnisse der 
Beteiligten und nicht-hierarchische Strukturen auszeichnen48 (sollten), ist der Er-
folg von Kooperationen häufig vom Engagement einzelner Personen abhängig.49
                                          
45  Ebd., S. 4. 
46  Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) (Hrsg.) (1999): Grundriß der Landes- und Regio-
nalplanung. Hannover. 1. Auflage; Diller, Christian (2002c): Zwischen Netzwerk und Organisation – Eine 
Bilanz regionaler Kooperationen in Deutschland. Opladen. 1. Auflage. 
47  Diller, Christian (2002a): Mehr als nur Öl im Getriebe – Die Rolle von Moderatoren, Mediatoren und Mana-
gern in kooperativen Planungsprozessen. In RaumPlanung, 104, S. 256 f. 
48  Koch, Axel (2003): Teilraumkonzepte, Regionalmanagement. In: ARL (Hrsg.): Aktuelle Aufgaben für die 
Landes- und Regionalplanung in Bayern. Arbeitsmaterial/ARL, 293, S. 53. 
49  Klemme, Marion (2002): Interkommunale Kooperation und nachhaltige Entwicklung. In: Institut für 
Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Beiträge zur Raumplanung, 110, S. 40; Knieling, Jörg; Fürst, 
Dietrich; Danielzyk, Rainer (2001): Kann Regionalplanung durch kooperative Ansätze eine Aufwertung er-
langen? In: RuR, H. 2/3, S. 185. 
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3 Kooperationsformen 
3.1 Systematisierung 
Interkommunale und regionale Kooperationen treten in verschiedenen Organisa-
tionsformen auf. Möchte man diese im Hinblick auf ihre Möglichkeiten und Gren-
zen bewerten, ist es zunächst sinnvoll, sie zu systematisieren. In Abbildung 4 
wurde eine Systematisierung nach den Kriterien Rechtsform und Rechtsverbind-
lichkeit vorgenommen, da sich diese unmittelbar auf die Durchsetzbarkeit der 
Arbeitsergebnisse der Kooperationen – und deren Möglichkeiten und Grenzen – 
niederschlagen. Die Einteilung nach der Rechtsform unterscheidet zunächst öf-
fentlich-rechtliche und privatrechtliche Formen. Da hierbei jedoch v. a. die neue-
ren, weichen, informellen, gering institutionalisierten Kooperationsansätze aus-
geklammert wären, wurde das Kriterium der Rechtsverbindlichkeit hinzugezogen, 
welche die formellen, d. h. rechtlich normierten Organisationsformen von infor-
mellen abgrenzt. Doch auch diese Systematisierung ist nicht vollkommen strin-
gent: Die neueren, „weichen“ Ansätze wie z. B. Regionalforen und -konferenzen 
können in ihrem Verlauf in institutionalisierten Formen münden und damit einen 
formellen öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen Charakter annehmen. Auch 
wurden einige Instrumente wie Public-Private-Partnerships nicht neu geschaffen, 
sondern wieder belebt und aufgewertet. Das Besondere und Neue an diesen 
Formen ist die Strategie und Vorgehensweise der regionalen Zusammenarbeit. 















Informelle Foren und Netzwerke 
Regionalkonferenzen und regionale Entwicklungskonzepte 
Städtenetz 
Public-Private-Partnership







Abbildung 4:  Regionale Kooperationsformen und strategische Kooperations-
ansätze (eigene Darstellung) 
18  3 Kooperationsformen 
3.2 Öffentlich-rechtliche Kooperationsformen 
Das Recht zur zwischengemeindlichen Zusammenarbeit innerhalb der Landes-
grenzen ist durch Art. 28 Abs. 2 GG geschützt. Da die Gebietshoheit der Länder 
an der Landesgrenze endet, bedürfen länderübergreifende öffentlich-rechtliche 
Kooperationen Staatsverträge oder Verwaltungsabkommen zwischen den Län-
dern.50 Praktisch werden dazu eigene Behörden gegründet oder Regelungen über 
die Gremienzusammenarbeit der jeweils zuständigen Akteure z. B. in Arbeitsge-
meinschaften und Kommissionen getroffen.51 
Die Grundformen öffentlich-rechtlicher Kooperationsformen sind Zweckverband, 
Zweckvereinbarung und kommunale Arbeitsgemeinschaften. 
In einem Zweckverband52 können sich Gemeinden oder Landkreise zur gemein-
samen Wahrnehmung thematisch-begrenzter Aufgabenstellungen freiwillig zu-
sammenschließen (Freiverband) oder sie werden durch eine aufsichtsbehördliche 
Verfügung zur Erfüllung von Pflichtaufgaben zusammengeschlossen (Pflichtver-
band). Klassische Aufgabenbereiche von Zweckverbänden sind Wasserversor-
gung, Abwasser- und Abfallentsorgung, ÖPNV, Schulwesen etc.; neuere, die Re-
gionalentwicklung beeinflussende Aufgaben sind Tourismusentwicklung, Erschlie-
ßung und Betreibung von Gewerbegebieten und die Unterhaltung von Naturpar-
ks. Auch hoheitliche Aufgaben wie die Bauleitplanung können von Zweckver-
bänden übernommen werden, womit eine gemeindegrenzenüberschreitende 
Flächennutzungsplanung erfolgen kann. Neben Zweckverbänden, die sich einem 
sektoralen Zweck widmen, werden auch sog. Mehrzweckverbände gegründet, die 
über Einzelthemen hinausgehen und damit umfassende regionale Planung und 
Entwicklung leisten können wie beispielsweise der Stadtentwicklungsverband 
Ulm/Neu-Ulm. Spezielle Formen dieser Mehrzweckverbände stellen regionale Pla-
nungsverbände und Regionalverbände dar. Regionale Planungsverbände53 sind 
Zusammenschlüsse der kreisfreien Städte und Landkreise, die als Träger der ge-
setzlichen Regionalplanung fungieren. 
Ein Zweckverband ist eine Körperschaft öffentlichen Rechts und verwaltet seine 
Angelegenheiten im Rahmen der Gesetze unter eigener Verantwortung mit sei-
nen obligatorischen Organen (Zweckverbandsversammlung und Verbandsvor-
                                          
50  In der Praxis werden daher Staatsverträge „über die grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit 
in Zweckverbänden und durch Zweckvereinbarungen“, z. B.: Gesetz über den Staatsvertrag zwischen dem 
Land Brandenburg und dem Freistaat Sachsen über die grenzüberschreitende kommunale Zusammenar-
beit in Zweckverbänden und durch Zweckvereinbarungen vom 26. November 1998 (GVBl. I/98 S. 225) 
oder direkt den Bereich der Regionalplanung und -entwicklung betreffende Staatsverträge geschlossen. 
51  Baumheier, Ralph; Danielzyk, Rainer (2002): Stadt – Staat – Region – Regionale Zusammenarbeit im Be-
reich der norddeutschen Stadtstaaten Bremen und Hamburg. In: Arbeitsmaterial/ARL, 289, S. 44 f. 
52  Ausführlich dazu z. B. Baumheier, Ralph; Danielzyk, Rainer (2002): Stadt – Staat – Region – Regionale 
Zusammenarbeit im Bereich der norddeutschen Stadtstaaten Bremen und Hamburg. In: Arbeitsmateri-
al/ARL, 289; Zielke, Beate (1993): Zwischengemeindliche Zusammenarbeit. Berlin. Gern, Alfons (1994): 
Deutsches Kommunalrecht. Baden-Baden. 1. Auflage; Klemme, Marion (2002): Interkommunale Koopera-
tion und nachhaltige Entwicklung. In: Institut für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Beiträge zur 
Raumplanung, 110. 
53  Auch andere Bezeichnungen möglich, z. B. Regionale Planungsgemeinschaften; ausführlicher: Koch, Hans-
Joachim; Hendler, Reinhard (2001): Baurecht, Raumordnungs- und Landesplanungsrecht. Stuttgart. 3. 
Auflage, S. 85 ff.; Hein, Ekkehard (1998): Planungsformen und Planungsinhalte. In: ARL (Hrsg.): Metho-
den und Instrumente räumlicher Planung. Hannover, S. 192. 
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sitz). Mit der Übertragung einer Aufgabe an den Zweckverband verliert die Ge-
meinde in dieser Hinsicht jedwede Kompetenz. 
Zweckverbände können aufgrund ihrer Verbindlichkeit große Wirksamkeit entfal-
ten. Durch die Bündelung der Kompetenzen verschiedener Handlungsfelder kön-
nen personelle und sachliche Kapazitäten effektiver eingesetzt und Einsparungen 
realisiert werden. Vorteilhaft ist zudem die Möglichkeit, neben den Gebietskör-
perschaften auch weitere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-
chen Rechtes sowie natürliche und juristische Personen des Privatrechtes am 
Zweckverband zu beteiligen. Als zum Teil nachteilig wird der Verlust der abgege-
benen Kompetenzen angesehen, da damit unter Umständen ein Verlust der de-
mokratischen Kontrolle einhergeht und eine Zergliederung von Kommunalpolitik 
und -verwaltung droht. Die Realisierung übergreifender Konzepte und Strategien 
kann durch die Ausgliederung einzelner Aufgabenfelder beschränkt werden. In-
sgesamt gilt der Zweckverband als effektive und handlungsfähige Organisations-
form, die auch Anwendung bei länderübergreifender Zusammenarbeit findet. 
Eine Zweckvereinbarung54 ist eine im jeweiligen Landesrecht geregelte öffentlich-
rechtliche Vereinbarung55, die von Gemeinden und Landkreisen getroffen werden 
kann, um eine bestimmte Aufgabe von einer der beteiligten Körperschaften für 
alle anderen erledigen zu lassen. Die Trägerschaft über diese Aufgabe und damit 
die Rechte und Pflichten gehen auf die durchführende Körperschaft über. Dieser 
Fall tritt häufig ein, wenn unterschiedlich leistungsfähige Partner an der Koopera-
tion beteiligt sind, z. B. bei Kooperationen zwischen Kernstadt und Umland. 
Zweckvereinbarungen werden regelmäßig für die Umsetzung reinen Verwaltungs-
handelns eingesetzt. Es besteht nur ein geringer Verwaltungsaufwand, da keine 
neuen Organe geschaffen werden. Wie bei Zweckverbänden können durch die 
gemeinsame Arbeit sachliche und personelle Kompetenzen gebündelt und Kosten 
eingespart werden. 
Für die Auseinandersetzung mit umfassenden regionalplanerischen Themen sind 
Zweckvereinbarungen ungeeignet, da die durchführende Gemeinde zu große Do-
minanz gewinnen könnte und die anderen Beteiligten ihrem Letztverantwor-
tungsauftrag nicht nachkommen können und weitere Akteure ausgeschlossen 
sind. Damit sind sie als regionale Kooperationsform mit dem Ziel der regionalen 
Entwicklung eines Gebietes, insbesondere in länderübergreifenden Regionen, 
weitgehend ungeeignet. 
Eine kommunale Arbeitsgemeinschaft56 ist eine durch öffentlich-rechtlichen Ver-
trag gegründete Gemeinschaft ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Das bedeutet, 
                                          
54  Ausführlich dazu z. B. Zielke, Beate (1993): Zwischengemeindliche Zusammenarbeit. Berlin. Gern, Alfons 
(1994): Deutsches Kommunalrecht. Baden-Baden. Klemme, Marion (2002): Interkommunale Kooperation 
und nachhaltige Entwicklung. In: Institut für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Beiträge zur 
Raumplanung, 110. 
55  Die Zweckvereinbarung ist von der Rechtsnatur her ein öffentlich-rechtlicher Vertrag. Eine länderübergrei-
fende Zweckvereinbarung bedarf wie der Zweckverband eines Staatsvertrages. 
56  Ausführlich dazu z. B. Zielke, Beate (1993): Zwischengemeindliche Zusammenarbeit. Berlin. 1. Auflage; 
Gern, Alfons (1994): Deutsches Kommunalrecht. Baden-Baden. Klemme, Marion (2002): Interkommunale 
Kooperation und nachhaltige Entwicklung. In: Institut für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Bei-
träge zur Raumplanung, 110. 
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dass sie nicht befugt ist, kommunale Aufgaben als Träger selbständig und eigen-
verantwortlich wahrzunehmen. Gemeinden können sich unter Beteiligung weite-
rer Mitglieder (z. B. Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechtes sowie Personen des Privatrechtes) zu kommunalen Arbeitsgemeinschaf-
ten zusammenschließen. Beschlüsse der Arbeitsgemeinschaft sind für ihre Mitg-
lieder unverbindlich, sie haben den Rang einer Anregung. Kommunale Arbeits-
gemeinschaften sind im einschlägigen Landesrecht geregelt, d. h. in Gesetzen, 
welche die kommunale Gemeinschaftsarbeit betreffen. 
Diese unverbindlichste Art öffentlich-rechtlicher Zusammenarbeit ist häufig Vor-
läufer intensiverer Zusammenarbeit. Mit ihrer Hilfe werden Abstimmungen und 
Beratungen über Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft vorgenommen. 
Umfassende regionale Entwicklungsfragen können mit ihrer Hilfe nicht gelöst 
werden, dazu fehlt es v. a. an der Verbindlichkeit ihrer Beschlüsse. Als geeignete 
länderübergreifende Form der Zusammenarbeit kann die kommunale Arbeitsge-
meinschaft nur eingeordnet werden, wenn die beteiligten Länder dazu gesetzliche 
Regelungen getroffen haben und ein Staatsvertrag über die grenzüberschreiten-
de Zusammenarbeit in Form von kommunalen Arbeitsgemeinschaften besteht. 
Als unverbindlicher, informeller Vorläufer institutionalisierter Kooperationen kann 
die kommunale Arbeitsgemeinschaft so durchaus eine Form länderübergreifender 
Kooperation darstellen. 
Im länderübergreifenden Raum Berlin-Brandenburg existiert eine besondere 
Form der Zusammenarbeit für den Bereich der Landesplanung: die in Deutsch-
land einmalige, auf einem Staatsvertrag basierende, gemeinsame Landespla-
nung57 Berlin-Brandenburg (GL). Hier fusionierten die Raumordnungsbehörden 
Berlins und Brandenburgs, um die gesamtregionale Entwicklung des Verdich-
tungsraumes zu fördern und planungspolitische Konkurrenzen zu minimieren. 
Konstitutionelle Grundlage der täglichen Arbeit ist das Einvernehmen der Vertre-
ter beider Länder. Im Fall eines Dissenses wird die einvernehmliche Lösung auf 
nächsthöherer Hierarchieebene gesucht. Thematisch widmet sich die GL den 
raumordnerischen Aufgaben laut ROG, wie die Aufstellung von Landesentwick-
lungsplänen, Durchführung von Raumordnungsverfahren, Berichterstattung in 
Landesentwicklungsberichten und die Abstimmung mit anderen Nachbarstaaten. 
Der Zusammenschluss zu solch einer institutionalisierten Form gemeinsamer 
Landesplanung hat die Vorteile weit reichender Planungskompetenzen, Verbind-
lichkeit und damit Wirksamkeit. Die GL trägt so der engen Verflechtung Berlins 
mit seinem Umland Rechnung. Durch gemeinsame förmliche Grundsätze und Zie-
le lassen sich gemeinsame Entwicklungskonzepte entwerfen. Die Bindungswir-
kung der Landesplanung gegenüber anderen Behörden und Fachbereichen un-
terstützt die Umsetzung des Gesamtkonzeptes. Im Sinne einer abgestimmten 
Regionalentwicklung fehlt es der GL an der Beteiligung weiterer wichtiger Akteu-
re. Die Landesplanung repräsentiert die raumordnerischen Vorstellung der Län-
der, während Kommunen, Kreise, Unternehmen, Verbände etc. nicht beteiligt 
sind. Endogene Potenziale können auf diese Weise nicht genutzt werden. Es be-
                                          
57  Ausführlich dazu z. B. Krappweis, Stefan (2001): Zehn Jahre gemeinsame Planung von Berlin und Bran-
denburg. Rück- und Ausblick. In: RuR, H. 2/3; ARL (Hrsg.) (1999): Grundriss der Landes- und Regional-
planung. Hannover.  
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steht zudem die Gefahr, dass die Interessen eines Partners Überhand gewinnen 
und Kosten und Nutzen ungleich verteilt sind. 
Diese Form der ausschließlich länderübergreifenden Zusammenarbeit eignet sich 
lediglich für die eng mit dem Umland verflochtenen Stadtstaaten samt den um-
gebenden Flächenstaaten. Für mehrpolige Verdichtungsräume zwischen Flächen-
ländern kommt diese Art der Kooperation eher nicht in Frage. 
3.3 Privatrechtliche Kooperationsformen 
Kommunen und Landkreise als Gebietskörperschaften und juristische Personen58 
des öffentlichen Rechts besitzen eigene Rechtsfähigkeit, d. h. sie sind selbständi-
ge Träger von Rechten und Pflichten. Die in Art. 28 Abs. 2 GG fixierte kommuna-
le Selbstverwaltungsgarantie gewährt den Gebietskörperschaften, im öffentlich-
rechtlichen und privatrechtlichen Bereich zu agieren. Interkommunale und regio-
nale Zusammenarbeit in privatrechtlicher Form bedarf zur Kooperation grund-
sätzlich des freien Willens der beteiligten Kommunen und anderer Akteure. Unter 
Berücksichtigung geltenden Gemeinde- und Haushaltsrechts kommen nur Koope-
rationsformen in Frage, die die Kommunale Haftung beschränken (GmbH, AG, 
e. V.). Die Kommunen müssen über Mitsprache- und Kontrollrechte Sorge tra-
gen, ihrer Letztverantwortung nachzukommen.59 Allen privatrechtlichen Formen 
ist der große Vorteil gemein, nicht an die Zuständigkeitsgrenzen der öffentlichen 
Verwaltung gebunden zu sein.60 
Kommunen können mit anderen Gebietskörperschaften oder privaten Akteuren 
kooperieren, indem sie gemeinsam Gesellschaften mit beschränkter Haftung 
(GmbH61) gründen. Damit sind sie Gesellschafter der GmbH. Die GmbH ist eine 
Kapitalgesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit62 und ist im GmbH-Gesetz63 
geregelt. Häufig werden kommunale Aufgaben wie Abfallwirtschaft, Energiever-
sorgung, Verkehrsplanung (z. B. ÖPNV), aber auch gemeinsame Wirtschaftsför-
derung und Regionalmarketing von solchen Gesellschaften erfüllt. Weiterhin eig-
net sich die GmbH-Form als Dach- bzw. Organgesellschaft, der sog. Holding. Bei 
                                          
58  Eine juristische Person ist „eine verselbständigte Organisation von Personen und Vermögensgütern, die 
einem gemeinsamen Zweck dient und als eigenes Rechtssubjekt anerkannt ist.“ In: Leipold, Dieter 
(1999): BGB I: Einführung und allgemeiner Teil. Tübingen. 
59  Gern, Alfons (1994): Deutsches Kommunalrecht. Baden-Baden, S. 460 ff.; Schack, Haimo (2002): BGB – 
Allgemeiner Teil. Heidelberg. 9. Auflage, S. 25. 
60  ARL (1998b): Regionale Verwaltungs- und Planungsstrukturen in Großstadtregionen. In: Forschungs- und 
Sitzungsberichte, 204, S. 33. 
61  Ausführlich dazu: Schack, Haimo (2002): BGB – Allgemeiner Teil. Heidelberg. Müssig, Peter (2003): Wirt-
schaftsprivatrecht. Heidelberg. 6. Auflage; Klemme, Marion (2002): Interkommunale Kooperation und 
nachhaltige Entwicklung. In: Institut für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Beiträge zur Raum-
planung, 110; Heinz, Werner (1998): Public Private Partnership. In: Archiv für Kommunalwissenschaften, 
H. 2, S. 210 – 239. 
62  D. h. sie ist eine juristische Person und selbständige Trägerin eigener Rechte und Pflichten, sie kann bei-
spielsweise Eigentum erwerben, vor Gericht klagen und verklagt werden. Eine GmbH haftet gegenüber 
Gläubigern mit ihrem GmbH-eigenen Vermögen, nicht mit dem ihrer Gesellschafter. Das Stammkapital der 
GmbH beträgt 25.000 €. 
63  Deutsches Gesetz über die Gesellschaften mit beschränkter Haftung (GmbHG) vom 20. April 1892 (RGBl. 
1892 S. 477, zuletzt geändert durch Art. 3 Abs. 3 G. v. 19.07.2002, BGBl. I S. 2681). 
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der Erfüllung nicht-hoheitlicher Aufgaben64 durch eine GmbH muss gewährleistet 
sein, dass „die Gemeinde einen angemessenen Einfluss [...] erhält und dieser 
durch Gesellschaftsvertrag, Satzung oder in anderer Weise gesichert wird“ 
(§ 117 Abs. 1 Nr. 3 GO LSA). So bleibt die Kommune mehrheitlich an der GmbH 
beteiligt, um ihre Steuerungsfähigkeit nicht zu verlieren und dem öffentlichen 
Gemeinwohlinteresse gerecht werden zu können. 
Die GmbH ist die am weitesten verbreitete privatrechtliche Kooperationsform. 
Die Möglichkeit zur flexiblen Zusammenarbeit auch mit privaten Akteuren, die 
vom Verwaltungsapparat unabhängige schnelle Entscheidungsfindung, das gerin-
ge Stammkapital und die Haftungsbeschränkung machen die GmbH als Organisa-
tionsform zur Wahrnehmung kommunaler Aufgaben attraktiv. Grenzen erfährt 
diese Kooperationsform, wenn Verfahrenstransparenz und demokratische Kont-
rolle beeinträchtigt werden und damit die kommunale Selbstverwaltung ge-
schwächt wird oder ein Interessenkonflikt zwischen öffentlichem Gemeinwohl-
interesse und den betriebswirtschaftlichen Erfordernissen der GmbH auftritt. Wird 
eine GmbH ohne die Beteiligung der Kommunen gegründet (z. B. zum Regional-
marketing durch regionale Wirtschaft) entfallen diese Aspekte. Hier jedoch gilt, 
dass die Entscheidungen und Forderungen der GmbH keinerlei Bindungswirkun-
gen für Kommunen und Behörden entfalten und daher die politische Unterstüt-
zung der Pläne der GmbH eingeschränkt sein kann. 
Mit der Aktiengesellschaft (AG65) steht eine Kooperationsform zur Verfügung, die 
es ermöglicht, einen großen Kapitalbedarf zu decken. Jedoch ist sie als Form re-
gionaler Kooperation selten anzutreffen, weil sie einen hohen Gründungs-, Ver-
waltungs- und Kapitalaufwand benötigen.66 Zudem würde die relative Starre der 
Organisationsform und die aufwändigen, strengen Rechnungslegungs- und Prüf-
vorschriften die Zusammenarbeit erschweren. 
Als Form der regionalen und länderübergreifenden Zusammenarbeit haben ein-
getragene Vereine (e.V.67) weite Verbreitung gefunden. Unter einem eingetrage-
nen Verein ist eine freiwillige Personenvereinigung zu verstehen, die zur Errei-
                                          
64  Kommunen können nicht alle kommunalen Aufgaben „auslagern“, so sind hoheitliche Aufgaben (z. B. die 
Bauleitplanung) von einer Delegierung in privatrechtliche Organisationsformen ausgeschlossen. Diese ho-
heitlichen Aufgaben müssen öffentlich-rechtlich organisiert abgewickelt werden. 
65  Ausführlich dazu: Schack, Haimo (2002): BGB – Allgemeiner Teil. Heidelberg. Müssig, Peter (2003): Wirt-
schaftsprivatrecht. Heidelberg. Klemme, Marion (2002): Interkommunale Kooperation und nachhaltige 
Entwicklung. In: Institut für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Beiträge zur Raumplanung, 110. 
66  Als rechtliche Grundlage der AG dient das Aktiengesetz, welches die komplizierten Anforderungen an die 
Gründung und Unterhaltung einer AG enthält. Wie bei der GmbH handelt es sich um eine juristische Per-
son, die eine eigene Rechtsfähigkeit besitzt und damit Trägerin von Rechten und Pflichten ist. Auch die AG 
bedarf eines Eintrages in das Handelsregister und ist durch eine Satzung bestimmt. Im Gegensatz zur 
GmbH benötigen die wenigstens fünf Gesellschafter einer AG ein Mindestgrundkapital von 50.000 € zur 
Gründung. Zudem besitzt die AG ein in Aktien zerlegtes Grundkapital, womit jeder Aktionär gleichzeitig 
Gesellschafter der AG ist. Für Haftungszahlungen steht jedoch nur das Gesellschaftsvermögen, nicht das 
Grundkapital zur Verfügung. 
67  Ausführlich dazu: Müssig, Peter (2003): Wirtschaftsprivatrecht. Heidelberg. Klemme, Marion (2002): 
Interkommunale Kooperation und nachhaltige Entwicklung. In: Institut für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): 
Dortmunder Beiträge zur Raumplanung, 110; Diller, Christian (2002c): Zwischen Netzwerk und Organisa-
tion – Eine Bilanz regionaler Kooperationen in Deutschland. Opladen. Baumheier, Ralph; Danielzyk, Rainer 
(2002): Stadt – Staat – Region – Regionale Zusammenarbeit im Bereich der norddeutschen Stadtstaaten 
Bremen und Hamburg. In: Arbeitsmaterial/ARL, 289. 
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chung eines gemeinschaftlichen Zweckes gegründet, auf Dauer angelegt, körper-
schaftlich organisiert und vom Wechsel der Mitglieder unabhängig ist. Auch im 
e. V. haften nicht die Mitglieder, sondern es wird mit dem Vereinsvermögen ge-
haftet. Die Finanzierung des Vereins erfolgt über Mitgliedsbeiträge sowie auße-
rordentliche Umlagen. Typischerweise werden Vereine zur Förderung von Wirt-
schaft, Tourismus, Kultur etc. in einer Region gegründet. 
Diese Kooperationsform ist besonders geeignet, weitere öffentliche und private 
Akteure außer Städten, Kommunen und Landkreisen in die strategische Entwick-
lung einer Region einzubeziehen, da es sich um eine sehr flexible, offene, unbü-
rokratische Kooperationsform handelt und nur geringe Anforderungen an Forma-
lisierung und Institutionalisierung gestellt werden. Damit bietet die Organisa-
tionsform Verein breite Mitwirkungsgelegenheiten. Nachteilig kann sich die fest-
gelegte Zweckbestimmung erweisen, da für neue, nicht in der Vereinssatzung 
vorgesehene Projekte eine neue Kooperation (Verein, GmbH etc.) geschaffen 
werden müsste. In der Praxis wird daher der Vereinszweck großzügig benannt, 
um eine gewisse Offenheit zu wahren. 
3.4 Strategische Kooperationsformen 
Strategische oder weiche Kooperationsformen beinhalten ein breites Spektrum 
unterschiedlicher Kooperationsformen: informelle Foren und Netzwerke, Regio-
nalkonferenzen und Städtenetze, Public-Private-Partnerships (PPP) etc. Sie zeich-
nen sich dadurch aus, dass sie zumindest vom Ansatz her nicht dem öffentlich-
rechtlichen Regelungsbereich angehören und damit keine verbindlichen pla-
nungsrechtlichen Festlegungen treffen können. PRIEBS68 versteht darunter Ver-
fahren und Handlungsweisen, „die weitgehend abseits formeller Wege auf Kon-
senserzielung und Kooperation zwischen den regionalen Akteuren abzielen“. 
Erfolgreiche weiche Kooperationen beruhen auf grundsätzlicher Aufgeschlossen-
heit, Kooperations-, Umsetzungswille und Selbstbindung der beteiligten Akteure. 
Diese Art der Zusammenarbeit zielt darauf, für alle Beteiligten die erwartete 
„win-win-Situation“ herzustellen.69 
Da weiche Kooperationsformen konsensorientierte Instrumente darstellen und 
keine bindenden Entscheidungen getroffen werden können, können harte Stand-
ort- oder Verteilungskonflikte nicht mit ihnen gelöst und die Umsetzung von Ent-
scheidungen nicht erzwungen werden. Zudem muss die politische Legitimation 
der Entscheidungen der Akteure hinterfragt werden, da es sich nicht um gewähl-
te Vertreter handelt, sondern um eine „regionale Elite“. Weiche Kooperationsfor-
men verfügen über den Vorteil, innovativ und flexibel zu sein und v. a. regional 
angepasste Strukturen und Lösungen hervorzubringen. Es besteht die Möglich-
keit, Akteure außerhalb des politisch-administrativen Spektrums wie Wirtschafts-
kammern, Umwelt- und Kulturverbände in die Regionalentwicklung einzubezie-
hen. Informelle Kooperationen dienen häufig als Mittel zum Zweck: die Schaffung 
vertrauensvoller Beziehungen, Kommunikation und gegenseitige Information wir-
                                          
68  Priebs, Axel (1998): Instrumente der Planung und Umsetzung. In: ARL: Methoden und Instrumente räum-
licher Planung. Hannover, S. 212. 
69  Ebd., S. 213 ff. 
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ken über die eigentliche Kooperation hinaus und schaffen ein gutes Klima für die 
Bearbeitung härterer Konflikte.70 
Zunehmend existieren die strategischen Formen parallel und ergänzend zu insti-
tutionalisierten Organisationsformen. Häufig münden die anfänglich informellen 
Strategien in institutionalisierte Formen, um konkrete Projekte umsetzen zu kön-
nen, Verbindlichkeiten zu erhöhen und auch harte Konflikte zu lösen und um hö-
here innere Effizienz zu erreichen.71 Es ist klar, dass im Bereich der Regionalpla-
nung und -entwicklung nicht auf die formellen Instrumente und deren 
Rechtsverbindlichkeit verzichtet werden kann, sondern diese durch informelle zu 
ergänzen sind.72  
Unter der Begrifflichkeit „informelle Foren und Netzwerke“ können viele unter-
schiedlich bezeichnete Formen der Zusammenarbeit gebündelt werden: informel-
le Arbeitskreise, Runde Tische, Zukunftswerkstätten, Stadtforen etc. Ihnen ist 
gemein, dass sie „lose gekoppelte Bindungen zwischen Akteuren, die in unter-
schiedlichen Handlungsbezügen – Wirtschaft, Politik, Verwaltung – und gegensei-
tigen Abhängigkeiten zueinander stehen“73, darstellen. Akteure74 treffen zur Be-
ratung und gegenseitigen Information über gemeinsame regionale Probleme 
zusammen und versuchen in der Diskussion konsensfähige Lösungen und Maß-
nahmen zu finden. Diese Gremien dienen als Austauschplattform der Beteiligten. 
Die teilnehmenden Akteure bleiben unabhängig, selbst handlungsfähig und kön-
nen das Forum jederzeit verlassen. Foren und Netzwerke sind organisatorisch of-
fen und in der Regel nicht hierarchisch gegliedert. Bei dieser Art von Zusammen-
arbeit spielen Moderatoren als „Prozessmotoren“, als Antrieb und Vermittler 
häufig eine wichtige Rolle.75 Persönliches Engagement und günstige personelle 
Konstellationen sind auf dieser Ebene der Zusammenarbeit unerlässlich. 
Foren und Netzwerke sind wegen ihrer geringen Institutionalisierung regional und 
entsprechend den Themen anpassungsfähig. Sie ermöglichen außerhalb der bis-
her beschrittenen Wege innovative, flexible und häufig auch schnelle Lösungen 
zu finden. Diese Kooperationsform stößt jedoch an ihre Grenzen, wenn harte 
Konflikte ausgetragen werden, da die Beteiligten nicht an Entscheidungen ge-
bunden sind und keine Sanktionsmöglichkeiten bestehen. 
                                          
70  Danielzyk, Rainer (2002): Interkommunale Zusammenarbeit und Regionalentwicklung – politische Schnitt-
stellen der Regionalplanung. In: ARL (Hrsg.): Neue Wege in der Regionalplanung. Arbeitsmaterial/ARL, 
297, S. 38; Priebs, Axel (1998): Instrumente der Planung und Umsetzung. In: ARL: Methoden und In-
strumente räumlicher Planung. Hannover, S. 213; Diller, Christian (2002b): Zwischen Netzwerk und Orga-
nisation – Die Dynamik der Verstetigung regionaler Kooperationen. In: RuR, H. 2, S. 148. 
71  Ebd., S. 152. 
72  Priebs, Axel (1997): Möglichkeiten des Einsatzes informeller Instrumente zur Anregung und Koordinierung 
regionaler Entwicklungsprozesse. In: ARL: Regionale Entwicklungskonzepte und Städtenetze. Arbeitsmate-
rial/ARL, 235, S. 27. 
73  Fürst in Klemme, Marion (2002): Interkommunale Kooperation und nachhaltige Entwicklung. In: Institut 
für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Beiträge zur Raumplanung, 110, S. 57. 
74  Die Liste der möglichen Akteuren ist lang: Vertreter der Gebietskörperschaften, Fachverwaltungen, ver-
schiedene thematische Verbände, privatwirtschaftliche Vertreter und weitere gesellschaftliche Gruppen. 
75  Ebd., S. 57; Gorsler, Daniela (2002): Informelle räumliche Planung. Stand der aktuellen Forschung und 
Forschungsbedarf. In: Arbeitsmaterial/ARL, 286, S. 69; Diller, Christian (2002a): Mehr als nur Öl im Ge-
triebe – Die Rolle von Moderatoren, Mediatoren und Managern in kooperativen Planungsprozessen. In: 
RaumPlanung, 104, S. 256 f. 
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Eine besondere Form informeller Foren stellen Regionalkonferenzen bzw. Regio-
nale Entwicklungskonferenzen (REK) dar. Regionalkonferenzen verfolgen aus-
drücklich das Ziel, unter Beteiligung öffentlicher und privater Akteure, z. B. Ge-
bietskörperschaften, Ländervertreter, Vertreter von Fachverwaltungen, Vertreter 
der Privatwirtschaft, Verbände, Hochschulen, politische und ökologische Grup-
pen, Private und weitere gesellschaftliche Gruppen, für eine kommunale Grenzen 
überschreitende Region abgestimmte Entwicklungsstrategien zu erarbeiten 
(REK76). Die zugrunde liegende Idee ist es, so endogene Entwicklungspotenziale 
zu mobilisieren. Die Umsetzung der Ergebnisse basiert allerdings auf der Selbst-
bindung der Beteiligten.77 Regionalkonferenzen wurden erstmals in der zweiten 
Hälfte der 1980er Jahre in Nordrhein-Westfalen im Zuge der Regionalisierung der 
Strukturpolitik durchgeführt. Sie zielten auf die Mobilisierung endogenen Ent-
wicklungspotenzials für die Überwindung des Strukturwandels. Die Regionsbil-
dung blieb den Akteuren überlassen; sie hatten dann den Auftrag, Projektvor-
schläge zur Regionalentwicklung in einem Regionalen Entwicklungskonzept 
darzustellen. Diese Grundidee wurde vom BBR aufgegriffen und als Modellvorha-
ben78 der Raumordnung und dann 1997 im ROG als flankierendes Instrument der 
Raumordnung bundesweit eingeführt.79  
Sind die Ergebnisse der Konferenzen zwar ohne bindende Wirkung, richten doch 
zum Teil übergeordnete Ebenen (EU, Länder) ihre Politiken und Förderpraktiken 
danach aus, Projekte aus regional abgestimmten REK zu unterstützen. Dieser fi-
nanzielle Aspekt ist oft der Auslöser, ein REK zu erstellen.80 Für das Fortbestehen 
von Regionalkonferenzen sind ständige Erfolgsergebnisse wichtig. Auch die Ein-
richtung fester Strukturen beispielsweise in Regionalbüros oder Entwicklungs-
agenturen (GmbH) hat sich bewährt, um dort „alle Fäden zusammenlaufen zu 
lassen“, der kooperativen Einrichtung eine „eigene Adresse“ zu geben81 und zur 
Umsetzung als handlungsfähige Organisation auftreten zu können. Den Stärken 
                                          
76  In der Regel wird zunächst ein Leitbild für die Zukunft der Region entworfen, das dann in regionalen Hand-
lungsfeldern und Projekten konkretisiert wird. Es enthält Aussagen über die Entwicklungsstrategien mit 
räumlichen und sachlichen Prioritäten (Projektkatalog) und vorgesehene Umsetzungsinstrumente sowie Fi-
nanzierungsmöglichkeiten. (Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (Hrsg.) 
(1995): Raumordnungspolitischer Handlungsrahmen. Beschluss der Ministerkonferenz für Raumordnung in 
Düsseldorf am 08. März 1995. Bonn, S. 5). 
77  Gorsler, Daniela (2002): Informelle räumliche Planung. Stand der aktuellen Forschung und Forschungsbe-
darf. In: Arbeitsmaterial/ARL, 286, S. 36 ff.; Zarth, Michael (1997): Was macht Regionalkonferenzen er-
folgreich? In: IzR, H. 3, S. 155 ff.; Danielzyk, Rainer (1995): Regionale Entwicklungsstrategien – modi-
sches Phänomen oder neuer Politikansatz. In: Material zur Angewandten Geographie, 30, S. 12 f. 
78  Zunächst wurde die modellhafte Durchführung solcher Regionalkonferenzen in drei Beispielräumen mit be-
sonderem Ordnungs- und Entwicklungsbedarf initiiert: Mecklenburgische Seenplatte (ländliche Region), 
Bremen (monozentrische länderübergreifende Region) und Halle-Leipzig (polyzentrische länderübergrei-
fende Region). (Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau (Hrsg.) (1995): Rau-
mordnungspolitischer Handlungsrahmen. Beschluss der Ministerkonferenz für Raumordnung in Düsseldorf 
am 08. März 1995. Bonn). 
79  Zarth, Michael (1997): Was macht Regionalkonferenzen erfolgreich? In: IzR, H. 3, S. 155 f.; Priebs, Axel 
(1998): Instrumente der Planung und Umsetzung. In: ARL: Methoden und Instrumente räumlicher Pla-
nung. Hannover, S. 215. 
80  Klemme, Marion (2002): Interkommunale Kooperation und nachhaltige Entwicklung. In: Institut für 
Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Beiträge zur Raumplanung, 110, S. 58; Müller, Bernhard 
(1999): Kooperative Entwicklungsansätze in Ostdeutschland: Von der Raumordnung zur Regionalentwick-
lung. In: IzR, H. 9/10, S. 604. 
81  Zarth, Michael (1997): Was macht Regionalkonferenzen erfolgreich? In: IzR, H. 3, S. 159. 
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dieses Instrumentes (umfassende Beteiligung, individuelle Schwerpunktsetzung, 
Netzwerkbildung etc.) steht jedoch eine Reihe von Schwächen gegenüber: die 
selektive Auswahl der Beteiligten birgt einen Mangel an politischer Legitimation, 
fehlende Bindungswirkung kann die Umsetzung v. a. konfliktträchtiger Projekte 
vereiteln, eine stark auf aktuelle Förderthemen ausgerichtete Strategie läuft der 
Idee einer ausgewogenen Gesamtstrategie zuwider.82 
Unter Städtenetzen83 werden netzwerkartig organisierte Formen der Zusammen-
arbeit verstanden. Diese Organisationsform wurde als ergänzendes Instrument 
von der Raumordnung mit dem HARA 1995 ins Leben gerufen, um durch intensi-
vierte interkommunale Abstimmung regionale Entwicklungsprozesse zu fördern.84 
Die Form „Städtenetz“ ist inhaltlich unbestimmt, d. h. Städtenetze sind räumlich, 
thematisch und funktional unterschiedlich ausgebildet, feste Regelungen über 
Ausdehnung und Beteiligte gibt es nicht. Hauptakteure sind jedoch meist Vertre-
ter von Kommunen, Verwaltungen und wirtschaftlichen Organisationen. Neben 
dem Prinzip der Offenheit basieren Städtenetze auf Freiwilligkeit. Da die Eigens-
tändigkeit der Partner gewahrt bleibt, sehen sich die Städte im Spannungsver-
hältnis von Kooperation und Konkurrenz. Die Vernetzung von Städten hat zum 
Ziel, durch Zusammenarbeit Synergieeffekte im ökonomischen und infrastruktu-
rellen Bereich zu bewirken. Typische Aufgabenfelder sind daher gemeinsame In-
frastrukturplanung, abgestimmtes Flächenmanagement, aber auch z. B. die 
Erarbeitung gemeinsamer Tourismuskonzepte.85 
Potenziale bieten Städtenetze aufgrund ihrer Offenheit und flexiblen Gestaltbar-
keit. Erfolgreich realisiert, bieten sie die Chance, Eigendynamik zu entfalten und 
in festere, belastbarere Organisationsformen überzugehen. Zudem sind informel-
le, konsensorientierte Prozesse zeit- und ressourcensparend und steigern damit 
die Leistungsfähigkeit der Verwaltung.86 Allerdings haben Städtenetze den Makel, 
selektiv zu sein, d. h. sie werden bei Vernachlässigung der Netzmaschen dem 
flächendeckenden Anspruch der Raumordnung nicht gerecht und sie führen häu-
fig zu einer Stärkung der ohnehin starken Partner. Konfliktreiche Themen können 
aufgrund der Unverbindlichkeit der Zusammenarbeit und der fehlenden Sankti-
onsmöglichkeiten in Städtenetzen nicht bearbeitet werden. Damit ist eine umfas-
                                          
82  Gorsler, Daniela (2002): Informelle räumliche Planung. Stand der aktuellen Forschung und Forschungsbe-
darf. In: Arbeitsmaterial/ARL, 286, S. 37 ff.; Hoppe, Andrea; Voelzkow, Helmut (2000): Kooperation im 
Schatten der Hierarchie: Handlungsalternativen in der Regionalpolitik. In: Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung (ARL) (Hrsg.): Kooperation im Prozess des räumlichen Strukturwandels. Forschungs- 
und Sitzungsberichte, 210, S. 26. 
83  Ausführlich dazu: Danielzyk, Rainer; Priebs, Axel (Hrsg.) (1996): Städtenetze als Raumordnungsinstru-
ment – eine Herausforderung für die Angewandte Geographie und Raumforschung. In: Material zur Ange-
wandten Geographie, 32. 
84  Auch hier wurden finanzielle Anreize zur Initiierung solcher Städtenetze gesetzt. 
85  Danielzyk, Rainer; Priebs, Axel (1996): Städtenetze als Raumordnungsinstrument – eine Herausforderung 
für die Angewandte Geographie und Raumforschung. In: Material zur Angewandten Geographie, 32, S. 13; 
Melzer, Michael (1997): Schlüsselfragen einer zukunftsfähigen Standortpolitik mit Städtenetzen – Erkenn-
tnisse aus dem ExWoSt-Forschungsfeld „Städtenetze“. In: IzR, H. 7, S. 499 ff.; Gleisenstein, Jörg; Klug, 
Stefan; Neumann, Anja (1997): Städtenetze als neues Instrument der Regionalentwicklung? In: RuR, 
H. 1, S. 39 ff. 
86  Ebd., S. 42 ff.; Knieling, Jörg (1997): Städtenetze und Konzeptionen der Raumordnung. In: In: RuR, H. 3, 
S. 166; Mehwald, Lutz (1997): Städtenetze – vom Raumordnungspolitischen Orientierungsrahmen zur 
Umsetzung. In: IzR, H. 7, S. 478. 
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send abgestimmte Regionalentwicklung kaum mittels eines Städtenetzes zu rea-
lisieren, wohl aber die Umsetzung einiger konkreter Projekte.87 
Unter Public-Private-Partnership (PPP) werden „neue Formen der Verbindung von 
Handlungsformen und Instrumenten zwischen der Privatwirtschaft und dem poli-
tisch-administrativen System“88 zusammengefasst. Es handelt sich um verschie-
denste Formen; sie reichen von informellen Kooperationen über vertragliche Ver-
einbarungen bis hin zu gemeinsamen Gesellschaften. Daher kann auch hier nicht 
von einer Kooperationsform im eigentlichen Sinne gesprochen werden, sondern 
von einer Handlungsstrategie, einer Vorgehensweise. Aufgrund von Deregulie-
rungs- und Regionalisierungsbestrebungen, Modernisierungsprozessen der öf-
fentlichen Verwaltung und wachsenden Haushaltsproblemen der Städte erfuhr 
die Idee der öffentlich-privaten Zusammenarbeit in den 1980er, v. a. aber seit 
den 1990er Jahren in Deutschland einen Bedeutungszuwachs. Die Aufgabenfelder 
der PPP reichen von Infrastruktureinrichtungen (z. B. Verkehr, Ver- und Entsor-
gung) über Wohnungsbau, Umweltschutz, Stadtentwicklung bis hin zu Regional-
marketing durch Entwicklungsagenturen.89 
PPP entstehen, wenn sowohl der öffentliche90 als auch der private Partner91 einen 
Mehrnutzen in der Zusammenarbeit sehen. Die öffentliche Hand zielt durch die 
möglichst frühzeitige Einbindung privaten Know-hows und privatwirtschaftlicher 
Handlungslogik auf Zugang zu fachlichen Kompetenzen und Kapazitäten sowie 
die Erschließung privaten Kapitals. Sie hofft also durch die Zusammenarbeit tech-
nische und finanzielle Hilfe zu erlangen. Entwicklungsziele sollen dadurch umfas-
sender, schneller und in besserer Qualität erreicht werden. Private Akteure sehen 
ihre Motivation darin, Zugang zu lokalen Vollmachten und kommunalen Informa-
tionskanälen zu gewinnen, planerische Verfahren und Entscheidungen zu ihren 
Gunsten zu beeinflussen. Die kommunale Seite leistet ihren Beitrag, indem sie 
beispielsweise, Grundstücke bereitstellt, infrastrukturelle Vorleistungen erbringt, 
finanzielle Vergünstigungen gewährt und die planungsrechtliche Situation klärt. 
Die privaten Akteure übernehmen die professionelle Projektdurchführung, den 
„Betrieb“ des Vorhabens, die Vermarktung sowie die Akquisition von Pächtern 
und Mietern. Grenzen der Anwendung von PPP müssen in den unterschiedlichen 
Handlungslogiken der Beteiligten gesehen werden. Der Verpflichtung der öffentli-
chen Hand, dem Gemeinwohl zu dienen, steht das Verlangen nach wirtschaftli-
chem Nutzen der privaten Akteure konträr gegenüber.  
                                          
87  Baumheier, Ralph (1996): Städtenetze – Innovation durch Zusammenarbeit. In: Danielzyk, Rainer; Priebs, 
Axel (Hrsg.): Städtenetze – Raumordnungspolitisches Handlungsinstrument der Zukunft. Material zur an-
gewandten Geographie, 32, Bonn, S. 40 ff. 
88  Selle in Gorsler, Daniela (2002): Informelle räumliche Planung. Stand der aktuellen Forschung und For-
schungsbedarf. In: Arbeitsmaterial/ARL, 286, S. 74. 
89  Heinz, Werner (1998): Public Private Partnership. In: Archiv für Kommunalwissenschaften, H. 2, S. 210 ff. 
90  In der Regel sind das Vertreter der kommunalen Ebene, seltener der Landes- oder Bundesebene. 
91  Häufig sind das Unternehmensgruppen, Banken, Immobilien- und Versicherungsgesellschaften. 
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Es besteht also die Gefahr einer Interessenvermengung öffentlicher und privater 
Akteure und einer Beeinträchtigung der öffentlichen Kontroll- und Steuerungs-
möglichkeiten.92 
Eine weitere Strategie, kooperative Zusammenarbeit im Bereich regionaler Ent-
wicklung zu initiieren, ist die Ausrichtung von raumordnerischen Wettbewerben 
und die Auflage thematischer Förderprogramme. Wettbewerbe und Förderprog-
ramme mit regionalentwicklerischer Schwerpunktsetzung stellen den Auslöser für 
unterschiedlich geartete regionale Zusammenarbeit dar. Sie sind daher nicht als 
Kooperationsformen, sondern eher als Strategie für die Initiierung regionaler Zu-
sammenarbeit zu bezeichnen. Kooperative Prozesse in Gang zu bringen, ist in 
der Regel nicht das Hauptziel dieser Wettbewerbe, sondern eher ein „Mittel zum 
Zweck“, um dem eigentlichen Ziel, beispielsweise innovativer Regionalentwick-
lung, näher zu kommen.93 Beispiele für solche kooperationsfördernde Wettbe-
werbe sind „Regionen der Zukunft“94 und „InnoRegio“95. So freiwillig wie die Teil-
nahme, so offen ist auch die Abgrenzung der Region und Beteiligung verschiede-
ner Akteure. Grundsätzlich sind Wettbewerbe auf möglichst breite Beteiligung 
angelegt. Damit spielen auch Dialog- und Kooperationsprozesse eine wichtige 
Rolle. Neben der Verfolgung des eigentlichen Wettbewerbsziels sollen regionale 
Zusammenarbeit realisiert und regionale Kooperationsstrukturen ausgebaut wer-
den. In der Regel ist eine Institutionalisierung der weichen Form der Zusammen-
arbeit angestrebt. Die Veranstaltung solcher Wettbewerbe soll demnach als Kata-
lysator für regionale Kooperation fungieren.96 
Die Anreize zur Wettbewerbsteilnahme sind vielfältig: Fördermittel und Sieger-
prämien, die Nutzung fachlichen Know-hows und organisatorische Unterstützung 
durch die Wettbewerbsausrichter sowie ein möglicher Imagegewinn für die Teil-
                                          
92  Heinz, Werner (1998): Public Private Partnership. In: Archiv für Kommunalwissenschaften, H. 2, 
S. 216 ff.; Klemme, Marion (2002): Interkommunale Kooperation und nachhaltige Entwicklung. In: Insti-
tut für Raumplanung (IRPUD) (Hrsg.): Dortmunder Beiträge zur Raumplanung, 110, S. 60; Gorsler, Danie-
la (2002): Informelle räumliche Planung. Stand der aktuellen Forschung und Forschungsbedarf. In: Ar-
beitsmaterial/ARL, 286, S. 75 f. 
93  Bergmann, Ekkehard; Jakubowski, Peter (2001): Strategien der Raumordnung zwischen Kooperation und 
Wettbewerb. In: IzR, H. 8, S. 467. 
94  „Regionen der Zukunft – Regionale Agenden für eine nachhaltige Raum- und Siedlungsentwicklung“ ist ein 
zwischen 1997 und 2000 durchgeführter Wettbewerb des BBR, der unter Beteiligung von Kommunen, der 
Wirtschaft und Regionalplanungsinstanzen etc. darauf zielte, regionale Handlungsspielräume zu erschlie-
ßen und in den Wettbewerbsregionen innovative Ansätze für eine nachhaltige Regionalentwicklung zu ent-
wickeln und umzusetzen. Ein weiteres erklärtes Ziel bestand darin, Impulse für Kooperations- und Dialog-
prozesse in und zwischen den Wettbewerbsregionen unabhängig von administrativen Grenzen zu geben 
(Adam, Brigitte; Wiechmann, Thorsten (1999): Die Rolle der Raumplanung in regionalen Agenda-
Prozessen. In: IzR, H. 9/10, S. 662 f. 
95  „InnoRegio“ ist ein Wettbewerb, der zwischen 1999 und 2006 vom Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) zur Förderung innovativer Impulse in den neuen Bundesländern durchgeführt wurde. 
Akteure aus verschiedenen Bereichen (Wirtschaft, Wissenschaft, Bildung, Verwaltung und Politik) haben 
sich dazu zu sog. Innovationsnetzwerken zusammengeschlossen, „um Wertschöpfung und Wettbewerbsfä-
higkeit in den Regionen zu erhöhen“. (BMBF (2004a): InnoRegio – mehr als ein Förderprogramm. Quelle: 
http://www.InnoRegio.de/ (letzter Zugriff am 06.01.2009)). 
96  Adam, Brigitte; Wiechmann, Thorsten (1999): Die Rolle der Raumplanung in regionalen Agenda-Pro-
zessen. In: IzR, H. 9/10, S. 664; Scheller, Jens Peter (2002): Kooperations- und Organisationsformen für 
Stadtregionen – Modelle und ihre Umsetzungschancen. In: Mayr, Alois; Meurer, Manfred; Vogt, Joachim 
(Hrsg.): Stadt und Region – Dynamik von Lebenswelten. Tagungsbericht und wissenschaftliche Abhand-
lungen. Leipzig, S. 693. 
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nahmeregionen. Der Wettbewerbscharakter lässt variable und innovative Ideen 
entstehen. Die Wettbewerbe sind regelmäßig so aufgebaut, dass noch im Wett-
bewerbszeitraum mit der Umsetzung der Konzepte begonnen wird. Die mit der 
Teilnahme an Wettbewerben verbundene Kompetenzbündelung und Netzwerkbil-
dung sowie rasche Projekterfolge geben in der Regel Impulse für weitere koope-
rative Entwicklungsprozesse einer Region (z. B. Institutionalisierung der Koope-
ration).97 
Typische Grenzen wie die beschränkte politische Legitimation der Entscheidungen 
und geringe Einsatzfähigkeit zur Bearbeitung harter Konflikte treten wie bei an-
deren weichen Kooperationsformen zutage.98 Zudem wird im Sinne einer zu-
kunftsweisenden Gesamtstrategie eine zu starke Ausrichtung auf förderfähige 
Vorhaben und ein Abstimmungsmangel mit der behördlichen Regionalplanung99 
kritisiert. Auch enge zeitliche und finanzielle Rahmensetzungen können hinderlich 
für die Realisierung der Gesamtkonzeption sein.100  
3.5 Länderübergreifende Kooperationsformen 
Im Hinblick auf die Beispielregion Halle-Leipzig ist die Anwendbarkeit von Koope-
rationsformen und -strategien in einem länderübergreifenden Raum bedeutsam. 
Öffentlich-rechtliche Kooperationsformen bedürfen dafür einer staatsvertragli-
chen Grundlage. Ist diese geschaffen, können grenzüberschreitende Zweckver-
bände und kommunale Arbeitsgemeinschaften gegründet sowie Zweckvereinba-
rungen getroffen werden. Die am weitesten verbreitete Form der regionalen 
länderübergreifender Zusammenarbeit ist der Zweckverband. Bezogen auf die 
besondere thematische Eingrenzung (Regionalplanung und -entwicklung) sowie 
die anvisierte Raumkategorie (Verdichtungsraum) sind Mehrthemenzweckver-
bände (Regionalverbände) besonders sinnvoll. Der äußerst umfängliche Themen-
bereich der Regionalplanung und -entwicklung kann hier in der Gesamtheit mit 
weiteren Themen kombiniert in verbindlicher Weise geregelt werden. Die Ge-
meinsame Landesplanung als länderübergreifende Kooperationsform bietet für 
Stadtstaaten eine günstige Alternative, ist aber für den Beispielraum nicht realis-
tisch. Negativ bei diesen Formen ist die häufig auf öffentliche Akteure beschränk-
te Beteiligung. 
Privatrechtliche Organisationsformen sind nicht an administrative Grenzen ge-
bunden und damit für länderübergreifende Kooperationen immer geeignet. GmbH 
und e. V. sind hier als wichtigste Formen zu nennen, die weite Verbreitung fin-
den. Ein Vorteil besteht darin, dass neben Gebietskörperschaften problemlos wei-
tere Akteure eingebunden werden können oder sich Akteure ohne Zutun der Ge-
                                          
97  Gorsler, Daniela (2002): Informelle räumliche Planung. Stand der aktuellen Forschung und Forschungsbe-
darf. In: Arbeitsmaterial/ARL, 286, S. 56. 
98  Adam, Brigitte; Wiechmann, Thorsten (1999): Die Rolle der Raumplanung in regionalen Agenda-
Prozessen. In: IzR, H. 9/10, S. 664. 
99  44 % der Anträge im Wettbewerb „Regionen der Zukunft“ erfolgte ohne die Einbeziehung der Regionalpla-
nung (Müller, Bernhard (2002): Regionale Entwicklung durch Regionalplanung und Strukturpolitik. In: 
ARL: Neue Wege in der Regionalplanung. Arbeitsmaterial/ARL, 297, S. 8). 
100  Gorsler, Daniela (2002): Informelle räumliche Planung. Stand der aktuellen Forschung und Forschungsbe-
darf. In: Arbeitsmaterial/ARL, 286, S. 57. 
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bietskörperschaften organisieren. Einschränkend ist jedoch darauf hinzuweisen, 
dass mangelnde Kompetenzen zu verbindlichen Entscheidungen die Wirksamkeit 
solcher Kooperationen beschränkt. Mit dem Einsatz privatrechtlicher Handlungs-
weisen kann häufig flexibler und effizienter auf spezifische Problemstellungen 
eingegangen werden und die Gebietskörperschaften umgehen so u. U. langwieri-
ge formale Prozesse. Die beteiligten Gebietskörperschaften müssen jedoch dafür 
Sorge tragen, ihre Verantwortung gegenüber dem Gemeinwohl zu wahren. 
Als dritte Gruppe wurden weiche Kooperationsstrategien vorgestellt. Sie spielen 
in der Praxis eine große Rolle. Gerade in länderübergreifenden Regionen, in de-
nen stark formalisierte öffentlich-rechtliche Zusammenarbeit durch länderspezifi-
sche Regelungen, aber auch durch Angst vor dem Verlust an Kompetenzen be-
hindert wird, treten weiche Kooperationsformen auf. Dabei sind alle vorgestellten 
Kooperationsweisen verbreitet und für eine länderübergreifende Ausdehnung ge-
eignet, zum Teil sogar darauf angelegt (z. B. Modellvorhaben der Raumordnung). 
Offenheit, Flexibilität, Freiwilligkeit und Selbstverpflichtung sind die Schlagworte 
dieser Vorgehensweisen. Besondere Bedeutung kommt der breiten Akteursbetei-
ligung zu. Einer umfassenden Steuerung der Regionalentwicklung durch diese 
Kooperationsstrategien steht jedoch die Unverbindlichkeit des erzielten Konsen-
ses im Wege. Die Umsetzung der Ergebnisse kann nicht erzwungen werden, die 
Akteure können sich jederzeit aus der Kooperation zurückziehen. Harte Konflikte 
stellen also in der Regel die Leistungsgrenze weicher Kooperationsformen dar. 
Welche Formen die Kooperationen auch annehmen, der freie Wille der Akteure ist 
unerlässlich. In erzwungenen Vereinigungen zehren die Reibungsverluste die 
möglichen positiven Bündelungs- und Synergieeffekte auf. 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass keine allgemeingültige Organisations-
form für die Zusammenarbeit in länderübergreifenden Verdichtungsräumen aus-
zuweisen ist. Vielmehr muss sie an die Raum- und Problemstruktur angepasst 
sein sowie bereits bestehende Initiativen einbeziehen und bündeln. Um Konflikte 
zu bewältigen und die Regionalentwicklung in möglichst breitem Konsens zu 
steuern, ist ein ausgewogenes Maß aus hierarchischen Organisationselementen 
und weichen Kooperationsformen anzustreben. „Kooperation im Schatten der 
Hierarchie“101 vereint die Vorteile informeller, flexiblerer, innovationsfähiger Koo-
perationsformen mit denen formeller, politisch legitimierter und mit Entschei-
dungskompetenz ausgestatteter Organisationsformen. Doch gerade letztgenann-
te sind in länderübergreifenden Regionen kaum zu realisieren. 
                                          
101  Schmitz, Gottfried (1999): Neue kommunale Organisationsmodelle für Stadtregionen. In: Akademie für 
Raumforschung und Landesplanung (ARL): Die Region ist die Stadt. Forschungs- und Sitzungsberichte, 
206, S. 67. 
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4 Ableitung von Indikatoren zur Bewertung 
Die Bewertung von Möglichkeiten und Grenzen regionaler Kooperationen ist man-
gels quantifizierbarer Maßstäbe ein subjektiver Prozess. Dennoch konnte mit Hil-
fe einer umfangreichen Literaturanalyse ein Verständnis über die grundlegenden 
Elemente und Wirkungsweisen regionaler Kooperationsprozesse gewonnen wer-
den, welches die Bewertung von kooperativem Geschehen im Beispielraum an-
hand daraus abgeleiteter Kriterien ermöglicht. 
Die Bewertung der Kooperationen im Beispielraum Halle-Leipzig fand auf zwei 
Ebenen statt. Einerseits schätzen die Experten (Akteure, Begleitforscher) Mög-
lichkeiten und Grenzen „ihrer“ regionalen Kooperation und der Kooperationspro-
zesse in der Region insgesamt selbst ein. Andererseits erfolgte eine Bewertung 
des Kooperationsgeschehens durch die Verfasserin anhand bestimmter Kriterien, 
indem sowohl Veröffentlichungen und graue Literatur der oder über die Koopera-
tionen als auch die Expertengespräche ausgewertet wurden. 
Aus einer umfangreichen Sekundärliteraturanalyse wurden Kriterien abgeleitet, 
anhand derer die Organisationsform an sich sowie die Möglichkeiten und Grenzen 
der Kooperationen in der Beispielregion in der empirischen Untersuchung bewer-
tet werden konnten. Diese Bewertungskriterien Kooperationsantrieb, politische 
Legitimation, Problemlösungs- und Umsetzungskompetenz wurden durch einzel-
ne Aspekte untersetzt, die eine bessere Handhabung der Bewertung ermöglichen 
(Tabelle 1). Für die empirische Arbeit wurden daraus Leitfragen für die Akteurs- 
und Expertenbefragung abgeleitet. Anschließend skizzieren wenige Stichpunkte 
je Bewertungskriterium, in welcher Hinsicht der Verfasserin Aussagen über Mög-
lichkeiten und Grenzen regionaler Kooperationen anhand dieser Kriterien und In-
dikatoren möglich erscheinen.102 In der folgenden Bewertung der einzelnen Koo-
perationen in der Region Halle-Leipzig wurden diese Kriterien aufgegriffen und 
anhand derer eine Einschätzung der Möglichkeiten und Grenzen länderübergrei-
fender regionaler Kooperationen vorgenommen. 
 
                                          
102  Diese Zusammenstellung kann als erste theoretische Abschätzung nicht als vollständig angesehen werden. 
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Tabelle 1:  Kriterien zur Bewertung von Möglichkeiten und Grenzen regiona-
ler Kooperationen (eigene Darstellung) 

















 Kooperationsinitiative Wer hat die Kooperationsnotwendigkeit 
erkannt? (intern/extern; von oben/von 
unten; aus welchem Ressort) 
Kooperationsgründe Was waren die ausschlaggebenden 
Gründe, zu kooperieren? (push- und 
pull-Faktoren) 
Haben sich diese Gründe verändert? 
(Wandel des Kooperationsantriebs, Pha-






















 Kooperationsantrieb sollte zuneh-
mend von innen kommen, damit 
sie den Kooperierenden „zu eigen“ 
ist (da ihr Erfolg von der Aktivität 
der Akteure abhängt) 
 positive Kosten-Nutzen-Bilanz für 
alle Beteiligte  Grund, die Koo-
peration fortzusetzen 
Grenzen 
 fehlende Umwandlung externer An-
lässe in interne Gründe  Scheitern 
der Kooperation (z. B. bei Wegfall 
der Förderung) 
 kooperative Zusammenschlüsse auf 
Druck von oben bringen Akzeptanz-
schwierigkeiten mit sich  Koopera-
tionspartner fühlen sich gegängelt 
und wirken als Bremser  Scheitern 



















Akteurszusammensetzung Welche gesellschaftlichen Gruppen sind 
wie beteiligt? (wirklich wichtige Akteure 
aus allen Bereichen) 
„Wahl“ der Akteure Nach welchen Prinzipien werden die Ak-






















 umfassende Akteursbeteiligung 
stärkt die „Vertretungskraft“ 
 nur gewählte Vertreter drücken 
den Willen der Bevölkerung aus 
Grenzen 
 fragliche Rechtnahme zur Gestal-
tung der Zukunft der Region 
 begrenzte, einseitige Beteiligung 
führen möglicherweise zu einseitiger 
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Kooperationsziele Welche Ziele hat sich die Kooperation 
gestellt? 
Akteurszusammensetzung Wer ist an der Problemlösung wie betei-
ligt? (welche wichtigen regionalen Ak-
teure, Fach-, Macht-, Prozesspromoto-
ren, beteiligte gesellschaftliche Grup-
pen, Kompetenzausstattung/Einfluss-
möglichkeiten der Beteiligten) 
Angemessenheit der Mittel Wie werden die Ziele verfolgt? 
Ergebnisse Welche Ergebnisse hat die Kooperation 
bisher erzielt? 
Verbindlichkeit von Entscheidungen Welche Bindungswirkungen entfalten 
die Ergebnisse und Entscheidungen der 
Kooperation? (Empfehlung, Selbstver-
pflichtung, Freiwilligkeit etc.) 
Organisatorische Form und Struktur Wie ist die Kooperationsform aufgebaut, 
organisiert und strukturiert? (Organisa-
tionsstruktur, Arbeit der Gremien, 
Handlungsfähigkeit aufgrund der Orga-
nisationsform i. e. S., gibt Aussage über 
die Flexibilität der Kooperation) 
Welche Verfahrensregeln und Hand-
lungsprinzipien gibt es? 
Gibt es eine Art ständige Einrichtung? 
Wie häufig/regelmäßig treten die Akteu-
re zusammen? 
Vertikale und horizontale Integration Erfolgt eine Abstimmung mit der Politik 
auf übergeordneter Ebene? 
Erfolgt eine Abstimmung mit regionalen 
Gremien und Organisationen, die ähnli-
che Zielstellungen haben? 
Einbeziehung der Öffentlichkeit Wie findet die öffentliche Darstellung 
statt? 
Welche Akzeptanz findet die Kooperati-
on in der Öffentlichkeit? 





















 realistische Zielstellungen 
 angemessene Mittel und hand-
lungsfähige Organisationsform 
 erzielte Ergebnisse 
 viele Beteiligte  breite Interes-
senvertretung 
 fachliche Kompetenz (u. U. durch 
Einbindung von Experten) 
 Unterstützung der Umsetzung 
durch die Beteiligung von Macht-
promotoren 
 verbesserte Realisierung durch ho-
rizontale und vertikale Abstim-
mung  Ressourcenbündelung, 
Synergieeffekte 
 Bindung der Akteure an Entschei-
dungen 
 positiv wirkt sich Wohlwollen der 
übergeordneten politischen Ebene 
für die Umsetzung der Ergebnisse 
aus (z. B. Erklärungen, die Ergeb-
nisse der Kooperationen zu beach-
ten und zu fördern) 
 Öffentlichkeitsarbeit könnte der 
Akzeptanz förderlich sein 
Grenzen 
 unrealistische Zielstellungen 
 Aufgaben, die nicht bewältigt wer-
den können (harte Konflikte) 
 ungeeignete Mittel 
 Differenz zwischen Zielstellung und 
Ergebnis 
 viele Beteiligte  schwierige Kon-
sensfindung 
 keine Bindungswirkung der Ergeb-
nisse  Umsetzung durch die Ak-
teure fraglich und keine Sanktions-
möglichkeiten  stellt die gesamte 
Wirkung der Kooperation in Frage 
 fehlende Abstimmung mit anderen 
Gremien  unabgestimmte Bearbei-
tung ähnlicher Themen  Ressour-
cenvergeudung, Umsetzung unter-
schiedlicher Konzepte äußert frag-
lich, geringe öffentliche Akzeptanz 
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5 Bewertung länderübergreifender Kooperationen in der 
Region Halle-Leipzig 
5.1 Die Untersuchungsregion Halle-Leipzig 
Mit der Region Halle-Leipzig wurde ein historisch eng verflochtener, länderüber-
greifender Untersuchungsraum gewählt. Typischerweise ist eine scharfe Abgren-
zung der Region schwierig. Im Kern jedoch umfassen die Städte Halle (Saale) 
und Leipzig sowie die umgebenden Landkreise die Untersuchungsregion. Die Re-
gionsauffassungen der verschiedenen länderübergreifenden Kooperationen, die 
auf die regionale Entwicklung des Raumes Halle-Leipzig ausgerichtet sind, variie-
ren. Während einige Kooperationen ihren Fokus auf den genannten Kernraum 
richten, beziehen andere Kooperationen das Oberzentrum Dessau mit ein, wieder 
andere reichen über die beiden Länder Sachsen und Sachsen-Anhalt hinaus und 
beziehen Teile Thüringens in ihren Aktionsraum ein. 
Die Region Halle-Leipzig zeichnet sich dadurch aus, dass sie nie eine staatliche 
Verwaltungseinheit gebildet hat. In einer wechselvollen Geschichte wirkten Thü-
ringer, Slawen, Franken, Sachsen, Wettiner, Askanier und Preußen in diesem 
Raum. Einzig in den 1920er Jahren zeichneten sich Ansätze einer umfassenden 
Landesplanung ab, als 1924 mit der „Landesplanung für den engeren mitteldeut-
schen Industriebezirk“ aus den sieben Siedlungsausschüssen der Gebiete Halle, 
Merseburg-Leuna-Geiseltal, Weißenfels, Zeitz, Naumburg, Mansfelder Land, Bit-
terfeld-Delitzsch und dem Landkreis Wittenberg eine sich selbst verwaltende Pla-
nungsorganisation entstand. Ziel war es, eine gewachsene Region mit nahezu 
einheitlicher naturräumlicher Ausstattung und ähnlicher Nutzungs- und Wirt-
schaftsstruktur grenzübergreifend zu entwickeln und zu planen. Mit dem aufkom-
menden Nationalsozialismus und dem Zweiten Weltkrieg wurde diesen Ansätzen 
der grenzüberschreitenden regionalen Planung ein Ende gesetzt.103 
Trotz der immer wieder unterschiedlichen Grenzziehungen im Raum bildete sich 
ein gemeinsamer Kultur- und Wirtschaftsraum mit den Zentren Leipzig und Halle 
(Saale) aus. Mit der politischen Wende 1989/1990 kam es zu einem massiven 
wirtschaftlichen Strukturbruch, mit dem beispielsweise Arbeitslosigkeit, Abwan-
derung und Bevölkerungsrückgang einhergingen.104 Neben den massiven Verlus-
ten von Arbeitsplätzen kam es zu einem Wandel der Wirtschaftsstruktur. Wäh-
rend der Anteil der Erwerbstätigen im sekundären Sektor stark abgenommen 
hat, stieg der Anteil der im tertiären Sektor Beschäftigten an. Großbetriebliche 
Strukturen sind in dem Raum weitgehend verschwunden, dafür prägen neben 
Tochtergesellschaften international agierender Unternehmen (z. B. Dow, Elf, 
Siemens, Bayer, Porsche, BMW) hauptsächlich mittelständische Unternehmen 
                                          
103  Schönfelder, Günther (1993): Der Ballungsraum Halle-Leipzig-Dessau – das Zentrum Mitteldeutschlands. 
In: Carmona-Schneider, Juan Javier; Karrasch, Petra (Hrsg.): Die Region Leipzig-Halle im Wandel. Chan-
cen für die Zukunft. Material zur Angewandten Geographie, 22, S. 14 f.; ARL (Hrsg.) (1999): Grundriss 
der Landes- und Regionalplanung. Hannover, S. 10 ff. 
104  Ausführlich dazu: Schmidt, Ralf; Colditz, Uwe (1999): Die Stadtregionen von Oberzentren in Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen. Schwerpunkte des wirtschaftlichen Strukturwandels. In: ARL: Altstandorte 
in Stadtregionen von Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Arbeitsmaterial/ARL, 252, S. 13; Hand-
werkskammer Halle (Saale), Handwerkskammer zu Leipzig, IHK Halle-Dessau u. IHK zu Leipzig (2004): 
Wirtschaft in Mitteldeutschland. (unveröff.), S. 4 ff.  
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den sekundären Wirtschaftssektor. Der hohe Anteil Beschäftigter in der Dienst-
leistungsbranche wird durch die öffentlichen Dienstleistungen dominiert. In einer 
Analyse der konjunkturellen Situation des mitteldeutschen Wirtschaftsraumes 
wird der Region zwar – gemessen am steigenden Bruttoinlandsprodukt105 – ein 
stetes Wirtschaftswachstum beschieden, jedoch besteht im bundesweiten Ver-
gleich noch ein hoher Nachholbedarf. Regionsintern liegen Vorteile auf sächsi-
scher Seite. Als strukturbestimmend haben sich die Automobil- und Automobilzu-
liefererbranche, die Biotechnologie, die chemische Industrie, die Medien- und 
Kommunikationsbranche, aber auch die universitäre und außeruniversitäre For-
schung in der Region etabliert.106 
In der Bevölkerungsentwicklung zeichnet sich für die Teilregion Leipzig eine et-
was günstigere Bilanz als für die Teilregion Halle-Dessau. Insgesamt sind die Be-
völkerungsverluste jedoch sehr hoch. Neben einer sinkenden Geburtenrate führt 
die Abwanderung v. a. junger Menschen zu einer Alterung der Bevölkerung und 
zur Schrumpfung der Städte. In einigen Branchen wird ein Mangel an qualifizier-
ten Arbeitskräften befürchtet, der die künftige Wirtschaftsentwicklung hemmt.107 
Weiterhin stellen die Folgen der massiven Gewerbe- und Wohnsuburbanisierung 
in der Region ein großes Problem dar. Insbesondere die Ansiedlung des großflä-
chigen Einzelhandels auf der „grünen Wiese“ ist einer der Hauptkonfliktpunkte in 
der Region und zwischen den Ländern und stets Thema in länderübergreifenden 
Gremien. Das Thema der Wohnsuburbanisierung spielt v. a. im Stadt-Umland-
Maßstab eine Rolle. Während Leipzig durch Gesetz großflächig Eingemeindungen 
vornehmen konnte, zeichnet sich für Halle (Saale) und sein Umland eher eine 
Zweckverbandslösung ab. Damit werden die Stadt-Umland-Probleme jedoch 
nicht gelöst, höchstens ein günstigerer Rahmen für eine Lösung geschaffen. Das 
führt zu einem Hauptunterschied zwischen Sachsen und Sachsen-Anhalt. Wäh-
rend in Sachsen eine Gebietsreform zu größeren und leistungsfähigeren Verwal-
tungen geführt hat, ist eine Gebietsreform in Sachsen-Anhalt längst überfällig.108 
Weitere Rahmenbedingungen werden durch die Zugehörigkeit der Teilräume zu 
verschiedenen Bundesländern gesetzt. Daraus ergeben sich Unterschiede in ge-
setzlichen Vorgaben, Verwaltungsorganisation, Zuständigkeitszuordnungen und 
Kompetenzverteilung und den landespolitischen Vorstellungen, Zielen und Stra-
tegien. 
Trotz aller Probleme bietet der Raum Halle-Leipzig das Potenzial zur Entwicklung 
einer Metropolregion von europäischer Bedeutung. Als solche wurde die Region 
gemeinsam mit den Städten Dresden und Chemnitz von der MKRO ausgewiesen. 
Um eine solche Entwicklung zu forcieren, ist eine Abstimmung zwischen den Teil-
räumen aber auch der verschiedenen Ansprüche an den Raum notwendig. 
                                          
105  1995: 38,5 Mrd. Euro; 2001: 42 Mrd. Euro – Diese Zahlen gelten für Mitteldeutschland, welches nach den 
Kammerbezirken IHK Halle-Dessau und IHK zu Leipzig, abgegrenzt ist. 
106  Ruck, Karin (Hrsg.) (1998): Wirtschaftsstandort Halle. Halle, S. 20. 
107  Friedrich, Klaus; Ringel, Johannes; Holländer, Robert (2003): Impuls Mitteldeutschland. Halle, Leipzig (un-
veröff.), S. 7 f. 
108  Mit der Kreisgebietsreform 2007 in Sachsen-Anhalt konnten zwar effektivere Strukturen geschaffen wer-
den, doch wurden den Oberzentren keine der Umlandgemeinden zuschlagen. 
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5.2 Das Kooperationsgeschehen im Überblick 
Die Tatsache, gemeinsam einen Verflechtungsraum zu bilden, wurde von den Ak-
teuren der Region Halle-Leipzig, aber auch darüber hinaus auf Länderebene und 
europäischer Ebene nach der politischen Wende von 1990 schnell erkannt. Eben-
so wurde erkannt, dass Zusammenarbeit notwendig ist, um gemeinsame Proble-
me zu lösen, die regionale Entwicklung zu koordinieren und um im europäischen 
Maßstab als genügend große Region erfolgreich in den Wettbewerb zu anderen 
Regionen treten zu können.109 Vor allem die Entwicklungen rund um das Schkeu-
ditzer Kreuz, das Autobahnkreuz zwischen Halle (Saale) und Leipzig, forderten 
frühzeitig eine länderübergreifende Zusammenarbeit, so dass bereits Ende 1990 
erste Ansätze der Abstimmung zwischen den einzelnen Teilräumen stattfanden 
und im Jahre 1992 eine „Lenkungsgruppe zur Regionalentwicklung Halle-Leipzig-
Dessau“ (Abbildung 5) eingerichtet wurde.110 Auf einer gemeinsamen Kabinetts-
sitzung am 30.06.1992 wurde mit der „Vereinbarung zwischen der Staatsregie-
rung des Freistaates Sachsen und der Regierung des Landes Sachsen-Anhalt 
über die Raumordnung und Landesplanung“ der Grundstein für den am 
27.08.1993 geschlossenen „Staatsvertrag zwischen dem Freistaat Sachsen und 
dem Land Sachsen-Anhalt über die Zusammenarbeit bei der Raumordnung und 
Landesplanung im Raum Halle-Leipzig“ gelegt.111 Aufgrund dieses Staatsvertra-
ges konstituierten sich zwei formale Gremien: die Raumordnungskommission 
Halle-Leipzig (RoKo) und die Regionale Arbeitsgemeinschaft der Träger der Re-
gionalplanung (RAG), in denen Vertreter der Ministerien, der Regierungsbezirke, 
der Regionalplanung sowie die Oberbürgermeister und Landräte zusammenarbei-
ten. Ihnen obliegt die Abstimmung der Ziele und der sonstigen Erfordernisse der 
Raumordnung, Landes- und Regionalplanung. Initiiert von der RoKo fanden 1995 
und 1996 zwei Regionale Entwicklungskonferenzen unter Beteiligung von ca. 250 
regionalen Akteuren aus Politik, Verwaltung, Wirtschaft und weiteren Interessen-
gruppen statt, die mit der Verabschiedung des Regionalen Entwicklungskonzep-
tes Halle-Leipzig (REK) eine strategische Leitidee für die längerfristige Entwick-
lung der Region liefern sollte. Die Umsetzung des REK inklusive des projektspezi-
fischen Regionalen Maßnahmeprogramms sollte ein über die Vertreter von Politik 
und Verwaltung hinausgehendes, von regionalen Akteuren getragenes Gremium 
übernehmen. So wurde 1997 das Regionalforum Mitteldeutschland gegründet, 
das als Initiator kooperativer Prozesse auftritt, ohne selbst Träger von Projekten 
zu sein.112 Bereits 1992 hatte sich parallel zu diesen Prozessen auf Initiative der 
IHK Halle-Dessau der Verein „Aktion Mitteldeutschland e. V.“ gegründet, der sich 
                                          
109  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004). 
110  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004); Artmann, Leo (2000): Der 
Suburbanisierungsprozess und seine Bewertung aus Sicht des Regierungspräsidium Leipzigs. In: UfZ-
Bericht, H. 14, S. 8; Stadt Halle (2003): Mitteldeutsches Regionalforum Halle-Leipzig-Dessau-Gera/Jena – 
Wurzeln – Strukturen – Themen – Perspektiven der regionalpolitischen Zusammenarbeit im mitteldeut-
schen Kernraum (unveröff.), S. 4. 
111  Am 21.01.1994 trat das Gesetz dazu in Kraft; Schönfelder, Günther (1993): Der Ballungsraum Halle-
Leipzig-Dessau – das Zentrum Mitteldeutschlands. In: Carmona-Schneider, Juan Javier; Karrasch, Petra 
(Hrsg.): Die Region Leipzig-Halle im Wandel. Chancen für die Zukunft. Material zur Angewandten Geogra-
phie, 22, S. 13; Wiest, Karin (1993): Die Region Halle-Leipzig. Neugliederung und Kooperationsansätze. 
In: Europa Regional, H. 1, S. 8. 
112  IHK Halle-Dessau, Geschäftsführung Regionalforum (2004); Schädlich, Michael (1997): Regionalkonferenz 
Halle-Leipzig. Ergebnisse – Erfahrungen – Perspektiven. In: IzR, H. 3, S. 167 ff. 
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primär mit der Vermarktung Mitteldeutschlands nach außen und innen befasste. 
Die Verzahnung mit dem Leipziger Raum blieb schwach. Dieser Verein wurde 
aufgelöst als namhafte Unternehmen der Region 2000 den „Verein zur Förderung 
des Regionenmarketings in Mitteldeutschland“ – jetzt: „Wirtschaftsinitiative für 
Mitteldeutschland“113 gründeten. Die vom Regionalforum begonnene Durchfüh-
rung von Zukunftskonferenzen wird nun von diesem Gremium fortgeführt.114 Die 
jüngste Initiative der länderübergreifenden Zusammenarbeit ging 2002 von den 
drei Landesregierungen Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen mit der „Initia-
tive Mitteldeutschland“ aus.115 Aufgrund von Aktivität des Regionalforums Mittel-
deutschland, der Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland sowie durch die Teil-
nahme an Bundes- und EU-Wettbewerben bildeten sich eine Reihe weiterer 
thematische Kooperationen im Raum Halle-Leipzig aus wie der Mitteldeutsche 
Verkehrsverbund (MDV), die Bioregion Halle-Leipzig, das Telematik-Netzwerk 
































































Abbildung 5:  Regionale Selbstorganisation im Raum Halle-Leipzig 
(1990 bis 2004) (eigene Darstellung) 
                                          
113  Für das operative Geschäft gründete der Verein eine 100%ige Tochter-GmbH, in deren Aufsichtsrat auch 
Vertreter der regionalen Politik ein Mandat wahrnehmen. In dieser Veröffentlichung verwende ich den nun 
aktuellen Namen des Vereins und der GmbH: Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland. 
114  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004), Wirtschaftsinitiative für Mittel-
deutschland (2004); Schönfelder, Günther (2001): Mitteldeutschland aus geographischer Sicht – Versuch 
einer Deutung. In: John, Jürgen (Hrsg.): Mitteldeutschland – Begriff, Geschichte, Konstrukt. Rudolstadt, 
Jena. S. 162. 
115  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Ref. Raumordnung (2004). 
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5.3 Bewertung der länderübergreifenden Kooperationen 
5.3.1 Die Staatsvertragsgremien RoKo und RAG Halle-Leipzig 
5.3.1.1 Entstehungshintergrund 
Die Raumordnungskommission (RoKo) und die Regionale Arbeitsgemeinschaft 
der Träger der Regionalplanung (RAG) für den Raum Halle-Leipzig wurden 1994 
aufgrund des Gesetzes zum Staatsvertrages vom 27.08.1993 zwischen dem Frei-
staat Sachsen und dem Land Sachsen-Anhalt über die Zusammenarbeit bei der 
Raumordnung und Landesplanung im Raum Halle-Leipzig eingerichtet. Bereits 
kurz nach der Wiedervereinigung 1990 wurde schnell klar, dass dieser wirtschaft-
lich stark verflochtene Raum eine Chance zur Entwicklung beider Länder bietet. 
Ein Entwicklungskonzept für das Schkeuditzer Kreuz wurde auf wissenschaftliche 
Initiative hin völlig selbstverständlich länderübergreifend angelegt. Es entwickelte 
sich auf praktischer Arbeitsebene rasch eine Zusammenarbeit informeller Art 
zwischen den verschiedenen Behörden und Verwaltungen im Raum Halle-Leipzig. 
In dieser Zeit konstituierte sich auch die „Lenkungsgruppe zur Regionalentwick-
lung Halle-Leipzig-Dessau“ der regionalen Akteure, deren Mitglieder Regierungs-
präsidien, Städte, Landkreise und gewerbliche Kammern der Region waren. Es 
bestand also eine praktische Art der Zusammenarbeit in der Region, für die es 
galt, eine geeignete, belastbare Form zu finden. Zugleich zeichnete sich ab, dass 
einer abgestimmten Entwicklung der Gesamtregion die unterschiedlichen Lan-
desgesetzgebungen und das Konkurrenzverhalten zwischen den Städten, Ge-
meinden, Kreisen und Ländern entgegenstehen. Eine geeignete, juristisch belast-
bare Form wurde im Staatsvertrag zwischen den Ländern Sachsen und Sachsen-
Anhalt gefunden, da nur so länderübergreifende öffentlich-rechtliche Kooperati-
onsformen begründet werden können.116 Die Initiative ging von beiden Ländern 
gleichzeitig aus und war von den Beteiligten als sinnvoll und notwendig erachtet 
worden: 
 „Die Raumordnungskommission war von beiden Seiten gewollt und auch für 
erforderlich erachtet worden.“ (RPV Westsachsen), 
 „Es war ein Aufeinanderzugehen gewesen, das Problembewusstsein war da.“ 
(RP Leipzig), 
 „Es wurde positiv bewertet, dass alle leitenden Politiker und Verwaltungen an 
einem Tisch sitzen sollten, um Probleme zu besprechen.“ (Stadt Halle), 
 „Es war ein Aufeinanderzukommen der Landesregierungen gewesen, unter 
Abstimmung mit den Regionen.“ (GF RoKo). 
Mit der „Einschaltung“ der Ebene der Bundesländer verloren die regionalen Ak-
teure zu ihrem Unmut an Einfluss. Die relative enge räumliche Eingrenzung auf 
einen Streifen entlang der Landesgrenze und die sachliche Eingrenzung auf das 
Thema Raumordnung und Landesplanung liefen der ursprünglichen Idee der Len-
                                          
116  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004). 
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kungsgruppe zuwider. Mit der Konstituierung der RoKo wurde die Lenkungsgrup-
pe aufgelöst.117 
Das Staatsvertragsgebiet (Abbildung 6) umfasste laut Art. 1 Abs. 2 Staatsvertrag 
ursprünglich folgende Kreise: die Landkreise Borna, Delitzsch, Eilenburg, Leipzig, 
Bitterfeld, Gräfenhainichen, Hohenmölsen, Merseburg, Saalkreis, Weißenfels, 
Zeitz sowie die Städte Leipzig und Halle (Saale). Nach Gebietsreformen in beiden 
Ländern traten folgende Kreise an Stelle ihrer Rechtsvorgänger: die Landkreise 
Leipziger Land, Delitzsch, Bitterfeld, Wittenberg, Saalkreis, Weißenfels, Merse-
burg-Querfurt, Burgenlandkreis sowie die Städte Leipzig und Halle (Saale).118 
 
Abbildung 6:  Abgrenzung des Großraums Halle-Leipzig und des Staatsver-
tragsgebietes119  
5.3.1.2 Ziele und Aufgaben 
Ziel des Staatsvertrages ist, die Aufgaben der Raumordnung und Landesplanung 
einschließlich der Regionalplanung mit länderübergreifender Auswirkung „in stän-
diger Zusammenarbeit“ wahrzunehmen (Art. 1 Staatsvertrag). Dabei übernimmt 
die RoKo gemäß Art. 3 Staatsvertrag die Abstimmung der Ziele und der weiteren 
Erfordernisse der Raumordnung und Landesplanung im Raum Halle-Leipzig, die 
Erarbeitung von Empfehlungen und Entscheidungsgrundlagen für die vertrags-
                                          
117  Stadt Halle (2003): Mitteldeutsches Regionalforum Halle-Leipzig-Dessau-Gera/Jena – Wurzeln – Struktu-
ren – Themen – Perspektiven der regionalpolitischen Zusammenarbeit im mitteldeutschen Kernraum (un-
veröff.), S. 5. 
118  Nach den Funktional- und Gebietsreformen 2007 in Sachsen-Anhalt und 2008 in Sachsen gehören nun fol-
gende Gebietskörperschaften dazu: die Kreise Nordsachsen, Leipzig, Anhalt-Bitterfeld, Saalekreis, Burgen-
land, Wittenberg sowie die Städte Leipzig und Halle (Saale). 
119  Quelle: Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung (1996), S. 7. 
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schließenden Länder auf Ebene der Landesplanung sowie die Entscheidung über 
Beschlussvorlagen bei abweichenden Auffassungen über raumordnerische Beur-
teilungen. Die in der RAG zusammengefassten Träger der Regionalplanung haben 
die Aufgabe, die Regionalplanung der beiden betroffenen Teilregionen unterei-
nander abzustimmen: Dazu sollen insbesondere die Regionalpläne, wesentliche 
Daten und Prognosen abgestimmt und gemeinsame planerische Grundvorstellun-
gen entwickelt werden. Zusammenfassend zielten diese Staatsvertragsgremien 
darauf, gemeinsame Ziele und Leitvorstellungen für den Raum Halle-Leipzig zu 
entwickeln, konkrete Projekte und Vorhaben mit länderübergreifenden Auswir-
kungen abzustimmen und sich allgemeiner raumordnerischer Fragen anzuneh-
men. In der Praxis bestimmten folgende Themen die Arbeit in den Staatsver-
tragsgremien:120 
 Abstimmung der Raumordnungspläne aller Ebenen, 
 gemeinsame Verkehrsprojekte wie der Ausbau des Flughafens Leipzig-Halle, 
Autobahnbauprojekte, Ausbau von Eisenbahnstrecken, 
 Initiierung eines REK-Prozesses, 
 großflächiger Einzelhandel in städtebaulich nicht integrierten Lagen, 
 weitere raumbedeutsame Vorhaben und Projekte (z. B. Bau einer Schweine-
mastanlage, Abstimmung von Standorten für die Nutzung von Windenergie), 
 Unterstützung der Olympiabewerbung Leipzigs und 
 Vertretung der Region beim Bund, beim Deutschen Städtetag etc. 
5.3.1.3 Organisationsstruktur 
Der Staatsvertrag sieht zur Erfüllung seiner Aufgaben zwei Organe vor: die Rau-
mordnungskommission und die Regionale Arbeitsgemeinschaft der Träger der 
Regionalplanung (Abbildung 7), wobei die Raumordnungskommission aufgrund 
ihrer Besetzung mit „hochkarätigen Vertretern“ der Politik und Verwaltung (Mi-
nister, Regierungspräsidenten, Oberbürgermeister, Landräte) als das stärkere 
der beiden Gremien verstanden werden muss. Die RAG fungiert als Arbeitsebene 
darunter. Hier waren die Träger der Regionalplanung, die kreisfreien Städte und 
Landkreise vertreten.121 Die beschließenden Akteure der beiden Gremien ent-
stammen ausschließlich der Politik und Verwaltung, Sachverständige mit lediglich 
beratender Stimme können in beide Gremien einbezogen werden. Des Weiteren 
kann die RoKo unselbständige räumliche und sachliche Arbeitsgruppen bilden, die 
beispielsweise Stellungnahmen oder Beschlussvorlagen vorbereiten (Art. 3 Abs. 4 
Staatsvertrag). In der Praxis sollte das anfallende Tagesgeschäft durch die RAG 
wahrgenommen werden, während strittige Problemfälle der RoKo vorbehalten 
sein sollten.122 
                                          
120  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004); Stadtplanungsamt Leipzig (2004); Regierungspräsidium 
Leipzig, Abt. Raumordnung (2004); Stadtplanungsamt und Wirtschaftsförderung Halle (2004); Ministerium 
für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004); Landkreis Merse-
burg, Regionale Planungsgemeinschaft Halle (2004). 
121  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004); Stadtplanungsamt Leipzig (2004). 
122  Bez, Dietmar (1995): Die Entwicklungsprobleme der Region Halle-Leipzig: In: Momm, Achim; Löckener, 
Ralf; Danielzyk, Rainer; Priebs, Axel (Hrsg.): Regionalisierte Entwicklungsstrategien. Material zur ange-
wandten Geographie, 30, Bonn, S. 126. 
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Der Vorsitz der Raumordnungskommission wechselt alle zwei Jahre zwischen den 
obersten Raumordnungs- und Landesplanungsbehörden Sachsens und Sachsen-
Anhalts. Das jeweils nicht vorsitzführende Land übernimmt die Stellvertreter-
funktion. In den jeweiligen verantwortlichen Ministerien kümmern sich Mitarbei-
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Abbildung 7:  Kooperationsmöglichkeiten laut Staatsvertrag (Entwurf nach 
Bez, Stadtplanungsamt Leipzig 1995)124 
Auf den mindestens einmal jährlich stattfindenden Sitzungen werden die anlie-
genden Themen beraten und gegebenenfalls Beschlüsse gefasst. Jedes Land hat 
eine Stimme und die Beschlüsse müssen einstimmig gefasst werden. Die Landes-
stimme bildet sich durch die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen der 
Mitglieder. In der im Staatsvertrag beschriebenen Zusammensetzung der Akteu-
re kommt der ministeriellen Ebene bei Beschlüssen ein großes Gewicht zu. Diese 
Beschlüsse entfalten jedoch keine rechtliche Bindungswirkung, was das Haupt-
manko dieser Staatsvertragsgremien darstellt. So haben Beschlüsse lediglich den 
Charakter von Empfehlungen. Sie werden den verantwortlichen Stellen zugeleitet 
                                          
123  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004); Regierungspräsidium Leipzig, Abt. Raumordnung 
(2004); Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004). 
124  Quelle: Sahner, Heinz (1995): Regionale Kooperation im Verdichtungsraum Halle-Leipzig – Chancen, Prob-
leme und Wege. In: Der Hallesche Graureiher 95-5 (ergänzt). 
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und diese können dem Votum in ihren verbindlichen Entscheidungen folgen, 
müssen es aber nicht.125 
Inzwischen wurde die beschriebene und auch im Staatsvertrag fixierte Struktur 
durch eine neue Geschäftsordnung verändert. Auslöser dafür waren die Entwick-
lungen des großflächigen Einzelhandels in nicht integrierten Lagen, insbesondere 
des Saale-Parks in Günthersdorf auf sachsen-anhaltischer Seite. Die fatalen Aus-
wirkungen des sich rasch nach der Wiedervereinigung in einer Art rechtsleerem 
Raum entwickelnden großflächigen Einzelhandels auf der „grünen Wiese“ wurde 
bereits Mitte der 1990er Jahre erkannt – nämlich die Schwächung der Handels- 
und Versorgungsfunktion der Innenstädte. Als im Jahr 2000 im Saale-Park Erwei-
terungs- und Umbauvorhaben durch Eigentümer angestrebt wurden, fasste die 
RoKo den Beschluss, keine weitere Entwicklung des Einzelhandels auf der „grü-
nen Wiese“ zuzulassen.126 Einer Erweiterung des Saale-Parks standen v. a. die 
sächsische Seite, aber auch Städte in Sachsen-Anhalt ablehnend gegenüber. Der 
Investor, der das Einkaufszentrum auf Grundlage einer Baugenehmigung nach 
DDR-Recht, d. h. ohne die Aufstellung eines Bebauungsplanes, errichtete, bot für 
eine Ausbaugenehmigung an, einen Bebauungsplan zu erstellen, darin eine ma-
ximale Verkaufsfläche und damit die Grenzen der Entwicklung festzuschreiben. 
Der zuständige Landkreis Merseburg-Querfurt und auch die oberste Raumord-
nungs- und Landesplanungsbehörde Sachsen-Anhalts sahen sich von einem 
Rechtsgutachten überzeugt, das den Saale-Park bauordnungsrechtlich als Innen-
bereich nach § 34 BauGB auswies, in dem eine Entwicklung auch ohne Be-
bauungsplan erfolgen könnte. Damit lagen bauordnungsrechtliche Gründe für ei-
ne Zustimmung zum Vorhaben vor, womit der Investor ein Recht auf die 
Erteilung der Genehmigung hat und diese notfalls im Klageverfahren erwirkt hät-
te. Zudem betrachtete der Landkreis Merseburg-Querfurt darin eine Kompromiss-
lösung: einerseits erhielt der Investor die Genehmigung für Umbau und Erweite-
rung, andererseits wurden durch die Aufstellung eines Bebauungsplane 
geordnete Verhältnisse geschaffen und die Entwicklung begrenzt.127 Für Unmut 
jedoch sorgte, dass – entgegen eines RoKo-Beschlusses im Dezember 2000 – die 
Erteilung der Genehmigung ohne weitere Detailabsprachen in der RoKo erfolgte. 
Dieses Vorgehen wurde von sächsischer Seite, insbesondere der Stadt Leipzig, 
aber auch von der Stadt Halle (Saale) als „Affront und absoluter Vertrauens-
bruch“128 gewertet. 
                                          
125  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004); Regierungspräsidium Leipzig, Abt. Raumordnung 
(2004); Stadtplanungsamt und Wirtschaftsförderung Halle (2004); Ministerium für Bau und Verkehr des 
Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004). 
126  Der im März 2000 einmütig gefasste Beschluss besagt im Wesentlichen, dass die RoKo zukünftig: 1. alle 
Planungen für großflächige Einzelhandelseinrichtungen, die entgegen der Festlegung in den Raumord-
nungsplänen außerhalb der landesplanerisch vorgesehenen Zentralen Orte verwirklicht werden sollen, ab-
lehnt, 2. Erweiterungen bestehender raumordnerisch nicht integrierter Standorte durch Handels- und Frei-
zeiteinrichtungen, Sortimentserweiterungen und 3. Veränderungen zugunsten innenstadtrelevanter 
Sortimente ebenfalls ablehnt (Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt (Hrsg.) 
(2001): Landesentwicklungsbericht 2001. Magdeburg, S. 30; Sächsisches Staatsministerium des Inneren 
(Hrsg.) (2002): Landesentwicklungsbericht 2002. Dresden, S. 53). 
127  Landkreis Merseburg-Querfurt, Regionale Planungsgemeinschaft Halle (2004); Ministerium für Bau und 
Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004); Sächsisches Staatsministerium 
des Inneren (Hrsg.) (2002): Landesentwicklungsbericht 2002. Dresden, S. 53. 
128  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004). 
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Trotzdem sprachen sich im Februar 2001 die sächsischen Vertreter grundsätzlich 
für einen Erhalt der RoKo und die Fortsetzung der Abstimmungen aus, jedoch mit 
einer schwerwiegenden Ausnahme, der Stadt Leipzig. Da ein Austritt aus der 
Raumordnungskommission aufgrund der gesetzlichen Verankerung der Mitglied-
schaften nicht möglich ist, praktiziert die Stadt Leipzig seitdem die „Politik des 
leeren Stuhles“129, d. h. die Stadt Leipzig nimmt nicht mehr an den Sitzungen der 
RoKo teil und fühlt sich an Beschlüsse der RoKo nicht weiter gebunden.130 
Infolge dieser Ereignisse und der Tatsache, dass die Abstimmung der Regional-
pläne und Regionalen Entwicklungspläne sowie der Braunkohlenbergbausanie-
rungspläne reibungslos in der Arbeitsebene vonstatten ging, ohne dafür die RAG 
einschalten zu müssen, wurde entschieden, die Strukturen der Staatsvertrags-
gremien grundsätzlich zu überarbeiten. Eine zweizügige Gremienstruktur für den 
überschaubaren Gegenstand wurde nicht für notwendig erachtet. Das starke 
Gremium, die Raumordnungskommission, wurde so 2003 aufgrund einer neuen 
Geschäftsordnung in den Strukturen verändert, während die RAG ruht (Abbildung 
8).131 
Es sollte der Einfluss der regionalen Ebene in der RoKo verstärkt und im Gegen-
zug der Einfluss der Landesbehörden gemindert werden, die mit jeweils fünf der 
zehn Stimmen die Meinungsbildung der RoKo stark dominierten.132 Die neue 
Struktur zeichnet sich durch eine veränderte Bildung der Landesstimme aus. Hier 
zählt nicht mehr die einfache Mehrheit der Voten der Mitglieder, sondern die 
Mitglieder sind verschiedenen Ebenen (Landesebene, regionale Ebene, kommu-
nale Ebene) zugeordnet, jede Ebene bildet eine Stimme und aus diesen drei 
Stimmen der Ebenen wird das Landesvotum ermittelt. Die obersten Landesbe-
hörden besitzen ein Vetorecht.133 
                                          
129  Ebd. 
130  Ebd., Stadtplanungsamt Leipzig (2004). 
131  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004); Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-
Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004). 
132  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004), Regierungspräsidium Leipzig, Abt. Raumordnung 
(2004); Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004). 
133  Ebd. 
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Abbildung 8:  Gremienstruktur aufgrund der neuen Geschäftsordnung (eigene 
Darstellung) 
Da sich die Verantwortlichen gegen ein langwieriges Gesetzgebungsverfahren zur 
Änderung des Staatsvertrages entschieden hatten und lediglich die Geschäfts-
ordnung veränderte wurde, mussten die grundsätzlichen Strukturen beibehalten 
werden. Damit wurde aber das Hauptproblem der RoKo, nämlich die fehlende 
Bindungswirkung ihrer Beschlüsse, nicht gelöst. Ein weiterer Konstruktionsfehler 
des Staatsvertrages konnte damit ebenso nicht behoben werde, und zwar, dass 
mit der Stimmverteilung „ein Land, eine Stimme“ und der nötigen Einstimmigkeit 
für Beschlüsse kein Dissensfall für die Raumordnungskommission vorgesehen ist 
und sich das Gremium dann selbst blockiert und gar kein Votum abgibt.134  
Die RoKo hat diese neue Geschäftsordnung im Oktober 2003 verabschiedet. Die 
notwendigen Genehmigungen der obersten Landesplanungsbehörden lagen im 
Juni 2004 vor. Die nächste Sitzung der RoKo war für den Herbst 2004 anberaumt 
und die Mitglieder erhofften sich durch die neue Struktur eine Wiederbelebung 
des Gremiums. 
5.3.1.4 Bewertung 
Der Kooperationsansatz entstand mit der Bildung der „Lenkungsgruppe zur 
Regionalentwicklung Halle-Leipzig-Dessau“ aus einem gemeinsamen Problem-, 
aber auch Chancenbewusstsein aus der Region heraus (push- und pull-Gründe). 
Es waren also regionsinterne Gründe, die zur Erkenntnis führten, dass die Chan-
cen der Entwicklung der Region in Zusammenarbeit größer sein würden und dass 
die natürliche Konkurrenz zwischen den Teilräumen, wenn sie zu groß würde, die 
                                          
134  Wiest, Karin (1993): Die Region Halle-Leipzig. Neugliederung und Kooperationsansätze. In: Europa Regio-
nal Heft 1, S. 9; Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004); Regierungspräsidium Leipzig, Abt. 
Raumordnung (2004). 
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Entwicklung der Gesamtregion eher behindert. Die Mitgliederkonstellation der 
Lenkungsgruppe (Vertreter der regionalen Politik und Verwaltung sowie der Wirt-
schaft im Rahmen der gewerblichen Kammern), ihre thematische und räumliche 
Ausrichtung auf „Regionalentwicklung im Raum Halle-Leipzig-Dessau“ stellten ei-
nen viel versprechenden, positiv zu bewertenden Kooperationsantrieb dar. 
Die länderübergreifende Ausdehnung der Region erforderte als Basis für eine öf-
fentlich-rechtliche Kooperation einen Staatsvertrag zwischen den Ländern. Mit 
dieser Einschaltung der Länderebene in die Prozesse der regionalen Selbstorgani-
sation verlor die regionale Komponente an Einfluss. Insbesondere im hochrangig 
angebundenen Gremium RoKo erhielten die regionalen und kommunalen Vertre-
ter geringen Einfluss. Dafür wurde eine Arbeitsebene darunter angelegt, die RAG, 
in der die alltägliche Abstimmungsarbeit erfolgen sollte. Insgesamt verschob der 
Staatsvertrag den Einfluss der Akteure zu stark von der ursprünglich anvisierten 
regionalen Ebene auf die Länderebene (fünf der jeweils zehn Mitglieder der RoKo 
stammten aus der Länderebene). Außerdem wurde dem ursprünglichen Koopera-
tionsansatz durch die enge räumliche Ausdehnung des Staatsvertragsgebietes 
entlang der Grenze und der thematischen Eingrenzung auf Abstimmung in der 
Raumordnung und Landesplanung an Kraft genommen. 
Wurde diese Organisationsstruktur laut Staatsvertrag zur Gründungszeit noch 
billigend in Kauf genommen, entlud sich die Unzufriedenheit darüber und über 
die Geschehnisse zum großflächigen Einzelhandel in der Initiative für eine neue 
Geschäftsordnung. Zwar gewinnt die regionale und kommunale Ebene im 
Stimmgewicht der Länder an Bedeutung, doch besitzen die obersten Planungsbe-
hörden ein Vetorecht, das von der regionalen Ebene äußerst kritisiert wird. 
Das Gremium wird als Plattform für Kommunikation, Informationsaustausch und 
für das Kennenlernen der verantwortlichen Vertreter geschätzt. Dieser Tatsache 
ist zu verdanken, dass ein Großteil der Abstimmungsarbeit auf der informellen 
Ebene zwischen den Verantwortlichen der Verwaltung erledigt wird, ohne dafür 
auf die Staatsvertragsgremien zurückgreifen zu müssen.135 
Die beteiligten Akteure (vgl. Abbildung 8) entstammen alle der Politik und Ver-
waltung. Damit kann diesen Gremien eine politische Legitimation für die 
Übernahme von Abstimmungsarbeit bezüglich der Raumordnung, Landes- und 
Regionalplanung im Raum Halle-Leipzig zugesprochen werden. Zwar handelt es 
sich nicht um demokratisch gewählte Gremien, jedoch sind die Mitglieder ge-
wählte politische Vertreter beziehungsweise hochrangige Vertreter der Verwal-
tungen, die als Exekutive der politischen Vertreter fungieren. Bezogen auf den 
ursprünglichen Kooperationsansatz fehlen in diesen Gremien natürlich Akteure 
weiterer Interessengruppen, die für eine umfassende Vertretung und Entwicklung 
der Region wichtig gewesen wären. Unter dem Gesichtspunkt, dass der Koopera-
tionsgegenstand von der „Regionalentwicklung im Raum Halle-Leipzig-Dessau“ 
auf die Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen (im Sinne 
des ROG) reduziert wurde, entspricht die Auswahl der Akteure den Aufgaben. Zu 
                                          
135  Ebd.; Stadtplanungsamt und Wirtschaftsförderung Halle (2004); Ministerium für Bau und Verkehr des Lan-
des Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004); Regionaler Planungsverband Westsachsen 
(2004). 
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betonen ist jedoch, dass sie dem ursprünglichen Regionalentwicklungsansatz zu-
widerläuft. 
Die beiden Staatsvertragsgremien sind durch ihre gesetzliche Verankerung for-
male Gremien, deren Beschlüsse jedoch keinerlei Bindungswirkung auslösen. 
Doch die „hochkarätige“ Besetzung mit Vorsitzenden der obersten Raumord-
nungs- und Landesplanungsbehörden, Regierungspräsidenten, dem Leiter des 
Landesverwaltungsamtes, Oberbürgermeistern, Landräten und Leitern der kom-
munal verfassten Regionalplanung beider Länder ließ die Vermutung zu, dass 
diese Gremien, auch wenn ihre Beschlüsse den Entscheidungsträger nicht bin-
den, die Umsetzung der Beschlüsse bewirken können (Umsetzungskompe-
tenz). Auch die fachliche Kompetenz (Problemlösungskompetenz) konnte 
aufgrund der Stellung der Gremienmitglieder und der Möglichkeit, weitere Sach-
verständige zur Beratung heranziehen zu können, angenommen werden. Die Ar-
beit als Mitglied der Raumordnungskommission wurde als zum Teil sehr aufwän-
dig beschrieben. Die Vor- und Nachbereitung der Sitzungen durch die geschäfts-
führende Behörde sowie die fachlichen Zuarbeiten der Mitglieder erforderten 
großes persönliches Engagement des Einzelnen. Mit dem Aufkommen der ange-
führten Probleme sanken die Bereitschaft und das Engagement, wenn die Be-
schlüsse nicht die gewünschte Wirkung entfalteten. Das Verhältnis von Aufwand 
und Nutzen wird von den Akteuren selbst negativ eingeschätzt.136 
Die Abstimmung in der Raumordnung und Landesplanung inklusive Regionalpla-
nung und Entwurf von Empfehlungen und Entscheidungsgrundlagen war im 
Staatsvertrag der breit formulierte Zweck der Gremien. Darunter wurde in der 
Praxis die Abstimmung länderübergreifender Raumordnungspläne aller Ebenen 
verstanden, inklusive Braunkohlenplanung, was nach Meinung der Experten gut 
funktionierte, wozu jedoch nicht unbedingt die Gremien notwendig gewesen wä-
ren. Als großer Erfolg wird die Initiierung der ersten Regionalen Entwicklungskon-
ferenz gewertet, aus dem das Regionale Entwicklungskonzept Halle-Leipzig ent-
stand (Kap. 5.3.2). Hier wurde das Ziel, eine gemeinsame Leitvorstellung für den 
Raum zu entwickeln, in die Hände weiterer Akteure aus verschiedenen Bereichen 
(Wirtschaft, Verbände, Wissenschaft etc.) gelegt. Weiterhin wurden Ziele und 
sonstige Erfordernisse der Raumordnung, konkrete raumbedeutsame Vorhaben 
wie Infrastrukturprojekte abgestimmt. Insbesondere Projekte, die für die gesam-
te Region von Vorteil sind, also kein Konfliktpotenzial in sich bergen, wurden 
problemlos abgestimmt. In diesem Zusammenhang vertrat die RoKo die Region 
auch nach außen z. B. gegenüber dem Bund. Bei konfliktbeladenen Themen wie 
die Ansiedlung bestimmter Anlagen und eben das Streitthema großflächiger Ein-
zelhandel an nicht integrierten Standorten hat diese Abstimmung nicht funktio-
niert. Konnte noch in der Raumordnungskommission nach komplizierter und 
kontroverser Diskussion ein gemeinsamer Standpunkt gebildet werden, scheiter-
te dessen Durchsetzung an der fehlenden Bindungswirkung der Beschlüsse der 
RoKo und RAG. „Das ist ein Gremium, was auf Selbstbindung angelegt ist, und 
das funktioniert nicht, wenn die Einzelinteressen zu stark werden.“137 Dahinge-
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137  Ebd. 
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hend ist bei den Beteiligten eine gewisse Ernüchterung bezüglich der Wirksam-
keit des Gremiums RoKo eingetreten. Inzwischen erkennen die Beteiligten, zu 
Beginn zu große Erwartungen in die Durchschlagskraft der RoKo gesetzt zu ha-
ben. 
Der Eklat um den Saale-Park hat die gesamte Arbeit der RoKo in ein schlechtes 
Licht gerückt und den Blick auf die Ergebnisse der RoKo verstellt. Die befragten 
Experten konnten in der Regel erst auf Nachfrage auch positive Ergebnisse der 
Arbeit der Raumordnungskommission nennen. Der erste Gedanke der Experten, 
nach den Ergebnissen gefragt, bezog sich in der Regel auf die Unstimmigkeiten 
und Auseinandersetzungen um den großflächigen Einzelhandel. Bei diesen Konf-
likten, in denen verschiedene Länderinteressen und Egoismen aufeinander stie-
ßen, hat die RoKo trotz ihrer hochrangigen Vertreter versagt. Eine Ursache dafür 
muss bereits im Staatsvertrag gesehen werden, der keinerlei Bindungswirkung 
von Beschlüssen und Empfehlungen vorsah. In den Gesprächen wurde zudem ei-
ne Diskrepanz deutlich, dass einerseits Kritik an der Nichteinhaltung von Be-
schlüssen geübt wurde, andererseits aber betont wurde, dass die Freiheit in der 
Abwägung und Entscheidung nicht beschnitten werden dürfte.138 Nach Meinung 
der Verfasserin sollte die RoKo zumindest als Träger öffentlicher Belange einges-
tuft werden, so dass ihre Stellungnahmen, Beschlüsse und Empfehlungen we-
nigstens in die Abwägung einzubeziehen sind. 
Die Geschehnisse um die Genehmigung des Aus- und Umbaus des Saale-Parks 
hat zum Ausscheren eines Hauptakteurs der Region geführt. Die Stadt Leipzig 
praktiziert die „Politik des leeren Stuhls“ und verweigert damit jede weitere Mi-
tarbeit in der Raumordnungskommission. Alle Versuche von sächsischer und 
sachsen-anhaltischer Seite Leipzig, gerade nach der Veränderung der Organisati-
onsstruktur, zur Mitwirkung zu bewegen, sind gescheitert. Die Stadt Leipzig steht 
zu dieser Entscheidung. Vertreter der Stadt Leipzig können sich nur unter stark 
veränderten Rahmenbedingungen und wenn tatsächlich wieder ein Bedarf für die 
Stadt Leipzig erkannt wird, vorstellen, in der RoKo erneut mitzuarbeiten.139 Ohne 
die Mitwirkung Leipzigs „ist die Abstimmung a priori sinnlos“140, das sehen alle 
Ebenen und beide Länder gleichermaßen. Die Regionalentwicklung hängt im ent-
scheidenden Maße von der Entwicklung der großen Städte als Wachstumskern 
und Impulsgeber – und in diesem Raum von Leipzig – ab.  
Ein weiteres Manko der RoKo – die Schwierigkeiten im Dissensfall – hat seine Ur-
sache im Staatsvertrag. Können sich die Mitglieder der RoKo nicht einigen, sollen 
die Landesregierungen entscheiden (Art. 2 Abs. 3 Staatsvertrag). Wenn auch 
hier keine Entscheidung getroffen wird, verebbt diese strittige Frage und es wird 
gar keine Lösung gefunden. 
Als weiteres Defizit muss die Struktur der Geschäftsführung in zwei der Landes-
behörden angesehen werden. Im zuständigen vorsitzführenden Ministerium über-
nimmt ein Mitarbeiter die Geschäftsführung und ist somit für das operative Ge-
                                          
138  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004). 
139  Stadtplanungsamt Leipzig (2004). 
140  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004). 
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schäft zuständig: Einladung zur Sitzung, Abfrage von Themen, Protokollführung. 
Der Vorsitz der RoKo wechselt alle zwei Jahre, in dieser Zeit ist die Geschäftsfüh-
rung des jeweils anderen Landes nicht in die aktuellen Geschehnisse der Rau-
mordnungskommission eingeweiht. Eine kontinuierliche, unabhängige Geschäfts-
führung könnte stärker in die Rolle eines Prozesspromotors schlüpfen und in Kri-
senzeiten die Arbeit im Gremium fördern, moderieren oder Konflikte bewältigen. 
So ist die Aufrechterhaltung der Zusammenarbeit von der Haltung des jeweiligen 
Vorsitzenden abhängig. Um tatsächlich auch eine Abstimmung zu aktuellen The-
men gewährleisten zu können, sollten die Treffen häufiger als einmal jährlich ab-
gehalten werden. Das bereits angesprochene Problem, dass die Länder zum Teil 
keine einheitliche Meinung bilden konnten, weil die Interessen ebenenweise diffe-
rierten, konnte mit der neuen Struktur zwar verbessert, durch das Vetorecht der 
obersten Behörden aber nicht behoben werden. 
Ob diese neue Struktur tatsächlich zu einer Wiederbelebung der RoKo führen 
wird, bleibt abzuwarten, weil die Hauptprobleme (das Ausscheren Leipzigs und 
die fehlende Bindungswirkung von Beschlüssen) damit nicht behoben wurden. Es 
ist geboten, sich künftig auf die Sachthemen zu konzentrieren und Ereignisse um 
den Saale-Park „abzuhaken“141, insbesondere da die neue Geschäftsordnung das 
Aufgabenfeld der RoKo erweitert und die „Befassung mit mittelfristigen Leitbil-
dern für die Region Halle-Leipzig“ anstrebt (§ 1 Abs. 1 Geschäftsordnung der 
Raumordnungskommission Halle-Leipzig). Das würde auch eine Rückkehr zum 
ursprünglichen Ansatz der Lenkungsgruppen bedeuten. Jedoch muss konstatiert 
werden, dass v. a. von sächsischer Seite die Zukunft der Raumordnungskommis-
sion negativ eingeschätzt wird. Mittlerweile wurde die „Politik des leeren Stuhls“ 
von Seiten der Stadt Leipzig aufgegeben und eine Zusammenarbeit in der RoKo 
wieder aufgenommen. 
Fazit: Der ursprüngliche Kooperationsansatz wurde mit der thematischen und 
räumlichen Eingrenzung sowie der Struktur von RoKo und RAG im Staatsvertrag 
nur ungenügend ausgeschöpft. Die beiden Staatsvertragsgremien konnten in den 
ersten Jahren ihres Bestehens (bis 1999) durchaus Akzente setzen. Die Abstim-
mung konfliktarmer Themen, die zum Vorteil der Gesamtregion waren, funktio-
nierte sowohl in den Kooperationsgremien als auch auf informeller Arbeitsebene. 
Als konfliktreiche Themen wie die Akquisition von Investoren und v. a. der groß-
flächige Einzelhandel an städtebaulich nicht integrierten Standorten stärker in die 
Diskussion rückten, offenbarten sich die Schwachpunkte der Gremien: keine Bin-
dungswirkung der Beschlüsse und Empfehlungen, fehlende Selbstbindung der 
Akteure aufgrund von Egoismen und die ungenügende Einbindung der regionalen 
Ebene in die Entscheidungsprozesse. Infolge der Genehmigung des Ausbaus des 
Saale-Parks verweigerte die Stadt Leipzig, der wichtigste Impulsgeber der Regi-
on, die Mitwirkung in der Raumordnungskommission, womit die Arbeit der RoKo 
und die Umsetzung der Ergebnisse extrem gehemmt wurden. Die Möglichkeiten, 
die sich aus den fachlich und machtpolitisch exponierten Stellungen der RoKo-
Mitglieder ergaben, konnten nicht genutzt werden. Grenzen stellen insbesondere 
differierende Interessen sowie Egoismen und Konkurrenz der zwei Länder, aber 
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Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004). 
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auch der unterschiedlichen Ebenen dar. Inzwischen ist das anfangs große per-
sönliche Engagement der Beteiligten einer Ernüchterung und Ratlosigkeit gewi-
chen. Zwar besteht mit der neuen Geschäftsordnung Hoffnung auf eine Reanima-
tion der RoKo, doch beseitigt diese Geschäftsordnung die Ursachen der Defizite 
nicht. 
5.3.2 Regionale Entwicklungskonferenzen und Regionales Entwick-
lungskonzept 
5.3.2.1 Entstehungshintergrund 
Die durch den Staatsvertrag aufgestellte Aufgabe, Ziele und Leitvorstellungen für 
den Raum zu entwickeln, wurde – von der RoKo initiiert – an die Akteure der Re-
gion übertragen.142 Nach dem in den ersten Nachwendejahren viele Entwicklun-
gen in einer Art rechtlichem Vakuum stattgefunden hatten, erkannte man wegen 
der vielfach gleichartigen Probleme in den Teilregionen die Notwendigkeit, Vor-
stellungen über eine länderübergreifend abgestimmte Zukunftsstrategie der ge-
samten Region Halle-Leipzig zu entwickeln.143 Außerdem wurden die Potenziale 
der Region erkannt, eine Region von europäischem Rang zu bilden. Einen weite-
ren wichtigen Auslöser für die Erstellung eines Regionalen Entwicklungskonzeptes 
(REK) bildet die Tatsache, dass integrierte REK häufig die Voraussetzung für die 
Förderung von Projekten seitens der EU oder des Bundes bilden (z. B. bei Förde-
rung durch die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur“ und europäische Strukturfonds). Damit sollte sichergestellt werden, 
dass die knappen finanziellen Mittel für abgestimmte und von den Akteuren der 
Region getragene Projekte und Vorhaben (z. B. große Infrastrukturvorhaben) 
aufgewendet werden und nicht durch langwierige Abstimmungsverfahren zwi-
schen den regionalen Akteuren zurückgehalten werden. Mit dem REK erschließt 
sich der Region ein gewisses Druckmittel gegenüber dem Bund, um abgestimmte 
Forderungen untermauern zu können.144 
Die Entscheidung, die regionale Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft und 
andere gesellschaftliche Interessengruppen für die Entwicklung von Vorstellun-
gen über die Zukunft „ihres“ Raumes Halle-Leipzig in die Verantwortung zu neh-
men, war ein richtiger Ansatzpunkt. Im Gegensatz zum Staatsvertragsgebiet 
wurde der Großraum Halle-Leipzig im Rahmen des REK-Prozesses umfänglicher 
angelegt, so bezieht sich das REK auf die Ausdehnung der drei Regierungspräsi-
dien Halle, Leipzig und Dessau (Abbildung 6). Der Beschluss, einen solchen Pro-
zess zu initiieren, fiel im ersten Quartal 1994. Im Mai des Jahres wurde für die 
Vorbereitung und Durchführung der „1. Regionalen Entwicklungskonferenz für 
den Großraum Halle-Leipzig“ eine projektbegleitende Arbeitsgruppe, als Koordi-
                                          
142  Ebd. 
143  Ebd.; Stadtplanungsamt Leipzig (2004). 
144  Ebd.; Benedict, Ernst (1996): Die strategische Ausrichtung der Region: Leitidee und Leitbilder. In: Sächsi-
sches Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung, Ministerium für Raumordnung, Landwirt-
schaft und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt u. Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung Hal-
le-Leipzig e. V. (isw) (Hrsg.): 2. Regionale Entwicklungskonferenz für den Großraum Halle-Leipzig. 
Tagungsband, Halle, S. 29. 
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nations- und Arbeitsgremium, bei der RoKo eingerichtet.145 In dieser Arbeits-
gruppe fanden sich Vertreter der regionalen und kommunalen Verwaltung und 
Politik, Vertreter der gewerblichen Kammern, Wirtschaftsverbände sowie kultu-
rellen und wissenschaftlichen Institutionen zusammen. Diese erarbeiteten in „his-
torisch kurzem Zeitraum und in einem auf Dialog ausgerichteten Prozess sowie in 
kritischer Kooperation mit den verschiedenen regionalen relevanten Akteuren“146 
bis zum Mai 1995 den ersten Entwurf eines regionalen Entwicklungskonzeptes für 
den Raum Halle-Leipzig. Dieser wurde auf der 1. Regionalen Entwicklungskonfe-
renz für den Großraum Halle-Leipzig einer breiten Öffentlichkeit vorgestellt und 
mit einem erweiterten Kreis regionaler Akteure diskutiert (Abbildung 9). Im Er-
gebnis wurde die Leitidee für die längerfristige Entwicklung der Region bestätigt, 
es wurden drei Facharbeitsgruppen beauftragt, am Entwurf des REK projekt- und 
umsetzungsorientiert weiterzuarbeiten und es wurde beschlossen, 1996 die 2. 
Regionale Entwicklungskonferenz durchzuführen. Auf dieser 2. Konferenz wurden 
die von den Arbeitsgruppen erarbeiteten Leitbilder, der Entwurf eines Regionalen 
Maßnahmeprogramms und einer Umsetzungsstrategie diskutiert und bestätigt. 
Zur Beförderung der Umsetzung des REK wurde die Gründung eines mitteldeut-
schen Regionalforums Halle-Leipzig-Dessau empfohlen.147 
Dieser Empfehlung wurde mit der Bildung des Regionalforums Mitteldeutschland 
entsprochen.148 Im Zentrum der Bewertung soll der REK-Prozess im engeren Sinn 
(Regionale Entwicklungskonferenzen und das REK als Ergebnis) stehen. 
5.3.2.2 Ziele und Aufgaben 
Das Ziel dieses Prozesses bestand darin, im Konsens der regionalen Akteure 
Leitvorstellungen für eine mittel- bis längerfristige, erfolgreiche Entwicklung des 
Großraumes Halle-Leipzig zu entwerfen. Dazu gehören neben einer Leitvorstel-
lung thematische Entwicklungsleitbilder und die Aufstellung eines Maßnahmep-
rogramms sowie die Erarbeitung von Mechanismen für die Umsetzung dieser 
Maßnahmen. In diesem REK sollten verschiedene Raumansprüche miteinander in 
Einklang gebracht  und das Entscheidungsdenken in vernetzten Strukturen und 
Zusammenhängen stärker in den Vordergrund gerückt werden.149 
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148  Siehe Kap. 5.3.3. 
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als Koordinations- und Arbeitsgremium
Beteiligte:
Vertreter regionaler und kommunaler Politik
und Verwaltung, gewerblicher Kammern,
Wirtschaftsverbände, kultureller und
wissenschaftlicher Institutionen
Vorbereitung der 1. Regionalen
Entwicklungskonferenz erster Entwurfes eines REK21. Juni 1995: 
1. Regionale Entwicklungskonferenz für den
Großraum  Halle-Leipzig
Beteiligte:
ca. 300 Akteure aus kommunaler und regionaler Politik 
und Verwaltung, Wirtschaft, Wirtschaftsverbänden,
Kammern, Kultur, Wissenschaft, Landesbehörden etc.
18. September 1996:
2. Regionale Entwicklungskonferenz für den
Großraum  Halle-Leipzig
mit Unterstützung des BMBau
Beteiligte:
ca. 300 Akteure aus kommunaler und regionaler Politik 
und Verwaltung, Wirtschaft, Wirtschafsverbänden,
Kammern, Kultur, Wissenschaft, 
Landes- und Bundesbehörden etc.
Ergebnisse:
Leitidee verabschiedet: „Eine international wettbewerbsfähige
Region mit europäischer Ausrichtung, die in ihrer Entwicklung
dem Prinzip der Nachhaltigkeit folgt“
Auftrag an die Facharbeitsgruppen, thematische Leitbilder, 




Verabschiedung des REK Halle-Leipzig-Dessau, d. h.
Bestätigung der Leitidee und der thematischen Leitbilder,
Bestätigung des Regionalen Maßnahmenprogramms (RMP),
Empfehlung der Gründung eines Regionalforums 
Mitteldeutschland zur Umsetzung des RMP


























Abbildung 9:  Der Prozess der Entstehung des Regionalen Entwicklungskon-
zeptes (eigene Darstellung) 
5.3.2.3 Organisationsstruktur 
Zur Erreichung des Ziels, eine Entwicklungskonzeption für den Raum zu erarbei-
ten, wurde das Instrument „Durchführung von Regionalen Entwicklungskonferen-
zen“ genutzt. Dabei handelt es sich weniger um eine statische Form der Koopera-
tion als um eine Strategie der Zusammenarbeit (vgl. Kap. 3). Es werden mit den 
Arbeitsgruppen temporäre informelle Gremien geschaffen, deren inhaltliche Ar-
beit (die Erstellung der Leitidee, Leitbilder, Maßnahmeprogramm, Umsetzungs-
strategie) auf Konferenzen durch ein breites Spektrum an regionalen Akteuren 
per Akklamation zur Kenntnis genommen und damit bestätigt wird. Das auf diese 
Weise aufgestellte REK stellt somit eine politische Willensbildung der Region dar 
und ist in der Umsetzung auf Selbstbindung der Akteure angewiesen.150 
Als Strukturelemente können die projektbegleitende Arbeitsgruppe der RoKo, die 
Regionalkonferenzen an sich, die fachlichen Arbeitsgruppen sowie die Moderation 
und wissenschaftliche Begleitung identifiziert werden. 
Die projektbegleitende Arbeitsgruppe sowie die drei fachlichen Arbeitsgruppen zu 
den Themen Wirtschaft (Arbeitsgruppe 1), Bauflächen/Verkehr (Arbeitsgruppe 2) 
und Kultur/Sport/Naturschutz/Land- und Forstwirtschaft (Arbeitsgruppe 3) wur-
den von Vertretern der kommunalen und regionalen Verwaltung und Politik, der 
Wirtschaft, Repräsentanten von Landesbehörden (z. B. Regierungspräsidien, Mi-
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nisterien) und Verbänden (z. B. IHK) sowie Vertretern wissenschaftlicher Einrich-
tungen (z. B. isw) gebildet. Die Arbeitsgruppen umfassten bis zu 40 Personen 
und hatten eine Geschäftsführung, die die Koordinationsfunktion übernahm.151 
Akteure aus allen drei Teilregionen waren in den Arbeitsgruppen vertreten und 
haben am regionalen Konsens mitgewirkt.152 Die thematischen Leitbilder wurden 
in einem iterativen Diskussionsprozess erarbeitet. Die Sitzungen der Arbeitsgrup-
pen fanden zum Teil wöchentlich statt und erforderten großes persönliches Enga-
gement der Beteiligten. Der Annährungs- und Aushandlungsprozess war nicht 
immer konfliktfrei, v. a. gestaltete sich die Konsensfindung zwischen Argumenten 
der Raumordnung und der Wirtschaftsförderung schwierig.153 Die als Diskussi-
onsgrundlage dienenden ersten Entwürfe thematischer Leitbilder wurden auf der 
ersten Regionalkonferenz unter breiter Akteursbeteiligung (vgl. Abbildung 9) dis-
kutiert und die Anregungen in die weitere Leitbildentwicklung aufgenommen. 
Nach der ersten Konferenz wurden die Leitbilder konkretisiert und ergänzt, so 
dass am Ende zehn Leitbilder der Regionalentwicklung für den Raum Halle-Leip-
zig aufgestellt wurden. Die Formulierung der Leitbilder erfolgte mit wissenschaft-
licher Unterstützung durch das Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförde-
rung e. V. (isw). Schon frühzeitig zeigte sich das Bewusstsein, dass das 
Erkennen von Handlungszielen nicht ausreicht, sondern dass eine konkrete Stra-
tegie für die Umsetzung entworfen werden muss. Dazu wurde in einem „konflikt-
trächtigen und interessengeprägten iterativen Arbeitsprozess“154 ein Regionales 
Maßnahmeprogramm (RMP) zusammengestellt, welches 75 prioritäre Projekte155 
in zehn Schwerpunktkomplexen nennt, aber als offen und zu ergänzend anzuse-
hen ist. Neben der politischen Einordnung und Charakteristik der Projekte wur-
den Initiativen und Organisationsstrukturen zur Umsetzung des RMP, in Form ei-
nes Regionalforums Mitteldeutschland, vorgeschlagen. Die Auswahl der 
prioritären Projekte fand durch die Mitglieder der RoKo, der RAG, zuständige Ver-
treter der Wirtschaft und weitere externe Fachvertreter statt. Die Umsetzung 
durch ein Regionalforum Mitteldeutschland (strukturell untersetzt mit den drei 
Regionalforen der Teilregionen) anzustreben, entstammt der Überlegung, dass 
die Umsetzung des REK nicht allein Aufgabe der Verwaltung und Politik sein 
kann, sondern dass dabei ein vielgestaltiger Akteurskreis zusammenwirken 
muss. Das Regionalforum Mitteldeutschland soll unter Wahrung der kommunalen 
Rechte und Zuständigkeiten regional bedeutsame Projekte initiieren und beför-
                                          
151  Hennig, Jens (1997): Regionale Entwicklungskonzeption für den Großraum Halle-Leipzig: Prozeß und Ak-
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154  Ebd, S. 171. 
155  Diese prioritären Projekte sind keinesfalls nur neue Projekte und Ideen, sondern hier wurden auch wichti-
ge laufende Projekte aufgenommen, die durch das Regionalforum als Umsetzungsinstrument unterstützt 
werden sollen. 
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dern, Ideen finden und die Vertretung regionaler Interessen nach außen wahr-
nehmen.156 Die Umsetzungsstrategie zielt demnach auf Selbstbindung der ver-
antwortlichen Akteure. 
Während der Hauptteil der fachlichen, inhaltlichen Arbeit von den Arbeitsgruppen 
geleistet wurde, dienten die Regionalkonferenzen dazu, den breiten regionalen 
Konsens mit ihrer Zustimmung zu den Ergebnissen herzustellen. Mit der Akkla-
mation oder Bestätigung des REK durch die ca. 300 beteiligten regionalen Akteu-
re gelten die Inhalte als regional abgestimmt und erfahren so eine breitere Ak-
zeptanz in der Öffentlichkeit und v. a. bei Investoren und Fördermittelgebern 
(Bund und EU).157 Der letzte Aspekt wird dadurch bekräftigt, dass die zweite Kon-
ferenz vom Bundesministerium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(BMBau) unterstützt worden ist.158 Dieses hatte den REK-Prozess in der Region 
Halle-Leipzig als Modellvorhaben der Raumordnung erklärt. Die Unterstützung er-
folgte durch die fachliche Mitwirkung auf der Konferenz. 
Dieser gesamte Prozess der regionalen Selbstfindung wurde anfangs von der Ro-
Ko moderiert. Im weiteren Verlauf übernahm mit dem isw ein unabhängiges In-
stitut die die Rolle des Moderators und Prozesspromotors sowie die wissenschaft-
liche Begleitung. 
5.3.2.4 Bewertung 
Der Kooperationsansatz seitens der Raumordnungskommission, ein Regionales 
Entwicklungskonzept von den regionalen Akteuren entwerfen zu lassen, ist posi-
tiv zu bewerten. Damit wird dem Ansatz der Lenkungsgruppe Anfang der 1990er 
Jahre entsprochen, für eine weiter gefasste Region Halle-Leipzig eine Entwick-
lungsstrategie zu entwerfen. Der Prozess nahm seine Entwicklung „von innen“ 
heraus und erhielt in seinem Verlauf durch das BMBau Unterstützung „von au-
ßen“. Eine Förderung erfolgte also erst nachdem ein regionaler Selbstorganisati-
onsprozess stattgefunden hatte. Die Gründe, ein REK zu initiieren, waren vielfäl-
tig: Einerseits musste man negativen, unkoordinierten Entwicklungen entge-
gentreten (push-Faktor), andererseits sah man darin die Chance, Halle-Leipzig 
im europäischen Rahmen als Metropolregion (zusammen mit Dresden und Chem-
nitz) erfolgreicher zu positionieren. Des Weiteren besteht der Anreiz, mit einer im 
regionalen Konsens abgestimmten Konzeption Fördermittel und Investitionen zu 
akquirieren (pull-Faktoren). Das REK verfolgte das Anliegen, einen ganzheitli-
chen, komplexen Entwicklungsansatz zu verwirklichen, in dem auch konkurrie-
rende Interessen in Einklang gebracht werden sollen. 
                                          
156  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004); Stadt-
planungsamt Leipzig (2004); Schädlich, Michael (1997): Regionalkonferenz Halle-Leipzig. Ergebnisse – Er-
fahrungen – Perspektiven. In: IzR, H. 3, S. 171 ff. 
157  Stadtplanungsamt Leipzig (2004). 
158  Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung, Ministerium für Raumordnung, Land-
wirtschaft und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt u. Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung 
Halle-Leipzig e. V. (isw) (Hrsg.) (1996): 2. Regionale Entwicklungskonferenz für den Großraum Halle-
Leipzig. Tagungsband, Halle. 
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Die Aufstellung des REK sehen die Beteiligten durch den Staatsvertrag und den 
Auftrag der RoKo politisch legitimiert.159 Das muss jedoch kritisch betrachtet 
werden, da das REK weit über das Staatsvertragsgebiet hinausgeht und auch die 
thematische Eingrenzung auf Raumordnung und Landesplanung überschritten 
wird. Insbesondere die prioritären Projekte sind mit einer erheblichen wirtschaft-
lichen Komponente versehen. Auch die repräsentative Akteursbeteiligung geht 
weit über gewählte Vertreter hinaus. Deshalb kann bei den Arbeitsgruppen und 
den Regionalen Entwicklungskonferenzen nicht per se von demokratisch legiti-
mierten Gremien gesprochen werden, wenngleich ihnen durch ihre umfassende 
Beteiligung (Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Wissenschaft, Verbände, Kultur etc.; 
Beteiligung aller Ebenen und Teilräume) und durch die Offenheit der Konferenzen 
die Legitimation zum Entwurf einer solchen Zukunftsvorstellung für „ihren“ Raum 
zugestanden werden kann. 
„Wenn das umgesetzt würde, was da drin steht, wär’ das alles vortrefflich“160 – 
das kann als einhellige Meinung der Experten zusammengefasst werden. Die the-
matischen Leitbilder sind inhaltlich auf hohem Niveau161, nicht zuletzt durch gro-
ßes fachliches Wissen und Kompetenz der Beteiligten sowie das umfangreiche 
fachliche Spektrum der Akteure, sondern auch durch die Mitarbeit des isw als 
wissenschaftliche Institution in den Arbeitsgruppen und Konferenzen.162 Die 
fachliche Kompetenz zur Aufstellung eines REK und einer Umsetzungsstrategie 
kann demnach bescheinigt werden. Die Strategie des Dialoges, der Diskussion 
und der Aushandlung hat in den Arbeitsgruppen nach Expertenmeinung gut funk-
tioniert.163 Insgesamt muss man feststellen, dass die ausgewählten prioritären 
Projekte stark auf die wirtschaftliche Entwicklung des Raumes zielen, was in ei-
nem solchen Raum mit seiner schwierigen wirtschaftlichen Situation verständlich 
und auch Konsens der regionalen Akteure war. 
Während eine fachliche Kompetenz bejaht werden kann, muss die Umsetzungs-
kompetenz kritisch betrachtet werden. Die Aufstellung eines Konzeptes und 
auch einer Umsetzungsstrategie allein reicht nicht aus, um die Umsetzung zu ge-
währleisten. Es wurde auf zwei Umsetzungsstrategien gesetzt: 1) Selbstbindung 
der Akteure und 2) Gründung eines Regionalforums Mitteldeutschland164. Die 
Umsetzung des REK und des RMP obliegt im hohen Maße der regionalen Verant-
wortung.165 Mit der sog. „Leipziger Erklärung“, dem Abschlussdokument der 2. 
Regionalen Entwicklungskonferenz, bekundeten beide Landesregierungen sowie 
                                          
159  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004); Stadt-
planungsamt Leipzig (2004). 
160  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004). 
161  In Anhang 1 befindet sich ein Textauszug aus der Vorstellung der wesentlichen Inhalte der Leitbilder auf 
der 2. Regionalen Entwicklungskonferenz. 
162  Stadtplanungsamt und Wirtschaftsförderung Halle (2004), Stadtplanungsamt Leipzig (2004). 
163  Ebd. 
164  Die Arbeit des Regionalforums soll im Anschluss an dieses Kapitel separat bewertet werden. 
165  Häußler, Ingrid (1996): Die regionale Verantwortung für die Umsetzung des regionalen Maßnahmepro-
grammes. In: Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung, Ministerium für Raum-
ordnung, Landwirtschaft und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt u. Institut für Strukturpolitik und Wirt-
schaftsförderung Halle-Leipzig e. V. (isw) (Hrsg.): 2. Regionale Entwicklungskonferenz für den Großraum 
Halle-Leipzig. Tagungsband. Halle, S. 36. 
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Vertreter der Kommunen und Wirtschaft, das REK in ihrer Arbeit zu berücksichti-
gen.166 Es gehen von dem REK also keine rechtlichen Bindungswirkungen aus. 
Die Experten bestätigten, dass es aufgrund von spezifischen (auch Länder-) 
Interessen an der Selbstbindung und damit der Umsetzung des REK mangelt. 
Aus heutiger Sicht wurde die Chance vertan, das Konzept oder dessen Berück-
sichtigung rechtlich zu verankern. Im Moment der Verabschiedung des REK wäre 
nach Meinung der Beteiligten der kollektive Druck groß genug gewesen, dieses 
Konzept in allen Stadt- und Gemeinderäten zu beschließen.167 So hätte das REK 
eine stärkere Bindungswirkung ausgelöst. Die Forderung, gesetzliche Vorgaben 
der beiden Länder aufeinander abzustimmen, um die Durchsetzung länderüber-
greifender Projekte zu ermöglichen (etwa im Bereich der Fördersätze) wurde bis 
heute nicht realisiert.168 Dahingehend muss konstatiert werden, dass die Umset-
zung des REK bisher nicht als gelungen angesehen werden kann. 
Das Ziel, ein regional abgestimmtes Konzept für die Erfüllung bestimmter För-
dervoraussetzungen zu entwerfen, wurde hingegen erfüllt.169 Das hat der Region 
den Zugang zu bestimmten Fördertöpfen von EU und Bund eröffnet. Schon die 
Unterstützung des Bundes offenbart, für wie wichtig solche regionalen Selbstor-
ganisationsprozesse erachtet werden. Der sog. Prozessnutzen, das gegenseitige 
Kennenlernen, die Annäherung divergierender fachlicher Standpunkte und das 
Schaffen von Vertrauen zwischen den Akteuren, werden überwiegend als Erfolg 
bewertet.170 
Eine Art Erfolgskontrolle wird zum Teil vom Regionalforum Mitteldeutschland 
durchgeführt. Eine Fortschreibung oder Neuauflage des REK hat es bisher nicht 
gegeben. Die RoKo hat sich aber in ihrer neuen Geschäftsordnung zum Ziel ge-
setzt, sich mit mittelfristigen Leitbildern für die Region Halle-Leipzig zu befassen. 
Insofern bleibt die Hoffnung, den Prozess erneut anschieben zu können und die 
Defizite abzubauen. Inwieweit aber die Bereitschaft für eine Neuauflage seitens 
der regionalen Akteure besteht, ist angesichts des gespannten Verhältnisses zwi-
schen der Stadt Leipzig und der RoKo sowie der Ernüchterung ob der geringen 
Auswirkung des REK fraglich. 
Fazit: Die Aufstellung des REK wird von den Experten als Erfolg gewertet, weil es 
v. a. durch inhaltliche Qualität besticht. Die Moderation und wissenschaftliche 
Begleitung durch das isw, der Prozessnutzen sowie die Fixierung des gemeinsa-
men regionalen Willens im REK werden positiv bewertet. Die informellen Instru-
mente Regionale Entwicklungskonferenzen und REK lösen, so wie sie vom Urs-
prung her angelegt sind, keine rechtlichen Bindungswirkungen aus, die Umset-
zung bleibt stark vom Willen und Engagement der Verantwortlichen abhängig. 
Insofern ist es nicht verwunderlich, dass divergierende Interessen und Egoismen 
                                          
166  Siehe Anhang 2. 
167  Stadtplanungsamt Leipzig (2004). 
168  Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (2004). 
169  Stadtplanungsamt Leipzig (2004). 
170  Ebd.; Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004); 
Stadtplanungsamt und Wirtschaftsförderung Halle (2004); Schädlich, Michael (1997): Regionalkonferenz 
Halle-Leipzig. Ergebnisse – Erfahrungen – Perspektiven. In: IzR, H. 3, S. 171. 
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der Beteiligten nicht vollends überwunden werden konnten. Zudem scheinen sich 
alle Akteure darauf verlassen zu haben, dass das Regionalforum Mitteldeut-
schland die Umsetzung übernimmt, ohne zu bedenken, dass sich die Leitbilder 
(z. B. Begrenzung des Einzelhandels auf der „Grünen Wiese“) in den verbindli-
chen Entscheidungen und Aktivitäten der Städte, Landkreise und Behörden nie-
derschlagen müssen. 
5.3.3 Regionalforum Mitteldeutschland 
5.3.3.1 Entstehungshintergrund 
Das Regionalforum Mitteldeutschland wurde als Umsetzungsplattform für das Re-
gionale Entwicklungskonzept gegründet. Ausschlaggebend war die Feststellung, 
dass die Umsetzung eines solchen Konzeptes, also regionale Entwicklung, nicht 
nur Sache von Politik und Verwaltung sein kann, sondern vielmehr alle gesell-
schaftlichen Kräfte einbezogen sein müssten. Die Regierungspräsidenten, Ober-
bürgermeister, Hauptgeschäftsführer der IHK und weitere einflussreiche Persön-
lichkeiten hatten sich dafür ausgesprochen, die „Behördenlastigkeit“ des regiona-
len Selbstorganisationsprozesses zurückzunehmen und die Umsetzung des län-
derübergreifenden REK in die Hände eines länderübergreifenden informellen Gre-
miums zu legen. Damit lebte die Idee der „Lenkungsgruppe zur Regionalentwick-
lung“ wieder auf, unter Ausblendung förmlicher raumordnerischer und landespla-
nerischer Aspekte regionalpolitisch tätig zu sein. Die Empfehlung zur Gründung 
eines mitteldeutschen Regionalforums erging am Ende der 2. Regionalen Ent-
wicklungskonferenz in der Leipziger Erklärung. Nach mehreren Vorbereitungssit-
zungen konstituierte sich 1997 das Regionalforum Mitteldeutschland. In dieser 
Gründungsphase war es wichtig, die Vorbehalte von Kommunalpolitikern abzu-
bauen, die Angst vor dem Verlust ihrer kommunalen Selbstverwaltung und Angst 
vor einer Art „Nebenregierung“ hatten.171 
Das Regionalforum Mitteldeutschland sieht den mitteldeutschen Kernraum als 
seinen Wirkungsbereich, er umfasst die Gebiete der Regionalforen Halle, Leipzig-
Westsachsen und Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg sowie den Landkreis Altenburger 
Land in Thüringen. 
5.3.3.2 Ziele und Aufgaben 
Das Regionalforum Mitteldeutschland sieht seine Hauptziele in der regionalpoliti-
schen Ideenfindung, der Initiierung wichtiger gesamträumlicher Projekte und in 
der Vertretung mitteldeutscher Gesamtinteressen nach außen (Lobbyarbeit). Zu-
dem dient das Regionalforum der gegenseitigen Information und dem Austausch 
über aktuelle Probleme sowie der Vernetzung der regionalen Akteure.172 
                                          
171  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004). 
172  IHK Halle-Dessau, Geschäftsführung Regionalforum (2004); Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. 
Wirtschaftsförderung (2004); Landkreis Merseburg, Regionale Planungsgemeinschaft Halle (2004); Stadt-
planungsamt und Wirtschaftsförderung Halle (2004). 
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Ursprünglich173 sollte das Regionalforum Mitteldeutschland auch die Fortschrei-
bung des REK übernehmen und Regionalmarketing betreiben. Letzteres wurde im 
Jahr 2000 ausgegliedert und wird nun professionell von einem von der Wirtschaft 
getragenen Verein durchgeführt.174 
Es war Konsens der Verantwortlichen, dass das Regionalforum die Initiierung der 
Projekte und Vorhaben übernimmt, aber nie als Projektträger auftritt. De-
mentsprechend wurden verschiedene thematische Projekte (Abbildung 10) „zum 
Laufen gebracht“, ein Projektträger gefunden und „in die Eigenständigkeit entlas-
sen“.175 
5.3.3.3 Organisationsstruktur 
Das Regionalforum Mitteldeutschland basiert auf den drei Regionalforen Leipzig-
Westsachsen, Halle und Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg sowie dem Landkreis Alten-
burger Land (Thüringen), der auch zum mitteldeutschen Kernraum gezählt wird. 
Diese selbständigen Regionalforen delegieren jeweils zehn Mitglieder in den Len-
kungsausschuss des Regionalforums Mitteldeutschland. Hinzu kommen Vertreter 
des ostthüringischen Landkreises und weitere wichtige regionale Persönlichkei-
ten. Sie bilden die „Vollversammlung“ des Regionalforums Mitteldeutschland. Als 
„exekutives“ Gremium fungiert der Sprecherrat, in dem je drei Vertreter der Teil-
foren die operative Arbeit übernehmen. Die Akteure des Regionalforums Mittel-
deutschland sind die Oberbürgermeister, Landräte, Vertreter des Regierungsprä-
sidiums Leipzig, des Landesverwaltungsamtes Sachsen-Anhalt sowie Vertreter 
von Wirtschaftsorganisationen, Verbänden, Gewerkschaften, wissenschaftlichen 
Einrichtungen und einzelnen Unternehmen (z. B. Dow Chemical).176 Der Vorsitz 
des Regionalforums Mitteldeutschland wechselt zwischen den Vorsitzenden der 
Teilforen, ursprünglich den Regierungspräsidenten. Durch den Umbruch der Ver-
waltungsorganisation in Sachsen-Anhalt (Zusammenführung der Regierungsprä-
sidien zu einem Landesverwaltungsamt) läge der Vorsitz zweier Regionalforen 
und des mitteldeutschen Regionalforum beim Leiter des Landesverwaltungsam-
tes. Daher übernahm auch die IHK Halle-Dessau den Vorsitz des Regionalforums 
Mitteldeutschland. Wie künftig mit diesem „organisationsmäßigen Bruch“ umge-
gangen wird, ist noch unklar.177 
                                          
173  So die Vorstellung auf der 2. Regionalen Entwicklungskonferenz. Häußler, Ingrid (1996): Die regionale 
Verantwortung für die Umsetzung des regionalen Maßnahmeprogrammes. In: Sächsisches Staatsministe-
rium für Umwelt und Landesentwicklung, Ministerium für Raumordnung, Landwirtschaft und Umwelt des 
Landes Sachsen-Anhalt u. Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung Halle-Leipzig e. V. (isw) 
(Hrsg.): 2. Regionale Entwicklungskonferenz für den Großraum Halle-Leipzig. Tagungsband. Halle, S. 36. 
174  Siehe Kap. 5.3.4. 
175  IHK Halle-Dessau, Geschäftsführung Regionalforum (2004). 
176  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004); IHK Halle-Dessau, Geschäfts-
führung Regionalforum (2004). 
177  Ebd. 
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Abbildung 10: Struktur des Regionalforums Mitteldeutschland (eigene Darstel-
lung) 
Die Gremien des Regionalforums Mitteldeutschland tagen jährlich ca. 2- bis 4-
mal. Auf diesen Sitzungen werden Projektideen gesucht und besprochen sowie 
angelaufene Projekte beobachtet. Die Projektideen entstehen einerseits aus ge-
meinsam erkannten Defiziten oder Problemen in der Region. 2004 z. B. wurde 
das Thema „Gemeinsame Strategie für die neu entstehende mitteldeutsche 
Seenlandschaft“ bearbeitet und ein Projekt dazu vorbereitet. Es werden dazu 
temporäre Projektgruppen gebildet, bis das Vorhaben durch selbsttragende 
Strukturen fortgeführt werden kann.178 Andererseits werden Themen an das Re-
gionalforum herangetragen oder Initiativen von außen aufgegriffen. Als Beispiel 
kann die Teilnahme der Region Halle-Leipzig am BioRegio-Wettbewerb des BMBF 
angeführt werden. Hier hat eine projektbegleitende Arbeitsgruppe Vertreter der 
Biotechnologie und Biotechnologieforschung zusammengebracht, vernetzt und 
die Bewerbung für den BioRegio-Wettbewerb tatkräftig unterstützt.179Das Regio-
nalforum Mitteldeutschland besitzt keine „eigene Adresse“ oder Büro, es ist im-
mer beim jeweiligen Vorsitz des Regionalforums angesiedelt.180 
1999 veranstaltete das Regionalforum Mitteldeutschland die erste Zukunftskonfe-
renz, die an die vorherigen Regionalen Entwicklungskonferenzen anknüpfen soll-
te. Auf dieser Konferenz sollte jedoch nicht das REK fortgeschrieben werden, 
sondern sie war auf Themen gerichtet, die für die regionale Entwicklung mit dem 
Blick auf globale Trends von herausragender Bedeutung sind. Diese Zukunftskon-
ferenz war stärker von Vertretern aus Politik, Wirtschaft und Wissenschaft ge-
prägt als die vorausgegangenen Regionalen Entwicklungskonferenzen. Solche 
thematischen Konferenzen mit großer Teilnehmerzahl (ca. 600 Teilnehmer) sind 
ein typisches Regionalmarketinginstrument, um Mitteldeutschland in das Blickfeld 
                                          
178  Ebd. 
179  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004). 
180  Ebd.; IHK Halle-Dessau, Geschäftsführung Regionalforum (2004). 
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nationaler und internationaler Öffentlichkeit zu rücken.181 Mit der Gründung des 
Regionenmarketingvereins seitens der Wirtschaft (mit Unterstützung des Regio-
nalforums) trat das Regionalforum diesen Marketingauftrag an den Verein ab. 
5.3.3.4 Bewertung 
Das Regionalforum Mitteldeutschland wurde auf Empfehlung der 2. Regionalen 
Entwicklungskonferenz eingerichtet. Damit wird die Umsetzung der im regionalen 
Konsens erarbeiteten Ideen einem breiten Spektrum an regionalen Akteuren 
übertragen. Dieser Kooperationsansatz war demnach nur bedingt freiwillig. Die 
Idee eines länderübergreifenden Regionalforums nahm jedoch die Idee des Len-
kungsausschusses wieder auf und erfuhr nach einer schwierigen Findungsphase 
breite Akzeptanz.182 Der Gründung stand v. a. das seit 1994 bestehende Regio-
nalforum Leipzig-Westsachsen kritisch gegenüber: Einerseits sah das Forum we-
gen der „Themenexplosion“ im REK die Kompetenzen des Staatsvertrages über-
schritten und andererseits wollte das Forum weder in seinem Aufgabenbereich 
beschnitten werden, noch sich einem weiteren Forum unterordnen. Mit der Versi-
cherung, sich auf länderübergreifende Tätigkeiten zu begrenzen und als Teilre-
gionalforum unabhängig bleiben zu können, wurde dieser Konflikt beseitigt.183 In 
dieser Phase galt es auch, Vorbehalte von Kommunalpolitikern zu zerstreuen, die 
um ihre kommunale Selbstverwaltung fürchteten.184 
Die fehlende politische Legitimation ist nicht nur in diesem Raum „ein Dilem-
ma regionaler Selbstorganisation“.185 Da die Mitglieder nicht demokratisch ge-
wählt werden, kann es sich beim Regionalforum Mitteldeutschland nur um ein in-
formelles Gremium mit steuernder Wirkung handeln, das aber keine Beschlüsse 
mit Bindungswirkung fassen kann. Insbesondere die regionale Ebene kritisierte 
anfangs das Fehlen eines politischen Auftrags an dieses Gremium. Inzwischen ist 
das Vertrauen in das Gremium gewachsen und auch die Einsicht, dass für eine 
erfolgreiche Entwicklung der Region alle gesellschaftlichen Gruppen zusamme-
narbeiten müssen.186 Auch der Aufgabenzuschnitt, selbständige, thematisch eng 
begrenzte Projekte zu initiieren und nicht als zusätzliche Ebene der Regionalpla-
nung zu agieren, hat die Akzeptanz gefördert. 
Dem Regionalforum kann mit seinen Mitgliedern aus Politik, Verwaltung, Wirt-
schaft, Wissenschaft, Kultur etc. die fachliche Kompetenz zugesprochen wer-
den, Entwicklungen zu initiieren. Da das Engagement ehrenamtlich ist, wird da-
von ausgegangen, dass zum einen das persönliche Anliegen der Akteure groß ist 
und zum anderen die Akteure einen Nutzen in diesem Gremium sehen. Ein Vor-
teil ist v. a. die Kenntnis über die regionalen Gegebenheiten. Was den Akteuren 
                                          
181  Institut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung Halle-Leipzig e. V. (1999): Abschlussbericht zur Vor-
bereitung und Durchführung der Zukunftskonferenz Mitteldeutschland. Halle. (unveröff.), S. 1 ff. 
182  IHK Halle-Dessau, Geschäftsführung Regionalforum (2004). 
183  Regionalforum Leipzig-Westsachsen (1996-2004): Informationen aus Akteneinsicht beim Regionalforum 
Leipzig-Westsachsen über die Tätigkeiten des Regionalforums Leipzig-Westsachsen und Regionalforum 
Mitteldeutschland (am 13.07.2004). 
184  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004). 
185  Ebd. 
186  Ebd. 
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in solchen regionalpolitischen Gremien zum Teil fehlt, ist die unabhängige Sicht 
von außen, die für neue Impulse sorgen könnte.187 
Kritik muss an der Besetzung des Vorsitzes geäußert werden. Ein Leiter eines 
Landesverwaltungsamtes oder eines Regierungspräsidiums ist für die Umsetzung 
landespolitischer Entscheidungen zuständig. Damit kann er leicht in Konflikt ge-
raten, wenn er als Vorsitzender des Regionalforums selbst bedingt politische Ent-
scheidungen trifft und diese gegenüber dem Land und Bund vertritt.188 Insofern 
sollten politische Vertreter wie Oberbürgermeister oder Landräte den Vorsitz des 
Regionalforums übernehmen. 
Die Aufgabe der Projektinitiierung, ohne selbst Träger zu sein, ist klar umrissen. 
Dafür bedarf es neben fachlicher Kompetenz v. a. an Kreativität, Engagement 
und Ausdauer, um eine Idee zu einem Projekt reifen zu lassen und sowohl poten-
te Akteure als auch Strukturen für eine Institutionalisierung zu finden (Umset-
zungskompetenz). Nach Einschätzung der Experten ist dies in vielen Fällen ge-
lungen: z. B. durch die Gründung des Vereins zur Förderung des Regionenmar-
ketings für Mitteldeutschland, die Regionale Innovationsstrategie Halle-Leipzig-
Dessau, die Teilnahme am BioRegio-Wettbewerb und anschließende Gründung 
der BioRegio Halle-Leipzig Management GmbH, des Mitteldeutschen Telematik-
Netzwerkes und des Mitteldeutschen Verkehrsverbundes. Es kam aber auch vor, 
dass Projektideen nach anfänglichen Untersuchungen und Bemühungen nicht 
weiter verfolgt worden sind: z. B. das Mitteldeutsche Bauforum oder die Länder-
übergreifende Flussauenlandschaft.189 
Ausgangspunkt der Arbeit des Regionalforums waren Projekte, die als prioritäre 
Projekte im RMP aufgeführt wurden. Einige der aufgeführten Vorhaben liefen be-
reits (z. B. Regionale Innovationsstrategie Halle-Leipzig-Dessau), andere wurden 
durch das Regionalforum initiiert. Die Dynamik der Initiierung hat in den letzten 
Jahren sicherlich etwas abgenommen. Insbesondere im Bereich der „wirtschafts-
förderlichen“ Kooperationen wurden die Schwerpunkte im Raum bedient. Es ist 
sinnvoll die Kontinuität solcher Strukturen zu unterstützen, anstatt ständig neue 
Projekte zu fördern. Ein weiterer Grund für die Abnahme der Aktivitäten des Re-
gionalforums war die Gründung des Vereins zur Förderung des Regionenmarke-
tings für Mitteldeutschland (jetzt Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland). Zum 
einen wurde ihm die Aufgabe des Regionalmarketings für Halle-Leipzig übertra-
gen und zum anderen beschränkt sich der Verein nicht auf das Regionalmarke-
ting, sondern tritt mit seinen Aufgaben und Zielen in Konkurrenz zum Regionalfo-
rum Mitteldeutschland.190 Er leistet vielfach konzeptionelle und fachliche Arbeit 
für die Förderung der Wettbewerbsfähigkeit, die durchaus in (regional)politische 
Bereiche eindringt.191 Ein letzter Grund für die Abnahme der Aktivitäten des Re-
gionalforums ist darin zu suchen, dass die Rahmenbedingungen für die Initiie-
rung neuer innovativer Projekte seitens der Politik oft nicht gegeben sind. Die 
                                          
187  Ebd. 
188  IHK Halle-Dessau, Geschäftsführung Regionalforum (2004). 
189  Ebd.; Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004). 
190  Siehe Kap. 5.3.4. 
191  Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (2004). 
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zwischen den Ländern variierende Förderkulisse, unterschiedliche gesetzliche Re-
gelungen und immense Genehmigungsverfahren erschweren die Durchführung 
länderübergreifender Projekte. Diesbezüglich ist eine gewisse Ernüchterung bei 
den Beteiligten eingetreten.192 
Insgesamt, so die Geschäftsführung, sind die Themenbereiche des Regionalfo-
rums Mitteldeutschland wirtschaftslastig, da im Bereich der Wirtschaft die Defizi-
te am deutlichsten zu Tage treten und im bundesweiten Vergleich ein großer 
Nachholbedarf besteht. Dennoch will das Regionalforum seine Arbeit nicht nur 
auf ökonomische Projekte beschränkt sehen.193 
Anknüpfend an das REK wird auch hier der Prozessnutzen des Gremiums positiv 
eingestuft.194 
Das Regionalforum ist ein eher unauffällig agierendes, stilles Gremium. Die Ein-
richtung eines Regionalbüros oder einer ähnlichen Einrichtung für eine offensive-
re Öffentlichkeitsarbeit und als Ansprechpartner wird durch die kritische Finanzsi-
tuation der meisten Mitglieder verhindert.195 In einer Professionalisierung bestün-
den auf jeden Fall Reserven: Ein bis zwei Mitarbeiter könnten die Initiierung von 
Projekten, die Vernetzung von Akteuren, die Vertretung der Region nach außen, 
Lobbyarbeit etc. übernehmen und damit die ehrenamtlich Tätigen entlasten und 
unter Umständen größere Erfolge erzielen. Dazu müssten die Mitglieder die Not-
wendigkeit sehen und finanzielle Mittel bereitstellen. 
Fazit: Das Regionalforum fungiert als Impulsgeber für die Umsetzung prioritärer 
Projekte. Zahlreiche Projekte sind erfolgreich initiiert und gefördert worden (Bio-
Regio, RIS, Wirtschaftsinitiative). Die im Regionalforum engagierten Personen 
besitzen aufgrund ihrer Positionen und ihres Engagements die Fähigkeit und 
Möglichkeit, regionale Netzwerke zu knüpfen. Es werden primär Themen bearbei-
tet, die einen gemeinsamen Nutzen für die Akteure aufweisen. Harte Konflikte 
werden im Regionalforum nicht ausgetragen. In den letzten Jahren hat das Re-
gionalforum im Bereich Förderung wirtschaftlicher Entwicklung Konkurrenz durch 
die Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland erhalten, wodurch die Aktivitäten in 
diesem Bereich abgenommen haben. Zudem sind die wichtigsten Schwerpunkt-
projekte bereits „angeschoben“ worden. Defizite sind in der geringen Professio-
nalisierung und in der Vorsitzführung durch Beamte zu sehen. Zusammenfassend 
ist festzustellen, dass die Aufgaben vom Regionalforum größtenteils erfüllt wer-
den, dass aber Regionalentwicklung in der Gesamtheit nicht durch das Regional-
forum geleistet wird. Hierzu fehlt die entsprechende Aufgabenstellung196 und Um-
setzungskraft, da durch dieses informelle Gremium keine verbindlichen Entschei-
dungen getroffen werden können. 
                                          
192  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004). 
193  IHK Halle-Dessau, Geschäftsführung Regionalforum (2004). 
194  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004); Stadtplanungsamt und Wirt-
schaftsförderung Halle (2004). 
195  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004); IHK Halle-Dessau, Geschäfts-
führung Regionalforum (2004). 
196  Entgegen der ursprünglichen Auffassung übernahm das Regionalforum nicht die Fortschreibung des REK. 
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5.3.4 Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (e.V., GmbH) 
5.3.4.1 Entstehungshintergrund 
Ein ursprüngliches Ziel des Regionalforums Mitteldeutschland war es, erfolgrei-
ches Regionalmarketing für den länderübergreifenden Raum Mitteldeutschland zu 
betreiben. Der vorherige Ansatz seitens der IHK Halle-Dessau im Verein „Aktion 
Mitteldeutschland e. V.“ konnte nur geringe Erfolge aufweisen, weil der sächsi-
sche Teilraum, v. a. die Stadt Leipzig, sich nicht mit ihm identifizieren wollte. 
Erst der Leipziger Oberbürgermeister Tiefensee entdeckte die Bedeutung der Re-
gion. Zugleich erkannten strukturbestimmende Unternehmen der Region wie 
Dow Chemical (insbesondere Bart Groot), dass die Wirtschaft eine Art Lokomo-
tivfunktion übernehmen muss, um die Region wirtschaftlich zu entwickeln und zu 
vermarkten, was sich offensichtlich für die Politik und Verwaltung v. a. im län-
derübergreifenden Rahmen schwierig gestaltet.197 So wurde im Rahmen des Re-
gionalforums mit Vertretern der Wirtschaft, die bereit waren, die Finanzierung zu 
übernehmen, überlegt, wie man eine konkrete Regionenmarketinginitiative star-
ten kann. Der Findungsprozess dauerte ein gutes halbes Jahr, bis der Verein zur 
Förderung des Regionenmarketings für Mitteldeutschland e. V. im April 2000 ge-
gründet wurde, in dem ausschließlich Unternehmen organisiert sind. Für das ope-
rative Geschäft, die Koordination und professionelle Unterstützung der einzelnen 
Aktivitäten wurde 2001 die Gesellschaft zur Förderung des Regionenmarketings 
für Mitteldeutschland mbH als Tochtergesellschaft gegründet. Inzwischen haben 
sich Verein und GmbH in „Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland“ umbenannt. 
Unter Mitteldeutschland fasst die Wirtschaftsinitiative den Wirtschaftsraum im 
Süden der neuen Bundesländer auf, also die drei Länder Sachsen, Sachsen-An-
halt und Thüringen, und projiziert demnach seine Aktivitäten auf diesen Gesamt-
raum, wenngleich dem mitteldeutschen Kernraum um Leipzig, Halle (Saale), 
Dessau und Jena eine besondere Bedeutung zukommt.198 
5.3.4.2 Ziele und Aufgaben 
Die Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (e.V. und GmbH; im Weiteren 
kurz: Wirtschaftsinitiative) verfolgt mehrere Ziele. Ein Aufgabenbereich wird im 
klassischen Marketingbereich gesehen. Mit Imagekampagnen, Plakataktionen, 
aber auch Konferenzen soll die Wirtschaftsregion und ihr Profil bekannter ge-
macht werden. Darüber hinaus entwickelt und forciert die Wirtschaftsinitiative 
Wirtschaftsprozesse. So wurden im Rahmen des Clusterprozesses zukunftsfähige 
Cluster199 der Region Mitteldeutschland identifiziert, die Unterstützung finden 
müssen. Diese Arbeit erst liefert den Inhalt von Kommunikation und Vermark-
tung. Drittens unterstützt die Wirtschaftsinitiative konkrete Projekte und Maß-
nahmen, die zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit beitragen (z. B. Unterstüt-
zung der Bewerbung um das Projekt „Innovationsregion“). Als vierten Aufgaben-
                                          
197  Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (2004). 
198  Ebd. 
199  Cluster: Zusammenschluss von Unternehmen entlang einer Wertschöpfungskette eines neuen Produkts. 
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bereich bietet die Wirtschaftsinitiative spezielle Benefits, also unterstützende 
Maßnahmen für ihre Mitgliedsunternehmen an.200 
5.3.4.3 Organisationsstruktur 
Die Organisationsstruktur der Wirtschaftsinitiative ist in Abbildung 11 dargestellt. 
Im Verein sind über 50 leitende Persönlichkeiten aus Unternehmen und Kam-
mern organisiert. Der Verein hat als operative Einheit zur Umsetzung von be-
schlossenen Aktivitäten eine GmbH gegründet. Diese wird ausschließlich von den 
Mitgliedsunternehmen finanziert. Im Aufsichtsrat der GmbH agieren auch Vertre-
ter der Politik und Verwaltung (Vertreter der drei Teilgebietsregionalforen und die 
Oberbürgermeister der Städte Leipzig, Halle (Saale), Dessau und Jena). Diesen 
sieben Stimmen im Aufsichtsrat stehen acht Stimmen von Wirtschaftsvertretern 
gegenüber. Das Modell, das derjenige, „der das Geld gibt“, eine Stimmenmehr-
heit und damit die Entscheidungsgewalt besitzt, ist durchaus üblich. Im Übrigen 
bestehen zwischen den Vertretern der Politik und Verwaltung und der GmbH wei-
tere Kooperationsvereinbarungen.201 
Die Unternehmen werden von der Wirtschaftsinitiative nicht akquiriert, sie wer-
den über Veranstaltungen und Netzwerke auf den Verein aufmerksam. Das Krite-
rium der Aufnahme stellen die „anspruchsvollen“ Mitgliedsbeiträge dar. Die 
Letztentscheidung über eine Aufnahme obliegt jedoch dem Aufsichtsrat. Die Mit-
gliedsbeiträge sind gestaffelt, wobei die großen Unternehmen die höchsten Bei-
träge zahlen. Sie tragen damit der Erkenntnis Rechnung, dass es langfristig keine 
erfolgreichen Unternehmen in einer „unerfolgreichen“ Region gibt. Sie überneh-
men damit Verantwortung für die Region, natürlich nicht aus Altruismus, sondern 
weil sie davon profitieren, wenn die Region insgesamt leistungs- und wettbe-
werbsfähig ist und ein gutes Image besitzt.202 
Die Arbeitsweise der Wirtschaftsinitiative ist hochprofessionell. In der GmbH ar-
beiten mehrere hauptamtliche Mitglieder an Strategien und Projekten, der Vorbe-
reitung von Zukunftskonferenzen, Veröffentlichungen, kurzum in den genannten 
Aufgabenbereichen. 
                                          
200  Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (2004). 
201  Ebd. 
202  Ebd. 
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engagierte Unternehmer Vertreter des Regionalforums Mitteldeutschland
Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland e.V.




Gründung (2001) und Finanzierung
Aufsichtsrat
7 Vertreter der regionalen Politik 
und 8 Vertreter der Wirtschaft
Aufgaben:
- klassisches Regionalmarketing
- Unterstützung und Entwicklung von Wirtschaftsprozessen und Profilbildung
- Unterstützung konkreter Projekte zur Erhöhung der Wettbewerbsfähigkeit





Abbildung 11: Entstehung, Struktur und Aufgaben der Wirtschaftsinitiative für 
Mitteldeutschland (eigene Darstellung) 
5.3.4.4 Bewertung 
Der entscheidende Kooperationsantrieb, eine Kooperation dieser Form und 
Zielsetzung zu gründen, ging von Vertretern der Wirtschaft aus. Dabei sehen die 
Wirtschaftsvertreter natürlich in erster Linie den eigenen Nutzen, nämlich die 
Wettbewerbsfähigkeit des Raumes insgesamt zu erhöhen. Damit verfolgen sie 
aber ein Ziel, wonach die gesamte Region strebt: wirtschaftliche Entwicklung. 
Dieser Tatsache wird auch Rechnung getragen, indem regionale Akteure wie die 
Oberbürgermeister der großen Städte im mitteldeutschen Kernraum und Vertre-
ter der drei Regionalforen über den Aufsichtsrat und Kooperationsvereinbarungen 
in die Wirtschaftsinitiative eingebunden sind. Damit gehen Wirtschaft und Politik 
eine Partnerschaft zur Erreichung eines gemeinsamen Zieles ein. 
Die Wirtschaftsinitiative ist als von Wirtschaftsunternehmen getragener Verein in 
keiner Weise politisch legitimiert. Zwar sind im Aufsichtsrat der GmbH mit den 
Oberbürgermeistern und Vertretern der Regionalforen auch Vertreter der regio-
nalen Politik, doch haben die Unternehmen hier die Mehrheit. Für ein professio-
nelles Regionalmarketing ist eine politische Legitimation auch nicht unbedingt 
notwendig. In dem Moment jedoch, wo Wirtschaftsstrategien (wie der Cluster-
prozess) in der Region initiiert und befördert werden, greift die Wirtschaft doch 
stark in den Gestaltungsauftrag der Politik, eine Entwicklungsstrategie zu entwer-
fen und die wirtschaftliche Entwicklung zu lenken, ein. Eine mit den beteiligten 
Ländern abgestimmte Wirtschaftsstrategie für Mitteldeutschland wäre zielfüh-
rend.  
Vertreter der Wirtschaft weisen natürlich bezüglich wirtschaftlicher Entwicklung 
große fachliche Kompetenzen auf. Sie wissen, welche Rahmenbedingungen für 
ihre Entwicklung notwendig sind. Sie verfolgen grundsätzlich andere Strategien 
als die Landesregierungen. Während die Vertreter der Politik in ihrer Herange-
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hensweise häufig darauf bedacht sind, Schwächen abzubauen, konzentriert sich 
die Wirtschaft darauf, „Stärken zu stärken“.203 
In ihren Arbeitsweisen setzt die Wirtschaftsinitiative auf Kooperation und Kon-
sens mit den Akteuren aus Verwaltung, Wissenschaft und Wirtschaft. Die Wirt-
schaftsinitiative betrachtet ihre Projekten und Strategien als konkrete Angebote 
an diese Akteure. In der Regel werden diese Angebote auch angenommen und 
eine Zusammenarbeit aufgenommen. Die Wirtschaftsinitiative ist sich aber auch 
ihrer Druckmittel bewusst: Wenn solche Angebote über längere Zeit nicht ange-
nommen werden, also die Rahmenbedingungen nicht zugunsten der Wirtschaft 
gestaltet werden, so kann von der Wirtschaft über die Medien mit der Androhung 
des Standortabbaus ein gewisser Druck auf die Regierungen ausgeübt werden. 
Laut Wirtschaftsinitiative bewege man sich jedoch eindeutig in der ersten (koo-
perativen) Phase, d. h. in der Regel herrscht zwischen den Beteiligten Konsens 
über die Entwicklungsziele und die Umsetzungsstrategien. Natürlich lösen die 
Projekte und Strategien keine rechtlichen Bindungswirkungen aus, weder für die 
Mitgliedsunternehmen noch für die regionale Politik und Verwaltung. Da aber 
Konsens über die gemeinsame Zielsetzung besteht, wird bei der Umsetzung eng 
zusammengearbeitet. 
Mit der Einrichtung einer GmbH als operativer Einheit und v. a. der Finanzierung 
durch die Unternehmen ist die Wirtschaftsinitiative in der Lage, ihre Ziele sehr 
professionell zu verfolgen. So werden im Bereich des Marketings Werbeaktionen 
zur Verbesserung des Images der Region durchgeführt. Auch die Veranstaltung 
von Zukunftskonferenzen gehört in diesen Bereich. Neben der inhaltlichen Arbeit 
auf diesen themenbezogenen Konferenzen, steht die Kommunikation und Vernet-
zung der Teilnehmer im Vordergrund. Zudem erfährt die Region mit der Teilnah-
me hochrangiger bundespolitischer Vertreter große Aufmerksamkeit. Konkrete 
Projekte und Prozesse werden im Rahmen eines Projektmanagements betreut. 
Dazu werden Strategien erarbeitet, die Vernetzung wichtiger Akteure organisiert 
und konkrete Maßnahmen (z. B. Bewerbung im Rahmen eines Wettbewerbs) 
durchgeführt.204 
Die Erfolge der Wirtschaftsinitiative werden von den befragten Experten205 als 
groß eingestuft. Die zunehmende Mitgliederzahl (von sieben auf über 50), das 
bei Unternehmen, Verwaltung und Politik wachsende Regionalbewusstsein, die 
Akzeptanz der Wirtschaftsinitiative national als Vertreter der Region, die zuneh-
mende Aufmerksamkeit der Presse und v. a. der angestoßene Clusterprozess, 
werden als Erfolge bewertet. 
Fazit: Die Wirtschaftsinitiative hat, was das Ziel betrifft, länderübergreifende 
Wirtschaftsprozesse zu fördern, bereits einiges erreicht. Mit der Finanzausstat-
tung und der GmbH als operative Einheit können sie tatsächlich Projekte durch-
führen und Prozesse begleiten. Bedenklich ist die geringe Verknüpfung der Wirt-
                                          
203  Ebd. 
204  Ebd. 
205  Ebd.; Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004); Ministerium für Bau und 
Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Ref. Raumordnung (2004); IHK Halle-Dessau, Geschäftsführung Re-
gionalforum (2004). 
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schaftsinitiative mit den drei Landesregierungen. Die Landesregierungen sollten 
ein Interesse daran haben, ihre Vorstellungen einzubringen und mit den Nach-
barländern abzustimmen, statt die wirtschaftliche Entwicklung in der länderüber-
greifenden Region ganz der Initiative der Wirtschaft zu überlassen. Durch stärke-
re Zusammenarbeit könnten wesentlich größere Effekte erreicht werden. 
5.3.5 Initiative Mitteldeutschland 
5.3.5.1 Entstehungshintergrund 
Die „Initiative Mitteldeutschland“ nahm mit dem Regierungswechsel 2002 in 
Sachsen-Anhalt ihren Anfang, als der neue Ministerpräsident Prof. Böhmer in sei-
ner Regierungserklärung eine stärkere Zusammenarbeit der drei mitteldeutschen 
Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen betonte. Am 05. Juni 2002 be-
schlossen die drei CDU-Ministerpräsidenten Böhmer, Vogel und Milbradt die „Ini-
tiative Mitteldeutschland“ zum Ausbau der länderübergreifenden Zusammenar-
beit der drei Länder. Die Auftaktveranstaltung fand am 29.08.2002 statt. Die 
Initiative für Mitteldeutschland soll durch die Zusammenarbeit der Ministerpräsi-
denten, der Fachministerien und nachgeordneten Verwaltung realisiert werden.206 
5.3.5.2 Ziele und Aufgaben 
Übergeordnetes Ziel der Zusammenarbeit ist es, die Entwicklung der Länder 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen positiv zu beeinflussen und zu einer 
„wettbewerbsstarken, sozial und ökologisch fortschrittlichen Region in der Mitte 
Europas zu machen“207. In erster Linie werden eine positive wirtschaftliche Ent-
wicklung (Steigerung der Wirtschaftsleistung, Senkung der Arbeitslosigkeit), die 
Angleichung der Lebensverhältnisse an das Niveau der alten Länder und die Auf-
hebung der Trennwirkung der ehemaligen innerdeutschen Grenze angestrebt. 
Außerdem soll die Initiative an die bestehenden Kooperationen im mitteldeut-
schen Kernraum Halle, Leipzig, Dessau, Gera und Jena anknüpfen und durch die 
Zusammenarbeit der Länder unterstützt und erweitert werden. Das soll durch 
verschiedene Strategien erreicht werden. Ein Hauptaspekt dabei ist, durch eine 
intensivere politische Zusammenarbeit der drei Landesregierungen den Interes-
sen der drei Länder auf Bundesebene mehr Gewicht zu verleihen. Im Bundesrat 
können sie gemeinsam mit zwölf Stimmen, anstatt jeweils vier Stimmen, ge-
schlossen auftreten, Initiativen starten und so „im Konzert der 16 Länder schon 
an Gewicht gewinnen“.208 Ein weiterer wesentlicher Punkt sollen Verwaltungskoo-
perationen sein, um ein effektiveres, kostengünstigeres Verwaltungshandeln zu 
ermöglichen und Synergien zu erzeugen. Auch die Realisierung länderübergrei-
fender großer Infrastrukturprojekte, Kooperationen in der Forschung oder im 
Marketingbereich etc. sind mögliche Teilziele. Des Weiteren sollen Landesgrenzen 
bedingte Wachstumshemmnisse beseitigt sowie der Wissens- und Erfahrungsaus-
tausch intensiviert werden, um Innovationsprozesse zu beschleunigen. Die Initia-
                                          
206  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Ref. Raumordnung (2004). 
207  Agenda der Initiative Mitteldeutschland (2002): Initiative Mitteldeutschland – Agenda der Länder Sachsen, 
Sachsen-Anhalt und Thüringen für eine attraktive Region im Herzen Europas. Quelle: http://www.sachsen-
anhalt.de/pdf/pdf.3090.pdf (letzter Zugriff am 07.01.2009). 
208  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Ref. Raumordnung (2004). 
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tive Mitteldeutschland sieht sich als ein langfristig angelegtes strategisches Kon-
zept zur erfolgreichen Entwicklung der Länder, das über ein kurzfristig 
tes reines Arbeitsprogramm hinausgeht.209 Die Ziele und „acht länderübergrei-
fenden Bausteine“ wurden in einer Agenda formuliert, jedoch ohne einen 
zeitlichen Rahmen abzustecken, in dem die Ziele erreicht werden sollen. 
Von den Beteiligten wurde immer wieder betont, dass diese Initiative Mitteldeut-
schland keine Vorstufe einer Länderfusion darstellt. 
5.3.5.3 Organisationsstruktur 
Die Initiative Mitteldeutschland ist als Programm der Zusammenarbeit zu verste-
hen, das auf höchster landespolitischer Ebene entworfen wurde. Die Zusammen-
arbeit ist in keiner Weise institutionalisiert, sondern beruht auf informeller Zu-
sammenarbeit zwischen den Ministerpräsidenten, Landesregierungen, Ministerien 
und nachgeordneten Verwaltungsbereichen. Zur Zusammenarbeit sind alle Berei-
che gleichermaßen gefordert. Eine beispielhafte Aufzählung von Projekten, die im 
Rahmen der Initiative Mitteldeutschland anvisiert sind, zeigt, dass sie in allen po-
litischen Bereichen angesiedelt ist:210 
 Gemeinsame Bundesratsinitiativen (z. B. zur Fortführung der Investitionszu-
lage nach 2004), 
 Zusammenarbeit beim Infrastrukturausbau, 
 Abstimmung von Förderpolitiken zum Abbau von Konkurrenzen, 
 Technologieentwicklung, 
 Vereinheitlichung der Bauordnungen zu einer Mitteldeutschen Bauordnung, 
 Angleichung der Planelemente der Raumordnungspläne, 
 Luftverkehrskonzept für Mitteldeutschland, 
 Koordinierung von künftigen Terminen von Landesausstellungen, 
 Zusammenarbeit im Justizvollzug (Justizvollzugskrankenhaus, gemeinsamer 
Strafvollzug von weiblichen Gefangenen etc.), 
 Zusammenlegung der Landesämter für Statistik, 
 Fusion der Bergämter, 
 Konzentration der Landesämter für Mess- und Eichwesen an einem Standort, 
 Kooperation der Berufsakademien, 
 Kooperation bei Luftaufsicht und Binnenschifffahrtsverwaltung, 
 Zusammenarbeit bei Kulturtourismus und 
 Kooperation der Mitteldeutschen Sportbünde. 
Daher lässt sich keine Organisationsstruktur im eigentlichen Sinn identifizieren, 
sondern eher die Arbeitsweisen innerhalb der Initiative. Die richtungsbestimmen-
den Instrumente der „Initiative Mitteldeutschland“ bilden die regelmäßigen Tref-
                                          
209  Staatskanzlei des Landes Sachsen-Anhalt (2004): Pressemitteilung Nr.: 019/04. Quelle: http:// 
www.asp.sachsen-anhalt.de/presseapp/data/stk/2004/019_2004.htm (letzter Zugriff am 07.01.2009). 
210  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Ref. Raumordnung (2004); Staatskanzlei 
des Landes Sachsen-Anhalt (2004): Pressemitteilung Nr.: 019/04. Quelle: http://www.asp.sachsen-
anhalt.de/presseapp/data/stk/2004/019_2004.htm (letzter Zugriff am 07.01.2009). 
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fen der Ministerpräsidenten (ca. 2-mal pro Jahr) oder Fachminister. Die Koordi-
nation der Initiative Mitteldeutschland findet in den drei Staatskanzleien der Län-
der statt. Diese fragen die Ministerien nach möglichen Themenvorschlägen ab, 
die im Rahmen der Initiative Mitteldeutschland länderübergreifende Arbeitsfelder 
darstellen könnten. Nach Abstimmungen der drei Staatskanzleien werden The-
men vereinbart, Diskussions- und Beschlussvorlagen durch das jeweilige Ressort 
erarbeitet (die zuvor in der eigenen Regierung abgestimmt werden), die Tages-
ordnung aufgestellt und das Treffen der Minister vorbereitet (Abbildung 12). Die 
Arbeitstreffen der Ministerpräsidenten sind von Dialog, Diskussion und Aushand-
lung geprägt. Die gefassten Richtungsbeschlüsse haben den Rang einer politi-
schen Positionierung. Damit entfalten sie ähnlich wie ein Beschluss des Kabinetts 
zwar keine rechtliche Bindungswirkung, aber eine politische. Die Fachminister 
und nachgeordneten Stellen sind daraufhin verpflichtet, diese im Konsens der 
drei Ministerpräsidenten verabschiedeten Beschlüsse in geeigneter Weise umzu-
setzen. Das können Gesetzesänderungen, der Erlass von Verwaltungsvorschrif-
ten, das Abschließen von Staatsverträgen und Verwaltungsabkommen für län-
derübergreifende Regelungen oder häufig auch informelles Verwaltungshandeln 
sein. Die Minister und Verwaltungen erkennen aus den Beschlüssen: „… wir ha-
ben einen gemeinsamen Auftrag und es müssen Wege gefunden werden, diesen 
zu erfüllen“.211 Dabei kann sich auch herausstellen, dass bestimmte Aufgaben 
nicht gelöst werden können, weil beispielsweise dafür die Kompetenzen fehlen 
oder eine Finanzierung nicht gewährleistet werden kann. Meist handelt sich um 
iterative Arbeitsprozesse, so dass Beschlüsse bis zur Beschlussreife mehrfach 
besprochen und verändert werden. Außerdem dienen diese Treffen dazu, das 
gemeinsame Vorgehen im Bundesrat abzustimmen. Nicht zuletzt lösen Treffen 
der Ministerpräsidenten einen „gewissen Medienrummel aus und fördern die öf-
fentliche Wahrnehmung der drei mitteldeutschen Länder“.212 
Eine hauptamtliche „Adresse“, einen festen Mitarbeiterstab der Initiative Mittel-
deutschland gibt es nicht, weil die Initiative als Programm betrachtet werden 
muss, das in die Arbeit der Landesregierungen, die Ministerien und nachgeordne-
ten Verwaltungen in die verschiedenen Ressorts (z. B. Justiz, Inneres, Bau, 
Raumordnung, Verkehr) einfließt. 
                                          
211  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Ref. Raumordnung (2004). 
212  Ebd. 
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Abbildung 12: Arbeitsweise der Initiative Mitteldeutschland (eigene Darstel-
lung) 
5.3.5.4 Bewertung 
Die Bewertung der Initiative Mitteldeutschland war mit gewissen Schwierigkeiten 
behaftet. Zum einen war die Initiative Mitteldeutschland zum Zeitpunkt der Un-
tersuchung erst vor zwei Jahren ins Leben gerufen worden. Damit konnte auf-
grund der kurzen Wirkungszeit eine Bewertung der Ergebnisse dieses auf lang-
fristige Entwicklung angelegten Konzeptes höchstens in Ansätzen erfolgen. Zum 
anderen ist die Initiative Mitteldeutschland keine Organisationsform im eigentli-
chen Sinne, sondern ein Programm, das in allen Ressorts diffus wahrgenommen 
wird. Eine Evaluation der Ergebnisse hat bisher noch nicht stattgefunden.213 Zu-
dem sind Abschätzungen bezüglich der Erfolge auf Bundesebene anhand dieser 
Untersuchung nicht möglich. 
Der Kooperationsansatz, die drei Länder in Kooperation länderübergreifend zu 
entwickeln, hat eine erhebliche politische Komponente. Der Ansatz, Länderegois-
men zugunsten einer erfolgreichen gemeinsamen Entwicklung zurückzustellen, 
ist positiv zu bewerten, aber es ist fraglich, ob diese Zusammenarbeit Bestand 
hat, wenn in einem der drei Länder die CDU ihren Regierungsauftrag an eine an-
dere politische Partei verliert. Zwar wird in offiziellen Reden und Schriftstücke-
nimmer die wichtige gemeinsame Entwicklung der mitteldeutschen Länder be-
tont, aber auch der Experte bestätigte, dass die parteipolitische Komponente in 
der Praxis im Vordergrund steht. Dahingehend ist der Kooperationsansatz v. a. 
parteipolitisch getragen und droht bei anderen politischen Konstellationen zu-
sammenzubrechen. 
Eine demokratische Legitimation, länderübergreifend zusammenzuarbeiten, 
ist bei der Initiative Mitteldeutschland gegeben. 
                                          
213  Ebd. 
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Bezüglich der fachlichen Problemlösungskompetenz ist zu konstatieren, dass 
sich für die Entwicklung der drei mitteldeutschen Länder die Vertreter zusam-
mengeschlossen haben, die tatsächlich dazu in der Lage sind, länderübergreifen-
de Probleme zu lösen. Die Landesregierungen, die nachgeordneten Verwaltungen 
und als Legislative die Landtage sind genau die Stellen, die beispielsweise ge-
setzliche Rahmenbedingungen verändern können. Da die Initiative Mitteldeut-
schland von allen Ressorts wahrgenommen wird, ist gewährleistet, dass Spezia-
listen, also Fachpromotoren, an der Umsetzung der Ziele arbeiten. 
Mit den Ministerpräsidenten, die eine Mehrheit im Landtag besitzen, sind auch 
Machtpromotoren eingebunden, die die Umsetzung unbequemer Projekte (z. B. 
Zusammenlegung von Verwaltungen) erreichen können. Dem stehen jedoch oft 
landespolitische Interessen entgegen. Vorhaben, die auf Effizienzsteigerung der 
Verwaltungen zielen, sind in der Regel mit Stellenabbau verbunden. Solche bri-
santen Themen werden vor Wahlen regelmäßig ausgeblendet und nicht weiter 
verfolgt, um eine Wiederwahl nicht zu gefährden.214 So wurde z. B. dem thüringi-
schen Ministerpräsidenten Althaus 2003 im eigenen Land von der FDP vorgewor-
fen, die Initiative Mitteldeutschland aus wahltaktischen Gründen zu blockieren. 
Auf einer Sitzung der Ministerpräsidenten wurden von ehemals 17 Projekten elf 
gestrichen.215 Wenn diese Taktik von allen Ministerpräsidenten verfolgt wird, 
können einschneidende Veränderungen in der länderübergreifenden Verwal-
tungszusammenarbeit nicht durchgesetzt werden. Insgesamt gibt es bei der Zu-
sammenarbeit von Ämtern nur kleine Fortschritte, da die betroffenen Institutio-
nen Beharrungskräfte zeigen und sich gegen Umstrukturierungen aus Angst vor 
Stellenabbau wehren oder aber weil es möglicherweise sachlich Gründe gibt, die 
gegen eine Zusammenlegung sprechen. Weitere Gründe, dass Vorhaben schei-
tern, können fehlende Gesetzgebungskompetenzen und das Fehlen der notwen-
digen finanziellen Mittel sein.216 
Über die erzielten Ergebnisse der Initiative Mitteldeutschland kann aus oben ge-
nannten Gründen (noch) nicht viel gesagt werden. Die Oppositionsparteien kriti-
sieren, dass Ziele und konzeptionelle Ansätze nicht klar seien und Anspruch und 
Wirklichkeit weit auseinander lägen. Nach Meinung der Verfasserin werden be-
reits die anvisierten Projekte den großen Zielen („Wirtschaftsbranchen stärken“ 
oder „Forschungs- und Entwicklungspotenziale ausbauen“) nicht gerecht. Es fehlt 
ein gemeinsames Handlungskonzept, dass über die Aufstellung hochgesteckter 
Ziele und die Nennung von Einzelprojekten hinausgeht. Dieser Eindruck erhärtet 
sich, wenn die Antwort zur 2003 von den SPD-Fraktionen gestellten „Großen Anf-
rage“ der Landesregierungen gelesen wird. Die Landesregierung betonte jedoch, 
dass informelle Abstimmungen auf der Arbeitsebene laufen, deren Ergebnisse 
erst später sichtbar werden. Mit dem Wissen aus dem Jahr 2008 muss konsta-
tiert werden, dass die Initiative Mitteldeutschland gewissermaßen verebbt ist und 
wenige Projekte realisiert wurden. 
                                          
214  Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (2004). 
215  Barth, Uwe (2003): Althaus ohne Initiative. Quelle: http://www.fdp-thueringen.de/presse.php?pid= 
371&dclp=c8b05a8e1381a4247566e2a611d3a997 (letzter Zugriff am 07.01.2009). 
216  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Ref. Raumordnung (2004); auch jüngere 
Recherchen bestätigen diese Einschätzung. 
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Unterstützende Maßnahmen für den mitteldeutschen Kernraum wurden von den 
regionalen Akteuren bisher nicht bemerkt. Die Philosophie der Ministerien scheint 
eher, die regionalen Akteure in ihrer Region agieren zu lassen und sich mehr um 
Themen zu kümmern, die die gesamten Länder betreffen. Nach Meinung der Ver-
fasserin wäre eine stärkere Zusammenarbeit mit der Wirtschaftsinitiative für Mit-
teldeutschland in Wirtschaftsfragen sinnvoll, da beide Initiativen das Ziel der 
„Stärkung der Wirtschaftsregion“ verfolgen. Insgesamt greifen die Landesregie-
rungen die Forderungen der Region nach günstigeren Rahmenbedingungen für 
länderübergreifende Zusammenarbeit und Projekte zu wenig auf und hemmen 
damit die grenzüberschreitende Regionalentwicklung. 
Fazit: Die Bewertung der Initiative Mitteldeutschland, die ein langfristiges stra-
tegisches Kooperationskonzept darstellt, bestand zum Zeitpunkt der Untersu-
chung lediglich zwei Jahre. Daher war eine abschließende Bewertung schwierig. 
So war im Rahmen der Diplomarbeit eine Evaluierung erzielter Ergebnisse nicht 
möglich. Grundsätzlich ist die alleinige Formulierung von Zielen und Benennung 
einzelner Projekte, ohne ein wirkliches Handlungskonzept, kritisch zu bewerten. 
Vom Ansatz her sind die Landesregierungen und die nachgeordneten Bereiche 
sowohl fachlich als auch machtpolitisch dazu in der Lage, länderübergreifend 
Rahmenbedingungen zu verändern, um die (wirtschaftliche) Entwicklung in Mit-
teldeutschland zu fördern. Der Umsetzung stehen Länderegoismen und  
-konkurrenzen, parteipolitische Interessen im Falle eines Regierungswechsels, 
die die Kooperation zunichte machen, und wahltaktisches Verhalten der Politiker 
entgegen. Die Initiative Mitteldeutschland kann ohnehin nicht als eindeutig re-
gionalpolitische Kooperation betrachtet werden, da ihr Wirkungskreis die drei 
Länder beinhaltet und regionale Akteure nicht eingebunden sind. 
5.4 Möglichkeiten und Grenzen 
Nachdem die einzelnen Kooperationen, die im weitesten Sinne Regionalentwick-
lung im Raum Halle-Leipzig zum Ziel haben, bewertet worden sind, können nun 
Rückschlüsse auf Möglichkeiten und Grenzen länderübergreifender regionaler 
Kooperationen gezogen werden. In Tabelle 2 sind die Stärken und Schwächen 
der hiesigen Kooperationen zusammenfassend dargestellt: 
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Tabelle 2:  Stärken und Schwächen der bestehenden regionalen Kooperatio-
nen 
Form Stärken Schwächen 
Staatsvertragsgremien 
RoKo und RAG 
(Raumordnungskommis-
sion, Arbeitsgemein-
schaft der Träger der 
Rauordnung, Landes- 
und Regionalplanung) 
 personell hochrangige 
Besetzung 
 Knüpfen von Kontakten 
 Informationsaustausch 
 erhält durch Staatsver-
trag politische Legitimati-
on 
 Vertretung der Region 
nach außen 
 keine Bindungswirkung 
der Beschlüsse 
 keine Sanktionsmöglich-
keit zur Durchsetzung von 
Beschlüssen 
 wichtiger Akteur verwei-
gert die Mitarbeit 
 ist nicht auf Dissens aus-
gerichtet 
 geringe Abstimmung zwi-
schen den beiden Ge-
schäftsführungen 
 Konzentration auf Einzel-
vorhaben 
 Treffen nur einmal jährlich 
Fazit: keine umfassende Regionalentwicklung, nur geringe Steuerungsmöglichkeiten, 







 inhaltlich gelungenes 
Konzept im Konsens der 
Beteiligten 
 REK als Zugang zu För-
dermitteln 
 Ansatz zur Entwicklung 
länderübergreifenden 
Bewusstseins 
 REK entfaltet keine Bin-
dungswirkung 
 REK wurde nicht fortge-
schrieben 






 breites Spektrum an Be-
teiligten 
 im Rahmen der Erfüllung 
seiner Aufgaben: Netz-
werkbildung 
 regelmäßige Treffen re-
gionaler Akteure 
 Informations- und Aus-
tauschplattform 
 Vertretung der Region 
 schwache politische Legi-
timation 
 fehlende finanzielle Aus-
stattung 




Fazit: kann Projekte befördern, aber fehlende Finanzausstattung verhindert weit rei-
chende Maßnahmen zur Regionalentwicklung, kann dem ursprünglichen Ziel „Umsetzung 
des REK“ wegen mangelnder Kompetenzen und finanzieller Mittel nicht nachkommen 




(e. V.; GmbH) 




 GmbH als ständig arbei-
tende Einheit 
 Finanzierung von Projek-
ten und Strategien 
 Vertretung der Wirt-
schaftsregion nach außen 
 Regionalmarketing 
 keine demokratische Legi-
timation zur regionalen 
Wirtschaftsentwicklung 
 politische Akteure nur im 
Aufsichtsrat eingebunden 
 mangelnde Verbindung 
zur Landespolitik 
Fazit: erfolgreiches Instrument zur Förderung der Wirtschaft in der Region, aber man-
gelnde Einbeziehung weiterer Akteure in verantwortlicher Position 
Initiative Mitteldeut-
schland 
(politische Strategie der 
drei Ministerpräsiden-
ten) 
 groß angelegte Initiative 
zur Entwicklung Mittel-
deutschlands 
 Anbindung auf höchster 
politischer Ebene 
 landespolitische Egoismen 
verhindern die Verwirkli-
chung konkreter Projekte 
 mangelhafte öffentliche 
Darstellung der Initiative 
 kein konkretes Maßnah-
menkonzept entworfen 
Fazit: interessanter politischer Ansatz gemeinsamer Entwicklung, hat bisher wenige 
sichtbare Ergebnisse hervorgebracht; droht, bei Regierungswechsel oder durch wahltak-
tisches Verhalten zu scheitern, bezieht sich auf die drei Länder, nicht nur die Region 
Halle-Leipzig 
Die „Initiative Mitteldeutschland“ bildet gewissermaßen eine Ausnahme in der 
Runde der länderübergreifenden Kooperationen. Sie konzentriert sich wenig auf 
den mitteldeutschen Kernraum Halle-Leipzig und ist damit weniger eine regional-
politische als eine landespolitische Initiative. Außerdem ist die Initiative in keine 
feste Struktur gefasst. Den anderen Kooperationen ist gemein, dass sie keine 
rechtlich bindenden Beschlüsse fassen können, was die hauptsächliche Schwäche 
der länderübergreifenden Kooperationen im Raum Halle-Leipzig darstellt. Im Fol-
genden wird weniger auf die individuellen Möglichkeiten und Grenzen der Koope-
rationen eingegangen, sondern das Kooperationsgeschehen im länderübergrei-
fenden Raum Halle-Leipzig in seiner Gesamtheit bewertet. 
5.4.1 Möglichkeiten 
In den vergangenen Jahren hat sich eine heterogene Kooperationsstruktur in der 
Region Halle-Leipzig gebildet. In dieser Zeit haben sich die wichtigsten regiona-
len Akteure herauskristallisiert, die zum einen den Nutzen in länderübergreifen-
der Zusammenarbeit sehen und zum anderen sich in verantwortlicher Position 
befinden und handlungsbefugt sind. In der Region Halle-Leipzig haben sich v. a. 
die Oberbürgermeister der Städte Halle (Saale) und Leipzig, einige Landräte, die 
hiesigen Industrie- und Handelskammern, die Regierungspräsidenten und einige 
engagierte Persönlichkeiten der Wirtschaft hervorgetan. Dieser große Pool an en-
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gagierten Personen (Fach- und Machtpromotoren) ist ein Potenzial dieser Region 
und bietet gute Voraussetzungen für regionalpolitische Zusammenarbeit.217 
Vorteile der überwiegend informellen Formen sind, dass ein breites Spektrum an 
Akteuren am Kooperationsprozess beteiligt sein kann. Durch die Einbindung von 
Wirtschaftsunternehmen kann privates Know-how zum Wohl der Region genutzt 
werden. Die privatwirtschaftliche Handlungslogik unterliegt stärker ökonomischen 
Zwängen und agiert daher oft effektiver als die öffentliche Hand. Die Wirtschafts-
initiative für Mitteldeutschland beispielsweise konzentriert seine Mittel auf das 
„Stärken von Stärken“ und setzt dabei seine Mittel effektiver ein, als die Politik, 
die das Konzept des „Abbaus von Schwächen“ verfolgt. Während die Politik also 
Defizite zu beseitigen versucht, setzt die Wirtschaft darauf, ihre „Zugpferde“ zu 
stärken und damit Impulse zu setzen, die auf andere Bereiche ausstrahlen.218 
Aber nicht nur die Beteiligung der Wirtschaft kann innovative und effektive An-
sätze für Regionalentwicklung hervorbringen. In allen Kooperationen wird der 
Prozessnutzen als Vorteil und Chance angesehen. Die gegenseitige Information, 
der Kontakt der verantwortlichen Akteure zueinander, die Netzwerkbildung und 
das daraus resultierende Vertrauen der Akteure sorgen dafür, dass viele Themen 
(z. B. Abstimmung von Plänen) bereits auf informeller Arbeitsebene unterhalb 
der eigentlichen Kooperation abgestimmt werden219 und dass ein Verständnis für 
die Lage und Entscheidungen des anderen geschaffen wird. Einzelne Projekte bil-
den in diesem Fall oft Mittel zum Zweck. Bestehende Netzwerke erleichtern auch 
die Zusammenarbeit in Bereichen, in denen bisher nicht kooperiert wird. 
Länderübergreifende regionale Kooperationen sind v. a. dann erfolgreich, wenn 
sie konfliktfreie Themen und Projekte zum Vorteil aller Beteiligten zum Gegens-
tand haben. Solche Themen sind zum Beispiel die Anlage von Rad- und Wander-
wegen, Grünflächenplanung, Gewässerverbund, kulturelle Veranstaltungen, Re-
gionalmarketing, gemeinsame Infrastrukturvorhaben etc.220 Es war auch festzu-
stellen, dass gemeinsame Interessenlagen auf einer Ebene (z. B. zwischen Halle 
und Leipzig) den Kooperationswillen befördern und zu städtenetzartigen Struktu-
ren führen, die die Netzmaschen ausblenden und „ebenenspezifische“ Themen 
(beispielsweise finanzielle Unterstützung der Olympiabewerbung Leipzigs durch 
Halle) bearbeitet werden.221 
Die Aufstellung einer gemeinsamen Entwicklungsstrategie für die Region Halle-
Leipzig (REK) wurde auf allen Seiten als Erfolg bewertet. Hier konnten im Diskus-
sionsprozess auch konträre Auffassungen überwunden werden. Dieses im Kon-
sens der regionalen Akteure verabschiedete REK konnte damit den Zweck erfül-
len, die Förderung oder Durchführung einer Reihe von Projekten und Vorhaben 
                                          
217  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004); Wirtschaftsinitiative für Mittel-
deutschland (2004). 
218  Ebd. 
219  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004); Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-
Anhalt, Geschäftsführung der RoKo (2004); Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, 
Ref. Raumordnung (2004). 
220  Stadtplanungsamt und Wirtschaftsförderung Halle (2004); Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. 
Wirtschaftsförderung (2004); Wirtschaftsinitiative für Mitteldeutschland (2004). 
221  Stadtplanungsamt Leipzig (2004); Stadtplanungsamt und Wirtschaftsförderung Halle (2004). 
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(z. B. Infrastrukturvorhaben) in der Region zu erleichtern oder zu ermöglichen, 
da viele Investitionen und Förderungen des Bundes oder der EU ein abgestimm-
tes Konzept als Voraussetzung fordern. Dahingehend ist der REK-Prozess als er-
folgreich zu bewerten, v. a. im Vergleich zu anderen Region, in denen keine im 
regionalen Konsens verabschiedete Strategie fixiert werden konnte.222 In der 
Umsetzung des REK finden länderübergreifende Kooperationen jedoch schon bald 
ihre Grenzen223, wenngleich das Regionalforum Mitteldeutschland seine sich auf-
erlegten Aufgaben, regionalpolitische Ideenfindung und Initiieren von Projekten, 
durchaus erfüllt. Hieraus gingen viele einzelthematische Kooperationen hervor 
wie z. B. BioRegion Halle-Leipzig Management GmbH, Mitteldeutscher Verkehrs-
verbund, Mitteldeutsches Telematik-Netzwerk und Regionale Innovationsstrate-
gie. So ist die BioRegion Halle-Leipzig Management GmbH beispielsweise Ans-
prechpartner und Koordinator für alle Biotechnologie-Aktivitäten der Region. 
Außer Unternehmen und Forschungseinrichtungen der Branche wird die GmbH 
durch die beiden Länder Sachsen und Sachsen-Anhalt unterstützt.224 Im Zuge 
von Clusterprozessen werden sich diese themenorientierten Kooperationsansätze 
in Zukunft noch vermehren, indem jedes Cluster eine Art Netzwerk oder Koope-
ration pflegt, um das Cluster zu vermarkten und zu stärken. Regionalmarketing 
ist ebenfalls ein erfolgreiches Betätigungsfeld für regionale Kooperationen. Im 
Raum Halle-Leipzig wird es durch einen Verein gefördert und durch eine GmbH 
realisiert. Damit kann die länderübergreifende Region im nationalen und interna-
tionalen Kontext an Profil und Bekanntheit gewinnen. 
Die freiwillige Teilnahme der Akteure an kooperativen Prozessen zeigt deutlich, 
dass die Akteure einen Nutzen in der Zusammenarbeit sehen. Während Vertreter 
der Verwaltung vielleicht zur Zusammenarbeit verpflichtet werden können, agie-
ren Vertreter der Politik, Wirtschaft, Kammern, Verbände etc. freiwillig, weil sie 
davon Vorteile erwarten. 
Großes Potenzial zur Umsetzung einer länderübergreifenden Regionalentwicklung 
bietet die „Initiative Mitteldeutschland“, weil hier diejenigen agieren, die die 
rechtlichen und politischen Rahmenbedingungen verändern können. Die Befürch-
tungen, dass wahltaktisches Verhalten und landespolitische Egoismen diesen 
fruchtbaren Ansatz hemmen könnten, haben sich leider bewahrheitet. Es ist in 
den letzten Jahren still um diese Initiative geworden. 
5.4.2 Grenzen 
Den genannten Vorteilen oder Möglichkeiten, die Kooperationen in einem länder-
übergreifenden Raum bieten, stehen eine Reihe von Grenzen bzw. Defiziten ge-
genüber. 
Die Hauptschwäche der länderübergreifenden regionalen Kooperationsprozesse 
liegt in der mangelhaften Umsetzung der länderübergreifend abgestimmten Ziele 
                                          
222  Stadtplanungsamt Leipzig (2004); Stadtplanungsamt und Wirtschaftsförderung Halle (2004). 
223  Hier ist die mangelhafte Umsetzung der Leitbilder im Handeln der Städte, Kreise, Landesbehörden etc. 
gemeint. 
224  BioRegion Halle-Leipzig Management GmbH (Hrsg.) (2000): Bioregion Halle-Leipzig 2000. Biotechnologie 
in Sachsen und Sachsen-Anhalt. Halle, S. 1. 
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begründet, das bezeugen alle Experten. Das Hauptdefizit der länderübergreifen-
den Kooperationen in der Region ist die fehlende Bindungswirkung der Beschlüs-
se und die nicht ausreichende rechtliche Legitimation der Gremien. Sämtliche Be-
schlüsse und Pläne weisen nur empfehlenden Charakter auf. Auch Selbstver-
pflichtungserklärungen seitens der Akteure lösen keine rechtlichen Verbindlich-
keiten aus, es bestehen keine Sanktionsmöglichkeiten zur Durchsetzung von Be-
schlüssen. 
Dieser Sachverhalt – kombiniert mit egoistischen Verhaltensweisen der Akteure – 
ist die Ursache für die großen Umsetzungsdefizite länderübergreifender Strate-
gien. Solange es um die abstrakte Diskussion einer Sache geht, finden die Akteu-
re noch einen Konsens. Geht es jedoch „um konkrete Vorteile, um Geld, kämpft 
doch jeder für sich alleine und gönnt dem anderen am liebsten gar nichts“225. 
Wenn harte Standortentscheidungen (z. B. Unternehmensansiedlung, Einzelhan-
del) zu treffen sind, überwiegt in der Praxis das Konkurrenzdenken zwischen den 
einzelnen Teilräumen („Kirchturmpolitik“) und zuvor im Konsens getroffene Stra-
tegien sind nichtig. Das vorhandene gemeinsame Problembewusstsein und Enga-
gement der Akteure schlägt sich in Konkurrenzsituationen häufig nicht in den 
Entscheidungen nieder. In diesen Situationen überwiegt der Druck jeder Gebiets-
körperschaft, erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung in „ihrem“ Gebiet zu erzeu-
gen, so dass gemeinsame Konzepte diesem egoistischen Gedanken zum Opfer 
fallen. Zudem kümmern sich die gewählten Vertreter der Gebietskörperschaften 
(Oberbürgermeister, Landräte) verständlicherweise in erster Linie um die Weiter-
entwicklung ihres Wahlkreises, weil sie sich nach einer Legislaturperiode wieder 
zur Wahl stellen müssen. Die in der Literatur hervorgehobene „Vorbereitung auf 
die Lösung harter Konflikte“ in informellen Gremien hat sich im Beispielraum bis-
lang nicht bestätigt. 
Die Wirkung der Landesgrenze tritt in zwei Aspekten begrenzend zutage. Zum 
einen verhindern landespolitische Egoismen die Etablierung eines länderübergrei-
fenden, mit weit reichenden Kompetenzen zur Regionalentwicklung ausgestatte-
ten Gremiums.226 Die Gründe dafür können nur vermutet werden. Nach Meinung 
der Verfasserin könnte möglicherweise eine Rolle spielen, dass die Landesregie-
rungen eine starke Region Halle-Leipzig (abseits der jeweiligen Landeshauptstäd-
te) fürchten und der regionalen Ebene nicht so viel Macht zubilligen wollen. Zum 
anderen schaffen es die Landesregierungen nicht, die Rahmenbedingungen für 
die Region so zu gestalten, dass länderübergreifende Projekte und Ziele auch oh-
ne ein umfassendes Kooperationsgremium befördert werden können. Hier wer-
den die variierenden gesetzlichen Regelungen, die unterschiedlichen verwal-
tungsorganisatorischen Zuständigkeiten und v. a. die nicht einheitliche Förderku-
lisse für Wirtschaftsförderung von den Experten kritisiert. Gerade der letzte 
Punkt ist erheblich: Förderungen aus dem Steueraufkommen eines Landes kön-
nen nur für Projekte im eigenen Land gewährt werden. Die Organisation der För-
derung eines länderübergreifenden Projektes wird wegen des hohen Verwal-
                                          
225  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004). 
226  So wurden die umfassenden Ansätze der Lenkungsgruppe nur unzureichend im Staatsvertrag aufgegriffen. 
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tungsaufkommens nur bei großen Projekten durchgeführt.227 Hier besteht unbe-
dingt Handlungsbedarf. Die Harmonisierung der „Förderfibeln“ ist aus einem 
teren Grund sinnvoll. Bisher nutzen potenzielle Investoren die Konkurrenz der 
Länder untereinander aus und treiben die Fördersummen nach oben.228 Doch 
auch hier müssen erst die Egoismen überwunden und ländereigene Interessen 
gegebenenfalls zurückgestellt werden. 
Die fehlende Bindungswirkung von Beschlüssen schlägt sich auch darin nieder, 
dass eine Vernetzung des informellen REK mit der formalen Planung nicht statt-
gefunden hat, dieses konsensgetragene Konzept also keine Verankerung in ver-
bindlichen Plänen gefunden hat. 
Eine weitere Grenze regionaler Kooperationen stellt die schwache Finanzausstat-
tung regionalpolitischer Gremien (Regionalforum Mitteldeutschland) dar, die auf 
die oft desolate Haushaltssituation der Mitgliedskommunen zurückzuführen ist. 
Damit können diese Gremien keine länderübergreifenden prioritären Projekte 
selbst fördern, sondern bleiben in der Ideenfindungs- und Initiatorenrolle. Gera-
de Projekte, die keinen oder geringen wirtschaftlichen Nutzen abwerfen, finden 
nur schwer einen Träger. Mit einer gewissen finanziellen Ausstattung ließe sich 
ein professionelles Regionalbüro einrichten, welches das Management übernimmt 
und als Ansprechpartner sowie Vertreter der Region dient. Die Vorteile einer 
kräftigen Finanzausstattung zeigt der Erfolg Wirtschaftsinitiative für Mitteldeut-
schland. 
Das Kooperationsgeschehen in der Region Halle-Leipzig insgesamt ist sehr viel-
schichtig und heterogen. Neben den vorgestellten thematisch breit angelegten 
regionalpolitischen Kooperationen haben sich, wie beschrieben, eine große An-
zahl einzelfachlicher Kooperationen gebildet. In der Praxis ist es so, dass die 
Kooperationen untereinander zum Teil schlecht koordiniert und gering miteinan-
der verknüpft sind. Daher werden verschiedene Themen innerhalb mehrerer 
Gremien bearbeitet und unterschiedliche Strategien verfolgt. So wurde z. B. das 
Projekt Regionale Innovationsstrategie durchgeführt, in dem Strategien für die 
innovative, v. a. wirtschaftliche Entwicklung der Region Halle-Leipzig erarbeitet 
wurden (Identifizierung von Wirtschaftsbereichen, in denen Potenziale für eine 
innovative Entwicklung in der Zukunft liegen). Das gleiche Ziel verfolgt die Wirt-
schaftsinitiative für Mitteldeutschland mit ihrer Clusterstrategie, in der zukunfts-
fähige Cluster für den länderübergreifenden Raum identifiziert wurden. Damit 
werden Synergien und Bündelungseffekte verhindert. Für potenzielle Investoren 
ergibt sich so ein unübersichtliches Bild davon, welche Strategie wirklich verfolgt 
wird und wer dafür Ansprechpartner ist. Die Vielfalt der Kooperationsgremien 
sorgt auch dafür, dass für die regionalen Akteure (insbesondere die Kommunen) 
eine Mitarbeit an allen Gremien nicht möglich ist. Sie beklagen personelle Kapazi-
tätsprobleme,229 da diese Aufgaben neben den gesetzlich verankerten Verwal-
tungsaufgaben zu bewältigen sind. Dieser mangelhaften Koordination sind sich 
                                          
227  Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt, Abt. Wirtschaftsförderung (2004); Wirtschaftsinitiative für Mittel-
deutschland (2004). 
228  Ministerium für Bau und Verkehr des Landes Sachsen-Anhalt, Ref. Raumordnung (2004). 
229  Landkreis Merseburg-Querfurt, Regionale Planungsgemeinschaft Halle (2004). 
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die Akteure durchaus bewusst, doch es wurde noch kein Weg der Harmonisie-
rung gefunden. Es fehlt an einem den gesamten Kooperationsprozess moderie-
renden und koordinierenden Prozesspromotor. 
Im Zusammenhang mit den geringen personellen und finanziellen Kapazitäten 
der Verwaltungen wurde häufig das Defizit der zum Zeitpunkt der Untersuchung 
2004 in Sachsen-Anhalt immer noch nicht durchgeführten Verwaltungsgebietsre-
form genannt. Zudem erschwert die kleinteilige Struktur in Sachsen-Anhalt be-
reits in der Teilregion die Konsensbildung. Hier ist mit der 2007 in Kraft getrete-
ne Kreisgebietsreform mit Verbesserungen in der Abstimmung zu rechnen. 
Eine weitere Grenze länderübergreifender regionaler Kooperationen insbesondere 
der Staatsvertragsgremien wurde deutlich, dass Kooperationen nicht erzwungen 
und aufgesetzt werden können.230 Das bezieht sich auf zwei Dinge: Einerseits 
kann kein Partner gezwungen werden, in den Kooperationen mitzuwirken. Ande-
rerseits befinden sich die regionalen Akteure in einer gewissen Opposi-
tionshaltung bezüglich der Staatsvertragskonstruktion, weil aus dem anfangs re-
gionalen Ansatz der Lenkungsgruppe ein thematisch und räumlich eingeschränk-
tes Gremium hervorgegangen ist, welches zudem von Landesvertretern domi-
niert wird. Regionale Kooperationen können nur erfolgreich sein, wenn ihre Ar-
beit von der Region bestimmt wird. 
Länderübergreifende politische Kooperationen wie die Initiative Mitteldeutschland 
unterliegen der Gefahr, dass sie stark von parteipolitischen Erwägungen abhän-
gen. Es ist zu befürchten, dass dieser Ansatz bei einem Regierungswechsel nicht 
weiter verfolgt wird. Außerdem hat sich bei der Umsetzung der Initiative Mittel-
deutschland bereits offenbart, dass, wenn konkrete Projekte anstehen, die auch 
Nachteile mit sich bringen, egoistische Interessen in den Vordergrund rücken. 
Die unterschiedliche Stärke von Kooperationspartnern stellt eine Grenze koope-
rativen Handelns dar. Der jeweils stärkere Partner sieht in der Regel einen gerin-
geren Kooperationsbedarf als der vermeintlich schwächere Partner. Dieses Un-
gleichgewicht zu Lasten Sachsen-Anhalts ist auch im Raum Halle-Leipzig spürbar. 
                                          
230  Regionaler Planungsverband Westsachsen (2004). 
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6 Zusammenfassung und Ausblick 
Auf Basis intensiver Literaturarbeit wurden verschiedenen Formen der regionalen 
Zusammenarbeit systematisiert, ihre Vor- und Nachteile abgeschätzt und im 
Hinblick auf eine mögliche länderübergreifende Ausdehnung geprüft. Dabei sind 
folgende Ergebnisse herauszustellen: 
 Jegliches Kooperationsgeschehens bedarf, um Erfolg zu haben, des Willens 
der Beteiligten. 
 Nur öffentlich-rechtliche Kooperationsformen sind in der Lage, rechtlich ver-
bindliche Entscheidungen zur länderübergreifenden Regionalentwicklung zu 
treffen. Sie bedürfen staatsvertraglicher Regelungen. In Anbetracht des Ziels 
einer umfassenden Regionalplanung und -entwicklung stellen Mehrzweckver-
bände die geeignete Form länderübergreifender Zusammenarbeit dar. 
 Privatrechtliche Formen (v. a. GmbH und e. V.) sind nicht an Landesgrenzen 
gebunden. Sie stellen flexible Handlungsformen für regionalplanerische The-
menfelder wie Regionalplanung, ÖPNV etc. dar. Ihnen mangelt es jedoch an 
demokratischer Legitimation und daran, keine behördenverbindlichen Ent-
scheidungen treffen zu können. 
 Informellen strategischen Kooperationen (v. a. informellen Netzwerken, Re-
gionalen Entwicklungskonferenzen und Städtenetzen) kommen in der Praxis 
aufgrund ihrer Unverbindlichkeit, ihrer Offenheit für alle regionalen Akteure, 
ihrer Unabhängigkeit von länderrechtlichen Regelungen und ihres Prozessnut-
zens in länderübergreifenden Regionen große Bedeutung zu. Ihnen mangelt 
es jedoch oft an demokratischer Legitimation und Umsetzungskraft. 
Aus den theoretischen Grundlagen und der Systematisierung der Kooperations-
formen wurden Kriterien zur Bewertung von Möglichkeiten und Grenzen regiona-
ler Kooperationen abgeleitet. Als entscheidend wurden die Kriterien Kooperati-
onsantrieb, politische Legitimation sowie Problemlösungs- und Umsetzungskom-
petenz identifiziert. 
In der Region Halle-Leipzig hat sich eine heterogene Kooperationsstruktur aus 
verschiedenen Gremien und Strategien herausgebildet, ein Zeichen dafür, dass 
keine der Kooperationen für sich einen alleinigen Vertretungsanspruch für die 
Region in Anspruch nehmen kann. Das deutet auch darauf hin, dass bisher kein 
ideales Kooperationsinstrument gefunden wurde, um alle Facetten der Regional-
entwicklung in dem länderübergreifenden Raum in einem Gremium oder unter 
dem Dach eines Gremiums abzustimmen. 
Der Kooperationsprozess der Region wurde hinlänglich beschrieben, die ausge-
wählten Formen in ihrer Funktionsweise untersucht und anhand der Kriterien be-
wertet. Im Einzelnen können folgende Fazits gezogen werden: 
 Die durch den Staatsvertrag ins Leben gerufenen Gremien RoKo und RAG 
konnten die an sie gestellten Erwartungen nicht erfüllen. Eine umfassend ab-
gestimmte Regionalentwicklung wird in diesen Gremien nicht gefördert. Be-
reits mit der Konstruktion des Staatsvertrages wurden die Chancen für eine 
länderübergreifende Regionalentwicklung vertan, da die gefassten Beschlüsse 
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keine Bindungswirkung entfalten. Anfangs konnten die Staatsvertragsgremien 
durchaus Erfolge erzielen (Abstimmung von Infrastrukturprojekten, Initiierung 
des REK), der Streit über den großflächigen Einzelhandel jedoch hat die Mitg-
lieder der RoKo entzweit und Leipzig zur „Politik des leeren Stuhls“ veranlasst. 
Auch eine die Struktur verändernde und Aufgabenbereiche erweiternde neue 
Geschäftsordnung hat die Hauptprobleme (unverbindliche Beschlüsse und 
Verweigerung Leipzigs) bisher nicht vollständig gelöst. 
 Die Aufstellung eines REK auf zwei Regionalen Entwicklungskonferenzen unter 
Beteiligung eines breiten Spektrums von Akteuren stellte einen guten Ansatz 
für eine länderübergreifende Regionalentwicklung dar. Doch auch hier sorgt 
die Unverbindlichkeit des informellen Konzeptes für eine mangelhafte Umset-
zung, da die Akteure entgegen einer Selbstverpflichtungserklärung die an-
gestrebten Ziele nicht dauerhaft und konsequent verfolgen. 
 Das zur Umsetzung geschaffene Regionalforum Mitteldeutschland allein kann 
die Realisierung des REK nicht leisten. Im Rahmen seiner Möglichkeiten konn-
ten prioritäre Projekte „angeschoben“ werden. Da das Regionalforum nie 
selbst als Projektträger auftritt, werden in der Regel nur wirtschaftlich lukrati-
ve Projekte realisiert. 
 Die Wirtschaftsinitiative kann als erfolgreichste Kooperation bezeichnet wer-
den. Hier steht die wirtschaftliche Entwicklung der Region im Vordergrund. Da 
dies eine Initiative der strukturbestimmenden Wirtschaftsunternehmen ist, ist 
die länderübergreifende Perspektive stark ausgeprägt. Hier mangelt es jedoch 
an politischer Legitimation und an der Einbindung der Politik. 
 Die viel versprechende Initiative Mitteldeutschland wurde 2002 von den Minis-
terpräsidenten Sachsens, Sachsen-Anhalts und Thüringens ins Leben gerufen, 
um den mitteldeutschen Raum gemeinsam zu entwickeln. 2008 muss konsta-
tiert werden, dass die Initiative eindeutig an Dynamik eingebüßt hat und 
kaum Ergebnisse in der Öffentlichkeit präsentiert werden. 
Werden die Möglichkeiten und Grenzen der länderübergreifenden Kooperationen 
im Raum Halle-Leipzig zusammengefasst, überwiegen die Grenzen bzw. Defizite 
die Chancen doch erheblich. Als Möglichkeiten stehen 
 die Bildung von Netzwerken (horizontale und vertikale Verknüpfung der Ebe-
nen), 
 die umfassende Beteiligung von Fach- und Machtpromotoren, 
 der Prozessnutzen, 
 ein abgestimmtes REK und 
 die Realisierung konfliktfreier Projekte 
einer Reihe von Grenzen gegenüber: 
 keine Bewältigung harter Konflikte, 
 keine Bindungswirkung der Beschlüsse und keine Sanktionsmöglichkeiten zur 
Durchsetzung von Beschlüssen, 
 schwach ausgebildete Selbstbindung der Akteure (Machtpromotoren, die ihre 
Möglichkeiten nicht ausnutzen), 
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 ausgeprägtes Konkurrenzverhalten bei der Werbung von Investoren und 
Standortentscheidungen, 
 keine Vernetzung strategischer Planung mit formaler Planung, 
 schwacher Finanzierungsgrad und damit geringe Handlungsmöglichkeiten der 
regionalen Kooperationsformen (mit Ausnahme der Wirtschaftsinitiative), 
 die schwache Abstimmung und Harmonisierung der Kooperationen unterei-
nander und 
 die Landesgrenze selbst. 
Die Landesgrenze bzw. die Zugehörigkeit der Teilregionen zu verschiedenen Län-
dern bringt in die regionale Kooperation in der Region Halle-Leipzig eine landes-
politische Komponente ein, da für öffentlich-rechtliche Kooperationsformen die 
staatliche Ebene unbedingt einbezogen werden muss. Damit gewinnen die Län-
der oder die Landesebenen in zweierlei Hinsicht eine große Bedeutung: Erstens 
schlagen sich unterschiedliche Länderinteressen und politische Strategien in der 
Region nieder und zweitens treten im Bundesland-Teilregion-Verhältnis unter-
schiedliche Auffassungen und Ziele zutage. Die regionale Ebene ist mit zu gerin-
gen Kompetenzen ausgestattet, um die länderübergreifende Regionalentwicklung 
verbindlich zu gestalten. Unterschiedliche gesetzliche Regelungen, Genehmi-
gungsverfahren, Verwaltungsorganisationen, Zuständigkeiten, Förderkulissen 
etc. behindern die Umsetzung länderübergreifender Projekte. Darüber hinaus ha-
ben die Länder die Forderungen nach günstigeren Rahmenbedingungen für län-
derübergreifende Zusammenarbeit im Bereich der Regionalentwicklung bislang 
ungenügend erfüllt. Der regionale Ansatz der Lenkungsgruppe wurde mit dem 
Staatsvertrag und den daraus resultierenden Gremien nicht gebührend umge-
setzt. Zu dieser Zeit bestand durchaus der politische Wille auf regionaler Ebene, 
weit reichende Kooperationsformen zu finden. Mit der thematischen und räumli-
chen Eingrenzung wurde diese Chance vertan. Inzwischen ist eine stärker institu-
tionalisierte Lösung in weite Ferne gerückt. Die Landesgrenze stellt also ein Hin-
dernis für die gemeinsame Entwicklung dar, das allein von der Region nicht 
überwunden werden kann. Der Wille der Länder ist dafür unerlässlich. Die Lan-
desgrenze erschwert also die ohnehin schwierige regionale Kooperation in der bi-
polaren Region. 
In Anbetracht der Fülle regionalpolitischer und raumplanerischer Kooperationen 
und auch der verschiedenen eingebundenen Ebenen in dem Raum war eine posi-
tivere Bilanz erwartet worden, zumal die Kooperationsansätze überwiegend aus 
der Region stammen. Nachdem die anfangs hohen Erwartungen an die Wirkung 
der Kooperationen für eine gemeinsame Regionalentwicklung nicht erfüllt werden 
konnten, ist bei vielen Akteuren Ernüchterung eingetreten. Insbesondere die Ge-
schehnisse in der Raumordnungskommission haben dazu beigetragen. Es gibt im 
Moment keinerlei Bestrebungen, neue Strukturen zu versuchen oder eine Institu-
tionalisierung informeller Gremien vorzunehmen.  
Zusammenfassend ist festzustellen, dass die existierenden Gremien sektoral zu 
einer länderübergreifenden Entwicklung der Region beitragen und in positiver 
Weise ein breites Spektrum an Akteuren am Kooperationsprozess beteiligen, eine 
ganzheitliche länderübergreifende Regionalentwicklung aber durch keines der 
Gremien erreicht wird. Hierzu sind stärkere Strukturen notwendig, die in der La-
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ge sind, verbindliche Entscheidungen zu treffen und durchzusetzen. In der Regi-
on gibt es derzeit keine Ambitionen einer solchen Institutionalisierung. Zwar wird 
der Druck, v. a. finanzieller Art, zu kooperieren von den Beteiligten gesehen, 
doch haben sich aufgrund dessen noch keine strafferen Strukturen gebildet. Der 
Ansatz dazu muss „von innen“ kommen, der Kooperationswille der Beteiligten ist 
durch nichts zu ersetzen, aber die Länder müssen ebenso willens sein, die län-
derübergreifende Kooperation zu unterstützen. 
Die Bedeutung länderübergreifender regionaler Kooperationen wird in der Zu-
kunft weiter zunehmen. Die Tendenz geht dabei v. a. zu projekt- und handlungs-
orientierten Ansätzen, die nur sektoral eine Abstimmung leisten. Es bedarf aber 
regionsbezogener Ansätze, die die verschiedenen Ansprüche und Entwicklungs-
vorstellungen in ein Konzept integrieren und dazu rechtliche Verbindlichkeiten 
auslösen. Eine mögliche Kooperationsform könnte ein Regionalverbandsmodell 
sein – ein länderübergreifender Mehrzweckverband mit weit reichenden Kompe-
tenzen im Planungsbereich, der zugleich als Dach für weitere einzelthematische 
Kooperationen dienen kann.  
 





Auszug aus der Vorstellung der wesentlichen Inhalte der Leitbilder auf der 2. 
Regionalen Entwicklungskonferenz.  
 
„(…) Am Anfang unserer Zusammenarbeit war das strategische Ziel für die Entwicklung 
der Region gemeinsam aus der nationalen und internationalen Einordnung und den Po-
tentialen der Region zu bestimmen. Dieses Ziel ist in der Leitidee formuliert: „Entwick-
lung einer international wettbewerbsfähigen Region mit europäischer Ausrichtung, die in 
ihrer Entwicklung dem Prinzip der Nachhaltigkeit folgt.“(…) Für die Regionale Entwick-
lungskonzeption wurden die folgenden Leitbilder entwickelt: 
 Leitbild „Bevölkerungs- und Arbeitsmarktentwicklung“ 
 Leitbild „Wirtschaftliche Strukturentwicklung“ /“Teilleitbild Handel“ 
 Leitbild „Wissenschaft und Innovation“ 
 Leitbild „Berufliche Aus- und Weiterbildung“ 
 Leitbild „Verkehr“ 
 Leitbild „Entwicklung von Gewerbeflächen und Wohnbauland“ 
 Leitbild „Naturschutz und Landschaftspflege“ 
 Leitbild „Land- und Forstwirtschaft“ 
 Leitbild „Kultur als Standortfaktor“ 
 Leitbild „Sport als Standortfaktor“ 
(…) Bei dem Versuch, die Leitidee etwas näher zu kennzeichnen bzw. zu untersetzen, 
lassen sich aus den vorliegenden Leitbildern stichpunkthaft die folgenden wichtigsten 
Leitziele für die strategische Ausrichtung hervorheben. 
1. Verminderung des dramatischen, auf 15% bis zum Jahr 2010 prognostizierten Bevöl-
kerungsrückgangs, verbunden mit einer hohen Überalterung der Bevölkerung, durch 
 Standortbindung v. a. der jungen Bevölkerung in der Region, 
 die Initiierung von Zuwanderung, begründet durch ein attraktives Arbeitsplatzange-
bot, 
 die Sicherung bedarfsgerechten und bezahlbaren Wohnraums sowie der Ausweisung 
preisgünstigen Wohnbaulandes für Wohneigentumsbildung, 
 ein Angebot attraktiver Ausbildungsplätze, 
 den Ausbau der Infrastruktur zum Anschluss der Region an europäische Netze, 
 die Erhaltung bzw. Schaffung einer lebenswerten natürlichen und kulturellen Lebens-
umwelt. 
2. Von nahezu alles entscheidender Bedeutung ist gegenwärtig die Konzentration aller 
Akteure auf die wirtschaftliche Strukturentwicklung, d. h. die Schaffung von zukunftsfä-
higen Arbeitsplätzen. 
Leitziel für diese Region kann nur ein innovationsgeprägter wirtschaftlicher Struktur-
wandlungsprozess sein, der zu international wettbewerbsfähigen Strukturen führt. Dies 
erfordert die Verknüpfung des wissenschaftlichen Potentials der Region mit der Produkti-
on. Für die Ausrichtung leistungsstarker renommierter Unternehmen sind zunächst die 
Voraussetzungen für wissenschaftlich technische Hochleistungen und für die Einbindung 
in transeuropäische Informations- und Verkehrsnetze zu schaffen. Das Vorhandensein 
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hochqualifizierter Arbeitskräfte wird schon bald ein prioritärer Faktor der Standortent-
wicklung für die Region sein. 
3. Eine wesentliche Basis für die erfolgreiche Entwicklung der Region ist ein innovations-
orientiertes Forschungs- und Entwicklungspotential; dieses ist in der Region derzeit stark 
unterrepräsentiert. Gegenüber anderen deutschen Agglomerationsräumen gibt es deutli-
che Defizite für Innovation und Technologieentwicklung. 
Leitziel ist es, durch kräftige exogene Impulse eine Stärkung von Wissenschaft und Inno-
vation in der Region zu erreichen; das betrifft den Besatz der Region mit industriellen 
Forschungseinrichtungen des außeruniversitären Bereichs. Andererseits besteht erhebli-
cher Handlungsbedarf für das noch vorhandene Forschungspotential und hinsichtlich ei-
ner Regionalbindung der Universitäten und Hochschulen (Erhöhung der Attraktivität der 
Region als Hochschulstandort). 
4. Der Großraum Halle-Leipzig zeichnet sich durch eine günstige Verkehrslage innerhalb 
Deutschlands und in Europa aus, letzteres insbesondere im Hinblick auf die Ost-
Erweiterung der EU. 
Die Einbindung des Raumes Halle-Leipzig in die transeuropäischen Verkehrsnetze ist von 
entscheidender Bedeutung für die angestrebte Entwicklung der Region. Das Leitbild Ver-
kehr orientiert deshalb vordringlich auf 
 Einbeziehung in das europäische Hochgeschwindigkeitsnetz der Eisenbahn, 
 den Aus- bzw. Neubau der Autobahnen A 9, A 14, A 38, A 143, 
 den raschen Ausbau des Flughafens Leipzig/Halle 
 sowie auf ein leistungsfähiges intraregionales Verkehrsnetz, insbesondere einen leis-
tungsfähigen Schienenpersonennahverkehr; (in diesem Zusammenhang soll hervor-
gehoben werden, dass die Siedlungspolitik zur Verkehrsvermeidung und -
verminderung beitragen muss). 
5. Der Großraum Halle-Leipzig zeichnet sich durch eine hohe Dichte kultureller Einrich-
tungen aus. Leitziel ist es, die hochwertigen Kultureinrichtungen stärker untereinander zu 
vernetzen und die Ausprägung regionaler Identitäten zu fördern (gemeinsames kulturel-
les Image der Region – gemeinsame Vermarktung des reichen kulturellen Angebotes als 
Standortvorteil im Wettbewerb der europäischen Regionen). 
6. Natur und Landschaft sind „um ihrer selbst willen“, aber auch als weiche Standortfak-
toren für das menschliche Leben, Wohnen und Arbeiten und damit für die Attraktivität 
der Region als Wirtschaftsstandort zu sichern. Dieses Leitziel ist in den unterschiedlich 
ausgestatteten Teilräumen spezifisch umzusetzen. Generell sind neben der umweltver-
träglichen Landnutzung (im Einklang mit Natur- und Landschaftsschutz)Erholungs- und 
Freizeiteinrichtungen wesentlich auszubauen, um der wachsenden Nachfrage besonders 
hinsichtlich aktiver Formen der Erholung entsprechen zu können. Dafür bekommen be-
sonders die Bergbaufolgelandschaften in Betracht. Dies wird wesentlich zur Imagever-
besserung der zu DDR-Zeiten geschundenen Region beitragen. Von besonderer Bedeu-
tung ist dabei die Sicherung und Wiederherstellung der Auenlandschaft im Gebiet von 
Pleiße-Elster-Saale. 
7. Ein wesentliches Leitziel, das gegenwärtig so explizit vorliegt, sollte die attraktive 
städtebauliche Entwicklung der beiden Städte Leipzig und Halle – als den beiden Wach-
stumspolen – sein. Das Leitbild „Entwicklung von Gewerbeflächen und Wohnbauland“ 
enthält dazu wichtige Handlungsziele für eine aktive qualitätsorientierte Flächenpolitik, 
wie beispielsweise Nutzung von Brachflächen vor Neuerschließung von Bauland, Revitali-
sierung industriell-gewerblicher Standorte u. ä. Von entscheidender Bedeutung für die 
Lebensfähigkeit und Entwicklungsmöglichkeit der Städte ist es, die stark überhöhte Ein-
zelhandelsfläche im Außenbereich zugunsten der Innenstädte und Stadtteile erheblich zu-
rückzudrängen. Im Leitbild Handel werden dazu eine Reihe von speziellen Handlungszie-
len ausgewiesen. Nur wenn es den beiden Städten gut geht, geht es auch der Region 
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gut. Europäischer Wettbewerb der Regionen ist vor allem ein Wettbewerb der europä-
ischen Städte.“ 
 
Quelle: Benedict, Ernst (1996): Die strategische Ausrichtung der Region: Leitidee und 
Leitbilder. In: Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung, Minis-
terium für Raumordnung, Landwirtschaft und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt u. In-
stitut für Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung Halle-Leipzig e. V. (isw) (Hrsg.): 2. 









Mit der „2. Regionalen Entwicklungskonferenz für den Großraum Halle-Leipzig“ 
wird an den Diskussionsprozess sowie die Ergebnisse der 1. Regionalen Entwicklungskon-
ferenz am 21.06.1995 in Halle (Saale) angeknüpft. 
Die heutige Entwicklungskonferenz stellt ein wesentliches Zwischenergebnis einer inten-
siven, teilweise auch durch widerstreitenden Interessen und Standpunkte geprägte Ar-
beitsetappe dar. Im Verlauf dieser gut einjährigen Arbeitsperiode wurde durch eine große 
Zahl regionaler Akteure und unter Führung der aufgrund des Staatsvertrages zwischen 
dem Freistaat Sachsen und dem Land Sachsen-Anhalt gebildeten Raumordnungskommis-
sion Halle-Leipzig ein konsensfähiges, länderübergreifendes Entwicklungskonzept für den 
Raum Halle-Leipzig als Teil einer potentiellen europäischen Metropolregion erarbeitet. 
Das Regionale Entwicklungskonzept beinhaltet sowohl die Aussagen zur strategischen 
Ausrichtung des Wirtschafts- und Lebensraumes im Sinne von – Leitideen und Leitbil-
dern für die zukünftige Entwicklung – als auch ein umsetzungsorientiertes, projektkonk-
retes Regionales Maßnahmeprogramm. 
Die ihrem Charakter nach informellen Planungsunterlagen wurden unter strikter Beach-
tung der kommunalen Rechte und aufbauend auf den Erkenntnissen der Wissenschaft 
sowie einschlägiger Fachplanungen erstellt. Sie beinhalten Aussagen zu Entwicklungs-
chancen und -problemen sowie gemeinsamen Lösungsmöglichkeiten und Projekten von 
regionalübergreifender Impulswirkung. Grundsätzlich setzt ihre erfolgreiche praktische 
Umsetzung, dass sich bei allen beteiligten Partnern ein über die politische und wirtschaft-
liche Zusammenarbeit in Einzelfragen hinausgehender, dauerhafter Kooperationswille 
sowie ein stabiles Regionalbewusstsein entwickeln wird. 
Die projektkonkrete Verwirklichung des Regionalen Entwicklungskonzeptes kann nicht al-
lein Aufgabe von Politik und Verwaltung sein. Erforderlich sind zugleich die breite Einbe-
ziehung von Wirtschaftsverbänden, Kammern, Gewerkschaften sowie von Vertretern aus 
Kultur, Bildung und Wissenschaft. Für das zielführende Zusammenwirken dieser regional 
bedeutsamen Akteure soll in Form des „Mitteldeutschen Regionalforums Leipzig-
Halle-Dessau“ ein flexibles, ländergrenzenübergreifendes Handlungssystem geschaffen 
werden, das sich in seiner Arbeitsweise durch solche Prinzipien wie Freiwilligkeit, Selbst-
koordination und Selbstbindung auszeichnen soll. 
Beide Landesregierungen sowie Vertreter von Kommunen und Wirtschaft bekunden ihren 
Willen, dass sie in ihrer Arbeit das vorliegende Regionale Entwicklungskonzept für den 
Lebens- und Wirtschaftsraum Halle-Leipzig-Dessau berücksichtigen werden, um somit 
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gezielt die nachhaltige Entwicklung hin zu einer international wettbewerbsfähigen Region 
von nationaler und europäischer Bedeutung zu unterstützen. 
 
Leipzig, 18. September 1996   unterzeichnet von: 
Landrat Tischer (LK Bitterfeld) Landrat Bichoel (Saalkreis) 
Landrat Groß (LK Burgenlandkreis) Landrat Schöpp (LK Torgau-Oschatz) 
Landrat Czupalla (LK Delitzsch) Landrat Dr. Kreis (LK Weißenfels) 
Landrat Dieck (LK Leipziger Land) Landrat Dr. Littke (LK Wittenberg) 
Landrat Dr. Heuer (LK Merseburg-
Querfurt) 
Vorsitzender des RPV Westsachsen Dr. Gey 
Präsident der IHK Halle-Dessau Fell Präsident der IHK zu Leipzig Dr. Sommer-
latt 
Präsident der Handwerkskammer Halle 
(Saale) Stroisch 
Präsident der Handwerkskammer zu Leipzig 
Dirschka 
Regierungspräsident Dessau Kolditz Regierungspräsidentin Halle Häußler 
Regierungspräsident Leipzig Steinbach Vorsitzender der RoKo Benedict 
Ministerin für Rauordnung, Landwirt-
schaft und Umwelt des Landes Sachsen-
Anhalt Heidecke 
Sächsischer Staatsminister für Umwelt und 
Landesentwicklung Vaatz 
 
Quelle: Sächsisches Staatsministerium für Umwelt und Landesentwicklung, Ministerium 
für Raumordnung, Landwirtschaft und Umwelt des Landes Sachsen-Anhalt u. Institut für 
Strukturpolitik und Wirtschaftsförderung Halle-Leipzig e. V. (isw) 1996, S. 94 f. 
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